
Po
lit

ik
 fü

r 
W

is
se

ns
ch

af
t 

un
d 

Fo
rs

ch
un

g 
in

 D
eu

ts
ch

la
nd Politik für  

Wissenschaft und Forschung  
in Deutschland

Erich Thies / Nicola Leibinger-Kammüller (Hrsg.)



Politik für Wissenschaft und Forschung in Deutschland



Politik für Wissenschaft und 
Forschung in Deutschland

Herausgegeben im Auftrag  
der Konrad-Adenauer-Stiftung

EricH THiES / NicolA lEibiNgEr-KAmmüllEr (HrSg.)



Herausgegeben im Auftrag  
der Konrad-Adenauer-Stiftung

 

 

Alle rechte vorbehalten
© DroSTE VErlAg gmbH, Düsseldorf

Foto S. 7: Presse- und informationsamt der bundesregierung, chaperon
gestaltung: SWiTScH KommunikationsDesign, Köln

Herstellung: bonifatius gmbH, Paderborn
iSbN 978-3-7700-1919-9



Inhaltsverzeichnis

Geleitwort
Angela merkel 7

Vorwort
Erich Thies, Nicola leibinger-Kammüller 11

Vom Nutzen wissenschaftlicher Neugier  für die Demokratie – 
Die Rolle der deutschen Wissenschaftsakademien
Jörg Hacker, Stefan Artmann 13

Universitäre Forschung – 
Bemerkungen zur Exzellenzinitiative und zu ihrem Kontext
Peter Strohschneider 29

Universitäten als zentrale Säule des Wissenschaftssystems – 
Herausforderungen und Lösungswege 
Ulrike beisiegel 41

Wissenschaft und Forschung als Gemeinschaftsaufgabe 
von Bund und Ländern – 
Herausforderungen und Aufgabenteilung in einem  
föderalen System 
E. Jürgen Zöllner 55

Das deutsche Wissenschaftsmanagement im internationalen 
Vergleich –  Perspektiven einer Grenzgängerin
Katharina Janus 69

Die deutsch-chinesische Zusammenarbeit in Wissenschaft 
und Technologie als erfolgreiches Beispiel für den 
internationalen wissenschaftlich-technologischen Austausch 
Wan gang 85



Wissenschaftsförderung und internationale 
Vertrauensbildung
menahem ben-Sasson 101 

Forschungsstandort Deutschland – 
Perspektiven für F&E-intensive Unternehmen 
Andreas barner 109

Dijon
Horst bredekamp 117

Autorinnen und Autoren 123



7

„Was wir heute denken, werden wir 
morgen sein.“ Der Appell des 
Schweizer Naturwissenschaftlers 
max Thürkauf an unsere gestal-
tungskraft der Zukunft lässt sich 
gewiss auch als politischer Auftrag 
verstehen, auch jüngeren und kom-
menden generationen chancen auf 
ein gutes leben zu eröffnen. Die 
Vorstellungen von einem guten 
leben mögen höchst unterschied-
lich sein. Doch es gibt wenig Zwei-
fel daran, dass sich bildung und 

innovationsfähigkeit als Wohlstandsquellen erweisen. Wer für ein 
bildungs- und Ausbildungswesen Sorge trägt, das möglichst jedem 
raum gewährt, seine Talente entwickeln und entfalten zu können, der 
legt den grundstein für den Erfolg von morgen.

mit übernahme der regierungsverantwortung im Jahr 2005 haben 
wir bildung, Wissenschaft und Forschung zu einem Schwerpunkt 
bundespolitischen Handelns gemacht. Seitdem investieren wir so 
umfassend wie nie zuvor in Talent- und ideenschmieden unseres lan-
des – allein in der vergangenen legislaturperiode haben wir dafür über 
13 milliarden Euro zusätzlich in die Hand genommen. So konnten 
neue initiativen und Programme gestartet werden, die inzwischen 
unsere Hochschul- und Forschungslandschaft geradezu selbstver-
ständlich stärken.

Zentrale Weichenstellungen wie etwa die Exzellenzinitiative, der Pakt 
für Forschung und innovation, die Hightech-Strategie oder der Hoch-
schulpakt tragen die Handschrift von Annette Schavan. Als langjäh-

Angela merkel

Geleitwort
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rige landes- und bundesministerin hat sie die Wissenschafts-, bil-
dungs- und Forschungspolitik in Deutschland maßgebend geprägt. 
So hat sie auch erheblichen Anteil daran, dass Deutschland heute bei 
Forschung und Entwicklung zu den weltweit führenden Nationen 
zählt. Sowohl für den wissenschaftlichen Nachwuchs als auch für 
Spitzenwissenschaftler ist unsere Forschungslandschaft hoch attrak-
tiv. Dies kommt letztlich auch der innovationsstärke und internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zugute. So 
vielfältig die dahinter stehenden Erfolgsfaktoren auch sein mögen, 
von zentraler bedeutung scheinen mir vor allem drei Aspekte zu sein. 

Erstens geht es im Wesentlichen weniger um die Finanzierung 
bestimmter Einrichtungen oder Strukturen, sondern vor allem um die 
Förderung des einzelnen menschen mit seinen Neigungen und Fähig-
keiten. Forschung lebt vom Wissen und Können qualifizierter Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, von ihrer Neugier und ihrem 
Drang, immer wieder neuen Fragen nachzugehen. Attraktive bedin-
gungen, die dem Entdecker- und Pioniergeist genügend luft verschaf-
fen – darauf setzen wir. 

Zweitens: Forschung ist immer auch ein Wagnis mit offenem Ausgang. 
Viele Ergebnisse und ihr konkreter Nutzen lassen sich nur bedingt 
vorhersehen. Umso wichtiger ist es, Kräfte zu bündeln und daher auch 
die internationalisierung in der Forschung weiter voranzutreiben. 
Zudem gilt es, Wissenschaft und Wirtschaft, Entdeckerfreude und 
Unternehmergeist noch besser als bisher miteinander zu verzahnen 
und den Weg zu innovationen zu erleichtern. 

Und drittens braucht gute Forschungs- und bildungspolitik einen 
langen Atem. bis neue Strukturen ihre Wirkung entfalten, gehen oft 
Jahre ins land. Jede Ausbildung einer neuen generation von Nach-
wuchswissenschaftlern dauert ihre Zeit. gefragt ist also langfristiges 
Engagement. Entsprechend verlässlich hat der bund in den vergan-
genen Jahren seine investitionen in bildung und Forschung gesteigert 
– selbst in der schwierigen Phase der Finanz- und Wirtschaftskrise. 
Wir werden unverändert darauf hinwirken, dass im Jahr 2015 in 
Deutschland insgesamt zehn Prozent des bruttoinlandsprodukts für 
bildung und Forschung aufgewendet werden. 



9

geleitwort

Unser land will und kann seinem Anspruch gerecht werden, sich 
einen Spitzenplatz in Wissenschaft und Forschung dauerhaft zu 
sichern – sei es im Hinblick auf Hochschulen oder außeruniversitäre 
Forschung, sei es im Hinblick auf wissenschaftlichen Nachwuchs oder 
innovationsstarke Unternehmen. Dabei gesellt sich zum berechtigten 
Anliegen, den eigenen Wohlstand zu wahren, auch die Dimension 
globaler Verantwortung. ob es um die Energie-, Wasser-, lebensmit-
tel- und gesundheitsversorgung einer wachsenden Weltbevölkerung 
oder um ein umwelt- und ressourcenschonendes leben und Wirt-
schaften geht – es gibt mehr als genügend Herausforderungen, uns als 
land wissenschaftlicher Exzellenz zu beweisen, das richtungsweisen-
de ideen auch zur globalen Existenzsicherung beizusteuern vermag.

Wenn wir Zukunft als gestaltbaren raum der möglichkeiten erachten, 
dann erfordert das, sich darüber im Klaren zu sein, welche Zukunft 
wir anstreben und auf welche Stärken wir auf dem Weg dahin setzen. 
Politik hat das recht und die Pflicht, gemeinsame Ziele zu formulie-
ren. Daher freue ich mich über dieses buch zur Wissenschafts- und 
Forschungspolitik in Deutschland und wünsche allen leserinnen und 
lesern eine ansprechende und anregende lektüre.
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Unsere Zeit vergeht schnell; schneller als wir begreifen oder gar mit-
halten können. Und es ist schwer, durch Politik im Taumel von stän-
digen Veränderungen etwas, jedenfalls eine Zeit lang, Dauerndes zu 
schaffen. Was von der durch Annette Schavan zu verantwortenden 
Politik für Wissenschaft und Forschung in Deutschland langfristig 
bleibt, weiß man nicht. Was man aber weiß, ist, dass sie persönliche 
maßstäbe gesetzt hat: für die bedeutung von bildung in schwieriger 
Zeit und für eine konsistente und durchsetzungsfähige, mutige und 
integre Politik.

Annette Schavan trat bundespolitisch hervor in Verbindung mit der 
ersten PiSA-Untersuchung im Jahr 2000. Sie war Kultusministerin in 
baden-Württemberg und im folgenden Jahr Präsidentin der Kultus-
ministerkonferenz. Das PiSA-Ergebnis war ein Schock: Deutschland 
musste sich damals, von der Vorstellung verabschieden, man nähme 
im internationalen Vergleich eine historisch selbstverständliche Spit-
zenstellung ein, mit goethe und Schiller, mit Kant und Hegel im Hin-
tergrund und den vielen Nobelpreisträgern vom Anfang des letzten 
Jahrhunderts sowieso. Zur selben Zeit entstanden irritationen bezüg-
lich der wirtschaftlichen leistungsfähigkeit Deutschlands, beides 
zusammen war aber zu viel, um das bisherige, kräftige allgemeine 
Selbstbewusstsein in Deutschland ungeprüft aufrecht zu erhalten – 
auch und gerade im bildungsbereich. Eltern fingen an, sich um die 
Zukunft ihrer Kinder Sorgen zu machen. 

in dieser Situation hat Annette Schavan gegen erheblichen politischen 
Widerstand bildungsstandards durchgesetzt und so die grundlage für 
leistungsvergleiche der länder in der bundesrepublik Deutschland 
geschaffen. Sichtbar wurde auf diese Weise die Qualität der Schulen 
in den cDU/cSU-geführten ländern im Süden Deutschlands und 
deren erfolgreiche bildungspolitik. 

Erich Thies, Nicola leibinger-Kammüller

Vorwort
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Auch die Wissenschafts- und Forschungspolitik des bundes hat 
Annette Schavan in den letzten zehn Jahren wesentlich geprägt. 
Sowohl die gezielten maßnahmen zur Verbesserung der Qualität als 
auch die ihnen folgende haushaltsmäßige grundlegung waren in Euro-
pa einzigartig. über viele Jahre zuvor war es nicht selbstverständlich, 
dass der politischen rhetorik über die bedeutung von bildung für 
Staat und gesellschaft auch entsprechende Haushaltsbeschlüsse folg-
ten. Das war ihr Erfolg. 

Der vorliegende band versammelt beiträge zu verschiedenen Pers-
pektiven auf diese Zeit. Die Autoren schreiben vor allem aus ihren 
persönlichen Erfahrungshorizonten heraus und nicht als heutige oder 
gewesene Amtsinhaber. Es gibt auch keinen Anspruch auf Vollstän-
digkeit, etwa mit dem Ziel das gesamte Spektrum von Wissenschaft 
und Forschung des letzten Jahrzehnts sichtbar werden zu lassen. Statt-
dessen zeigen gerade die Äußerungen Einzelner ein bild dieser Zeit, 
anhand dessen man die wesentlichen Züge und Wendepunkte einer 
international erfolgreichen bildungs- und Wissenschaftspolitik ver-
folgen kann.

in diesen monaten werden die Weichen für die bildungs- und Wissen-
schaftspolitik der neuen bundesregierung gestellt. Und es wird sich 
zeigen, ob das bündel von maßnahmen – bestehend aus Exzellenzin-
itiative, Pakt für Forschung und innovation, Hochschulpakt, Pakt für 
lehre, Schwerpunktsetzungen bei der Kooperation von Universitäten 
und außeruniversitärer Forschung – auch in den kommenden Jahren 
einen Schwerpunkt der bundespolitik ausmachen wird oder nicht. 
Und weiter: ob es möglich sein wird, die grundsätzlichen Probleme 
des Föderalismus und die damit verbundenen offenen Finanzierungs-
fragen befriedigend zu lösen. Es ist allemal leichter, sich national popu-
lären schulpolitischen Fragen zuzuwenden, deren inhaltliche lösung 
sowieso den ländern obliegt, als kreative und mitreißende und lang-
fristige Perspektiven der Wissenschafts- und Forschungspolitik zu 
realisieren. bei ihr gilt es, den internationalen Wettbewerb zwischen 
den forschungs- und wirtschaftsstarken Staaten erfolgreich zu bestehen. 

Für letzteres stand die Person Annette Schavan für lange Zeit. Sie hat 
mit ihrer Politik deutliche maßstäbe gesetzt.
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Die Wissenschaftspolitik ist in den Fokus der öffentlichen Vernunft 
demokratischer Wissensgesellschaften gerückt

repräsentative Demokratien wie die bundesrepublik Deutschland 
fordern ihren bürgern und Volksvertretern ab, dass sie über alle Fra-
gen debattieren, die für die Zukunft ihres gemeinwesens von bedeu-
tung sind. in die öffentliche meinungsbildung und politische Ent-
scheidungsfindung bringt eine Vielzahl gesellschaftlicher gruppen 
ihre interessen ein. Die hierdurch innerhalb des gemeinwesens offen-
gelegten Konflikte bedrohen nur dann nicht dessen Fortbestehen, 
wenn sich Öffentlichkeit und Politik auf einen gemeinsamen rahmen 
für den interessenausgleich beziehen. Dazu gehört wesentlich ein 
Verständnis von Staatsaufgaben und gerechtigkeitsidealen, das die 
weit überwiegende mehrzahl der bürger in grundzügen miteinander 
teilt. Politische Entscheidungen, die aus diesem Verständnis heraus 
durch rationale Argumentation gewonnen worden sind, sollten von 
allen gesellschaftlichen gruppen wenn auch nicht immer als befrie-
digend empfunden, so doch als legitim anerkannt werden. Die „öffent-
liche Vernunft“1 demokratischer Verfassungsstaaten umfasst solche 
ideellen Voraussetzungen und argumentativen Auseinandersetzungen 
zur lösung politischer Konflikte.

im Fokus der öffentlichen Vernunft stehen zunehmend Herausfor-
derungen, die sich aus der Entwicklung der industrie- zur Wissens-
gesellschaft ergeben. bildung, Wissenschaft und Forschung werden 
zu einem prominenten gegenstand der öffentlichen Diskussion und 
des politischen gestaltungswillens. Denn die sozialen, ökonomischen 
und technischen innovationen, welche die private und berufliche 

Jörg Hacker, Stefan Artmann

Vom Nutzen wissenschaftlicher Neugier  
für die Demokratie –

Die Rolle der deutschen Wissenschaftsakademien
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lebenswelt umformen, wären ohne die immer engere Kopplung zwi-
schen gesellschaftlichem Wandel und wissenschaftlichem Erkenntnis-
fortschritt undenkbar.2 in diesem Sinne ist die Wissensgesellschaft eine 
Wissenschaftsgesellschaft.

über die Zukunftsaussichten eines gemeinwesens im Wettbewerb 
solcher Wissenschaftsgesellschaften bestimmt die jeweilige Fähigkeit 
zur innovation, wie Klaus Schwab in seinem Vorwort zum jüngsten 
Global Competitiveness Report des Weltwirtschaftsforums betont:

„in the current context, policymakers must avoid complacency and 
press ahead with the structural reforms and critical investments requi-
red to ensure that their countries can provide a prosperous environ-
ment and employment for their citizens. They must identify and 
strengthen the transformative forces that will drive future economic 
growth. Particularly important will be the ability of economies to 
create new value-added products, processes, and business models 
through innovation. going forward, this means that the traditional 
distinction between countries being ‘developed’ or ‘developing’ will 
become less relevant and we will instead differentiate among countries 
based on whether they are ‘innovation rich’ or ‘innovation poor.’ it 
is therefore vital that leaders from business, government, and civil 
society work collaboratively to create enabling environments to fos-
ter innovation and, in particular, to create appropriate educational 
systems.“3

Die Kennziffern des Global Competitiveness Report für Deutschland 
zeichnen das erfreuliche bild einer „innovationsreichen“ Nation: Wäh-
rend die beiden vorhergehenden Ausgaben des reports unser land 
noch auf rang 6 des globalen indexes für Wettbewerbsfähigkeit sahen, 
befindet es sich im neuesten index auf rang 4.4 bei der beurteilung 
des bildungs- und des Wissenschaftssystems in Deutschland ergibt 
sich ein differenziertes, aber insgesamt optimistisch stimmendes bild. 
Die indikatoren zur bildung bewegen sich zwar weit überwiegend 
nicht auf den ersten zehn Plätzen der jeweiligen rangliste, zeigen aber 
in eine positive richtung; die Kennziffern für die Qualität wissen-
schaftlicher Forschungseinrichtungen, für private Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben sowie für die Zusammenarbeit zwischen Uni-
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versitäten und Unternehmen gehören zu den weltweit zehn besten 
und weisen darüber hinaus eine positive Tendenz auf.

Der Global Competitiveness Report 2013-2014 belegt, dass in Deutsch-
land der politische Wille, der Wissenschafts- und Forschungspolitik 
eine sehr hohe relevanz einzuräumen, in den vergangenen Jahren zu 
maßnahmen geführt hat, die erfreuliche Wirkungen entfaltet haben. 
Auch andere indikatoren unterstützen diese Einschätzung. Hier ist 
insbesondere die in der sogenannten „lissabon-Strategie“ des Euro-
päischen rates im Jahre 2002 festgelegte Zielmarke zu nennen, die für 
2010 von den EU-27-Staaten einforderte, 3 Prozent ihres bruttoin-
landsproduktes für Forschung und Entwicklung aufzuwenden. Tat-
sächlich wurden durchschnittlich nur 2 Prozent erreicht.5 Die Situa-
tion in Deutschland sieht deutlich besser aus: So betrug 2010 der Anteil 
der Ausgaben für Forschung und Entwicklung am bruttoinlandspro-
dukt 2,82 Prozent und im Folgejahr 2,9 Prozent, wovon jeweils etwa 
ein Drittel auf staatliche investitionen entfielen.

Durch den Vergleich mit ländern wie Schweden und Finnland, Japan, 
Südkorea und israel, welche die 3-Prozent-marke im Jahre 2010 
bereits deutlich überschritten hatten,6 wird jedoch klar, dass es für die 
deutsche Politik verfehlt wäre, den Anstieg der staatlichen Förderung 
von Forschung und Entwicklung zwischen 2005 und 2013 von 9 mil-
liarden auf 14,4 milliarden Euro, der auch international gewürdigt 
worden ist,7 für ausreichend zu halten. Unser Ziel sollte es stattdessen 
sein, zu den führenden ländern aufzuschließen. Dafür ist es unab-
dingbar, dringend notwendige Entscheidungen (beispielsweise über 
die Weiterführung des sogenannten „Pakets der Pakte“8) in Angriff 
zu nehmen – gerade auch im lichte derjenigen Vorstellungen über die 
Aufgaben des Staates und die gerechte ordnung des Zusammenlebens, 
die zur basis unseres gemeinwesens gehören.

Die Wissenschaft ist auf Grund ihres hohen Beitrags zum Wohl 
der Menschheit ein öffentliches Gut, dessen staatliche Förderung 
geboten ist

Vergleichende bewertungen der innovationsfähigkeit von Staaten, wie 
sie das Weltwirtschaftsforum regelmäßig vorlegt, verweisen auf die 
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überaus große bedeutung des wissenschaftlich-technischen Fort-
schritts für volkswirtschaftliches Wachstum.9 Damit ist aber die 
wesentliche Frage, inwiefern die staatliche Forschungsförderung prin-
zipiell zu rechtfertigen ist, noch nicht beantwortet. Jenseits einer 
grundrechtlichen Sicherung der Freiheit von Wissenschaft, lehre und 
Forschung (wie sie beispielsweise in Deutschland der Artikel 5(3) des 
grundgesetzes garantiert) gilt diese Förderung nahezu unwiderspro-
chen als Staatsaufgabe, die auf grundbedürfnisse der bürger antwor-
tet und über deren beste Erfüllung im lichte von idealen der Vertei-
lungsgerechtigkeit debattiert wird. Trotz der allgemeinen Zustimmung 
sollten sich insbesondere Politiker und Wissenschaftler über die 
grundsätzliche legitimation von Forschungsförderung als Staatsauf-
gabe immer wieder neu rechenschaft ablegen, um gemeinsam zeitge-
mäße Strategien zu entwickeln, wie diese Aufgabe unter veränderten 
gesellschaftlichen bedingungen im Sinne des gemeinwohls wahrge-
nommen werden sollte.

in der traditionellen Sichtweise auf den liberalen rechtsstaat und sei-
ne marktwirtschaft hebt die rechtfertigung staatlicher Forschungs-
förderung darauf ab, dass Wissenschaft – ebenso wie eine nicht gesund-
heitsschädliche Atemluft, die landesverteidigung oder die innere 
Sicherheit – ein öffentliches gut ist. Ein gut heißt genau dann „öffent-
lich“, wenn es zwei bedingungen erfüllt.10 Erstens kann oder soll von 
seiner Nutzung niemand ausgeschlossen werden, weil dies einen zu 
hohen Aufwand bedeutete bzw. aus gründen der öffentlichen Ver-
nunft abzulehnen ist (Kriterium der Nicht-Exklusivität). Zweitens 
nimmt bei einem öffentlichen gut der Wert für einen Nutzer nicht 
ab, falls es auch andere Nutzer gibt (Kriterium der Nicht-rivalität). 
beide bedingungen werden von forschungsgeneriertem Wissen erfüllt: 
Einsteins gravitationstheorie soll jedem, der sie sich intellektuell 
aneignen will, zur freien Verfügung stehen, und ihr Erkenntniswert 
nimmt nicht deshalb ab, weil immer mehr menschen sie verstehen. 
Dass diese beiden Eigenschaften wissenschaftlicher Erkenntnisse poli-
tischen Zündstoff enthalten, sobald sie mit konkreten mechanismen 
ihrer Distribution konfrontiert werden, macht nicht nur die kontro-
verse Debatte um das open-Access-Prinzip im wissenschaftlichen 
Publizieren deutlich.11 Die rechtliche regulierung des geistigen Eigen-
tums an Forschungsergebnissen (z. b. in Form von Patenten) weist 
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auf ein ökonomisches grundproblem von Wissen hin: Kopieren von 
frei verfügbarem Wissen kostet üblicherweise weniger als das gene-
rieren neuen Wissens, sodass derjenige Unternehmer, der in Forschung 
investieren soll, ohne weitgehende Eigentumsrechte an dem neuen 
Wissen kaum einen wirtschaftlichen gewinn für sich erhoffen darf. 
in ökonomischer Hinsicht verliert Wissen an Wert, wenn es für kon-
kurrierende Nutzer frei zugänglich ist. gemessen am möglichen wirt-
schaftlichen Nutzen wissenschaftlicher Erkenntnisse werden die pri-
vaten Forschungsinvestitionen in der regel zu gering ausfallen, und 
dieses sogenannte „marktversagen“, das insbesondere bei der grund-
lagenforschung zu erwarten ist, rechtfertigt prinzipiell die Förderung 
von Forschung als Staatsaufgabe.12

Die sinnvolle politische Umsetzung der solchermaßen als Staatsauf-
gabe legitimierten Forschungsförderung benötigt allerdings wissen-
schaftliche Expertise: Erstens muss der wirtschaftliche Effekt einzel-
ner staatlicher Fördermaßnahmen, der nach bestem Wissen zu 
erwarten ist, abgeschätzt, zweitens mit den ökonomischen Wirkungen, 
die anderweitige Verwendungen desselben investitionsbetrags oder 
entsprechende Erleichterungen für private Forschungsinvestitionen 
erzielen könnten, verglichen und drittens als indikator für die Prio-
risierung von Fördermaßnahmen verwendet werden. Das sind über-
aus anspruchsvolle Forschungsaufgaben, die bisher nur unzureichend 
bearbeitet worden sind.13 John H. marburger iii, der Direktor des 
„office of Science and Technology Policy“ des Weißen Hauses und 
„Science Advisor“ des amerikanischen Präsidenten zwischen 2001 
und 2008, hat die sehr berechtigte Frage gestellt: „if we think empi-
rically based research is essential for learning about nature, or making 
useful products, then why should we not encourage research to build 
empirically validated foundations for effective science policy?“14 Zu 
der von marburger eingeforderten „Science of Science Policy“ gehört 
gewiss die Abschätzung der wirtschaftlichen Folgen von staatlichen 
investitionen in die Wissenschaft – so schwierig dies gerade im Fall 
der grundlagenforschung auch sein mag.

Selbst wenn eine verlässliche Analyse der wirtschaftlichen Wirkungen 
einzelner staatlicher Fördermaßnahmen vorläge, hieße es, Wissen-
schaft als öffentliches gut verkürzt darzustellen, falls sie allein als 
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investition prinzipiell gerechtfertigt würde, die einen durchschnittlich 
hohen volkswirtschaftlichen gewinn und materiell besseren lebens-
standard verspricht. gerade weil die staatliche Unterstützung von 
Forschung zu recht als investition gilt, ist es – wie bei anderen staat-
lichen Aktivitäten auch – notwendig, sie ebenfalls hinsichtlich der 
nicht-wirtschaftlichen Folgen zu thematisieren, die aus der geförder-
ten Wissenschaft entstehen können. Die öffentliche Vernunft muss an 
einem mehrdimensionalen bild der rolle der Wissenschaft in der 
demokratischen Wissensgesellschaft interessiert sein: Welche beiträge 
leistet sie – direkt und indirekt – zur Erfüllung der Staatsaufgaben 
sowie zur nachhaltigen Entwicklung des gemeinwesens?

Diese Frage stellt sich umso dringlicher, sobald wissenschaftliches 
Wissen als globales öffentliches gut betrachtet wird. „globalen cha-
rakter haben öffentliche güter, wenn ihre Nutzeffekte weltweite reich-
weite haben oder zumindest ländern und menschen in mehreren 
regionen zugutekommen. Zum Teil wird darüber hinausgehend gefor-
dert, dass die güter sowohl gegenwärtigen als auch zukünftigen gene-
rationen zur Verfügung stehen (Aspekt der Nachhaltigkeit).“15 Wenn 
wissenschaftliche Erkenntnis – neben dem Schutz der menschenrech-
te, dem Weltfrieden, der biodiversität und dem Klimaschutz, um nur 
einige wichtige beispiele zu nennen – ein globales öffentliches gut ist, 
dann muss die Debatte, wie dieses gut durch staatliche Förderung 
verwirklicht werden soll, neben den ökonomischen gleichberechtigt 
soziale, ökologische und andere Aspekte der geförderten Wissenschaft 
thematisieren. Hierbei sind im Kontext der weltweiten Nachhaltig-
keitsdebatte güterabwägungen vorzunehmen, die zunehmend auch 
die institutionen des Wissenschaftssystems selbst betreffen.16 

Wissenschaftsbasierte Beratung ist ein genuines öffentliches Gut 
demokratischer Wissensgesellschaften

Wenn demokratische Wissensgesellschaften über Forschungsförderung 
mit blick auf deren beziehung zu anderen Staatsaufgaben debattieren, 
wird die sehr große relevanz wissenschaftlicher Erkenntnisse für die 
meinungsbildung und Entscheidungsfindung deutlich sichtbar – und 
damit die überaus hohe bedeutung von Wissenschaft als öffentlichem 
gut. Denn unter den vielfältigen Facetten des Nutzens wissenschaft-
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licher Neugier für unser gemeinwesen tritt ihr Wert als Quelle des 
Wissens, das der Staat für die Erfüllung seiner Aufgaben benötigt, gera-
de bei der Abwägung zwischen öffentlichen gütern prägnant hervor. 
Das gilt nicht nur für die Entscheidung über konkrete maßnahmen der 
Forschungsförderung. Es trifft auf alle großen Herausforderungen zu, 
vor denen Deutschland bei der Sicherung seiner materiellen und imma-
teriellen lebensbedingungen steht. Die beiträge, welche die Wissen-
schaft zu den Debatten beispielsweise über den demografischen Wan-
del, den Umbau unserer Energieversorgung oder die Fortschritte der 
biomedizin leistet, bilden einen genuin demokratischen Nutzen der 
Wissenschaft, den unsere Wissensgesellschaft zunehmend nachfragt.

An beratungsangeboten unterschiedlichster Art mangelt es der Poli-
tik in Deutschland gewiss nicht. Der Wissenschaftliche Dienst des 
Deutschen bundestages hat im Jahre 2010 eine übersicht der offizi-
ellen gremien erstellt, welche die legislative und Exekutive beraten. 
Die liste der beiräte, Kommissionen und Ausschüsse umfasst beina-
he einhundert Einträge.17 Noch sehr viel umfangreicher ist das Ver-
zeichnis der interessenverbände, die sich beim Präsidenten des Deut-
schen bundestages haben registrieren lassen: Die amtliche Fassung 
vom mai 2013 enthält genau 2.141 Einträge.18

Worin bestehen die speziellen merkmale der wissenschaftsbasierten 
Politikberatung, die es der öffentlichen Vernunft nahelegen sollten, 
in der Kakophonie der gremien und Verbände gerade auf wissen-
schaftliche institutionen und ihren rat besonders zu achten? Um 
diese Frage zu beantworten, ist es hilfreich, das ganze Aufgabenspek-
trum dieser beratungsform in den blick zu nehmen. Das „committee 
on the Use of Social Science Knowledge in Public Policy“, das vom 
National research council der Nationalen Akademien der Vereinig-
ten Staaten eingesetzt worden ist, hat eine umfassende Funktionsbe-
stimmung vorgeschlagen:

„Science has five tasks related to policy: (1) identify problems, such 
as endangered species, obesity, unemployment, and vulnerability to 
natural disasters or terrorist acts; (2) measure their magnitude and 
seriousness; (3) review alternative policy interventions; (4) systema-
tically assess the likely consequences of particular policy actions – 
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intended and unintended, desired and unwarranted; and (5) evaluate 
what, in fact, results from policy.“19

Aus dieser umfassenden Perspektive reichen die Aufgaben der wis-
senschaftsbasierten Politikberatung von der identifikation und 
gewichtung gesellschaftlicher Herausforderungen über die systema-
tische Darstellung von Alternativen für die Problemlösung und ihren 
jeweils zu erwartenden Folgen bis zur bewertung der Ergebnisse der 
tatsächlich verwirklichten maßnahmen. Wissenschaftliche instituti-
onen, die sich beratend engagieren wollen, müssen sich zwar nicht 
allen fünf Aufgaben gleichermaßen widmen – das leitende Ziel, an 
dem sich ihre Stellungnahmen orientieren, sollte es jedoch auf jeden 
Fall sein, die bedingungen dafür zu verbessern, dass die öffentliche 
Vernunft auf die besten zur Verfügung stehenden wissenschaftlichen 
informationen zurückgreifen kann.

Um politisch wirksam zu sein, ist die wissenschaftsbasierte beratung 
darauf angewiesen, dass sich im demokratischen gemeinwesen ein 
hohes interesse an Entscheidungsprozessen entwickelt, die wissen-
schaftliche Erkenntnisse umfassend berücksichtigen. Wissenschaftli-
che Akteure können dieses interesse fördern, indem sie sicherstellen, 
dass das Wissen, das sie in ihrer beratung verwenden, drei minimal-
bedingungen erfüllt:

1.   Vertrauenswürdigkeit auf der Basis wissenschaftlicher Methoden: 
Das Wissen, das die wissenschaftsbasierte beratung in den poli-
tischen Prozess einfließen lässt, muss gemäß Kriterien, die von 
der gemeinschaft der Wissenschaftler anerkannt werden, vertrau-
enswürdig sein. Es muss sich um methodisch kontrolliert gewon-
nenes und von den jeweiligen Fachleuten überprüftes, aber selbst-
verständlich weiterhin falsifizierbares empirisches Wissen handeln, 
das den Forschungsstand in den jeweiligen Disziplinen angemes-
sen repräsentiert. bestenfalls ist es einer allgemein akzeptierten 
Audit-Prozedur unterworfen worden.20 Wenn sich ein beratungs-
ergebnis wesentlich auf Wissen dieser Art stützt, ist dies ein gutes 
Anzeichen dafür, dass häufig genannte Qualitätskriterien für den 
beratungsprozess – wie die Unabhängigkeit des beratergremiums 
– erfüllt worden sind.21
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2.   Verantwortlichkeit angesichts gesellschaftlicher Herausforde-
rungen: 
Um seine Stellungnahmen als diskussionswürdig und entschei-
dungsrelevant vor der öffentlichen Vernunft verantworten zu 
können, muss ein wissenschaftliches beratungsgremium nach 
bestem Wissen und gewissen beurteilen, welches vertrauenswür-
dige Wissen für mögliche effektive lösungsansätze des in Frage 
stehenden Problems bedeutsam sowie auf welche Weise und in 
welchem maße es von belang ist. Eine verantwortungsvolle Ein-
schätzung der pragmatischen bedeutung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse ist auch dann erforderlich, falls es sich um Wissen 
handelt, dass bei der erfolgreichen bewältigung ähnlicher Prob-
lemlagen gewonnen wurde.22

3.   Reflektiertheit hinsichtlich der Grenzen wissenschaftsbasierter 
Beratung: 
Zum Wissen, das in der wissenschaftsbasierten beratung verwen-
det wird, um ihre Ergebnisse zu rechtfertigen, gehört unabdingbar, 
dass es für die jeweiligen Adressaten deutlich erkennbare Hin-
weise auf seinen Status als wissenschaftlich gewonnenes und prag-
matisch relevantes Wissen enthält. Dies schließt insbesondere 
Hinweise darauf ein, dass die Stellungnahmen wissenschaftsba-
sierter beratung weder Wissen enthalten, das absolute gewissheit 
für sich beanspruchen könnte, noch eine normative Autorität 
besitzen, die sich jenseits der öffentlichen Vernunft demokrati-
scher meinungsbildung und Entscheidungsfindung befände. Das 
erstere wäre mit der prinzipiellen Falsifizierbarkeit wissenschaft-
licher Aussagen unvereinbar, das letztere mit der prinzipiellen 
Kritisierbarkeit auch rational begründeter Urteile über die rele-
vanz von Wissen durch Vertreter gesellschaftlicher interessen-
gruppen. in die kontinuierliche Aufklärung über die charakte-
ristika wissenschaftsbasierter beratung durch die Wissenschaft 
selbst, die zur Ausbildung einer „echten Evidenzkultur in 
Deutschland“23 beitragen will, ist bestenfalls die systematische 
reflexion über die beziehungen zwischen Wissenschaft und Poli-
tik eingeschlossen, die diese Form der beratung knüpft.24
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Wenn die wissenschaftsbasierte beratung sich wesentlich auf ein Wis-
sen stützt, das die drei minimalbedingungen erfüllt, dann fördert sie 
ein Verständnis von Wissenschaftspolitik, das über das Ziel der gestal-
tung bestmöglicher finanzieller und juristischer rahmenbedingungen 
für Forschung, lehre und Wissenstransfer hinausgeht. Diese Erwei-
terung des Verständnisses von Wissenschaftspolitik umreißt der Poli-
tikwissenschaftler roger A. Pielke, Jr. folgendermaßen:

„Science for policy refers to the use of knowledge to facilitate or impro-
ve decision-making. Policy for science refers to decision-making about 
how to fund or structure the systematic pursuit of knowledge. […] 
Policy for science and science for policy are subsets of what might be 
more accurately described as a ‘policy for science for policy’ […]. To 
the extent that our thinking about science policy separates decisions 
about knowledge from decisions with knowledge in decision-making, 
it reinforces a practical separation of science from policy, and implies 
that we can make these two types of decisions independently of one 
another […].“25

Nur eine Politik, die das Wissenschaftssystem als herausragende Wis-
sensquelle für ihre Entscheidungen im Allgemeinen und wissen-
schaftspolitische Entscheidungen im besonderen anerkennt, kann die 
Wissenschaft als öffentliches gut so gemeinwohlorientiert verstehen 
und die Förderung der Forschung als Staatsaufgabe so nachhaltig 
betreiben, wie es den Anforderungen angemessen ist, welche die 
öffentliche Vernunft demokratischer Wissensgesellschaften an die 
Politik stellt.

Die deutschen Wissenschaftsakademien sollten sich als autonome 
Institutionen für die vertrauenswürdige, verantwortungsvolle und 
selbstreflexive Beratung der öffentlichen Vernunft verstehen

Durch den bedarf an wissenschaftsbasierter beratung tritt ein tradi-
tionsreicher Typus wissenschaftlicher institutionen wieder stärker in 
die Aufmerksamkeit von Politik und Öffentlichkeit. Dank ihrer oft 
mehrhundertjährigen Erfahrung als gesellschaftlich exponierte reprä-
sentanten autonomer und hervorragender Wissenschaft, ihres fächer-
übergreifenden Aufbaus und ihrer internationalen Vernetzung erschei-

Jörg Hacker, Stefan Artmann
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nen die Wissenschaftsakademien als aussichtsreiche Kandidaten dafür, 
die anspruchsvollen Voraussetzungen an wissenschaftsbasierte bera-
tung zu erfüllen.26 Die Deutsche Akademie der Naturforscher leo-
poldina ist im Jahre 2008 zur Nationalen Akademie der Wissenschaf-
ten ernannt worden und koordiniert seitdem die beratung von Politik 
und Öffentlichkeit durch die deutschen Wissenschaftsakademien. Zu 
diesem Zweck hat sie einen Ständigen Ausschuss eingerichtet, in dem 
jeweils drei Vertreter der leopoldina, der Union der deutschen Aka-
demien der Wissenschaften (darunter immer ein Vertreter der berlin-
brandenburgischen Akademie der Wissenschaften) und der Deutschen 
Akademie der Technikwissenschaften – acatech mitglied sind.

Die Stellungnahmen, welche die deutschen Wissenschaftsakademien 
in vertrauensvoller Kooperation erarbeiten, stoßen auf ein kontinu-
ierlich größer werdendes interesse in Politik und Öffentlichkeit. Die 
Themen, mit denen sich die Akademien auseinandersetzen, zeigen 
einerseits die konkreten gesellschaftlichen bedürfnisse nach beratung 
an und folgen andererseits den Einschätzungen der Akademiemitglie-
der, bei welchen gesellschaftlichen Fragen ihre Expertise besonders 
relevant ist. Dass die Akademien den beratungsbedarf genau treffen 
können, belegen drei beispiele: die Stellungnahme zur Präimplanta-
tionsdiagnostik aus dem Jahre 201127, die in der Debatte des Deutschen 
bundestags zur einschlägigen gesetzgebung zitiert worden ist, die 
Stellungnahme zur bioenergie aus dem Jahre 201228, auf die in der 
öffentlichen Diskussion um erneuerbare Energieressourcen häufig 
verwiesen wird, und die Stellungnahme zur Antibiotika-Forschung 
aus dem Jahre 201329, die klare gesundheitspolitische Empfehlungen 
ausspricht, um dem gefährlichen mangel neuer Antibiotika angesichts 
der Zunahme von infektionen mit Antibiotika-resistenten bakterien 
abzuhelfen. Die leopoldina – die autonom darüber entscheidet, mit 
welchen gesellschaftlichen Herausforderungen sie sich in beratender 
Absicht auseinandersetzen will – bearbeitet gegenwärtig insbesonde-
re vier Themenfelder. Es handelt sich um die Fortschritte in den 
lebenswissenschaften und der biomedizin, um die Herausforderun-
gen des demographischen Wandels, um die Entwicklung der Energie-
forschung im Kontext der Transformation unserer Energieversorgung 
und um die nachhaltige Entwicklung des Wissenschaftssystems.

Vom Nutzen wissenschaftlicher Neugier für die Demokratie
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Welche institutionellen Eigenschaften besitzen die deutschen Wissen-
schaftsakademien, die ihre beratung von Politik und Öffentlichkeit 
besonders unterstützen? Hier sind vor allem vier merkmale aufzu-
führen. Erstens sind die Akademien unabhängige organisationen, die 
sich vor außerwissenschaftlicher Einflussnahme durch ihre sich selbst 
organisierenden Strukturen und autonom verabschiedeten Entschei-
dungsregularien schützen. Damit verwirklichen sie die idee der Frei-
heit der Wissenschaft in einer konkreten institutionellen Form. Zwei-
tens wählen die Akademien eigenständig ihre mitglieder auf grund 
wissenschaftlicher Exzellenz aus. So wird eine ungestörte Weitergabe 
der hohen Standards akademischer Aktivitäten zwischen den For-
schergenerationen gewährleistet. Drittens vertreten die Akademien-
mitglieder das gesamte Spektrum der Forschung: von der mathematik, 
den Natur- und Technikwissenschaften über die lebenswissenschaf-
ten und medizin bis zu den geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaf-
ten. Diese Vielfalt erleichtert die Einsetzung interdisziplinärer Arbeits-
gruppen für die Politikberatung, welche die gesamte breite der 
möglicherweise relevanten wissenschaftlichen Erkenntnisse in den 
blick nehmen sollen. Viertens ist die mitgliederschaft der Akademien 
in zweifachem Sinne international: Sie ist weltweit hervorragend ver-
netzt und stammt allein im Fall der leopoldina aus mehr als dreißig 
Nationen. Wissenschaftsbasierte beratung – die wie die Wissenschaft 
selbst ein globales öffentliches gut ist – benötigt angesichts der län-
der und Kontinente übergreifenden gesellschaftlichen Herausforde-
rungen eine solche hochgradige internationalität der institutionen, 
die sie durchführen. Folgerichtig vertritt die leopoldina die deutsche 
Wissenschaft im weltweiten Dialog der Akademien.

Die leopoldina hat in ihrem Diskussionspapier zur Zukunftsfähigkeit 
des deutschen Wissenschaftssystems das Selbstverständnis ihrer bera-
tung von Politik und Öffentlichkeit am beispiel der Wissenschafts-
politik folgendermaßen charakterisiert:

„Die Nationale Akademie der Wissenschaften leopoldina ist in beson-
derem maße dazu verpflichtet, aus einer Partikularinteressen über-
steigenden Perspektive gesamtgesellschaftlich relevante Probleme von 
Forschung, lehre und Wissenstransfer zu analysieren, um auf dieser 
grundlage Handlungsempfehlungen an Politik und Wissenschaft zu 
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richten. Hierdurch möchte die leopoldina dazu beitragen, dass die 
gegenwärtig hohe Aufmerksamkeit für wissenschaftspolitische The-
men über die bald anstehenden Entscheidungen hinaus zu einem 
öffentlichen Diskurs führt, der das Wissenschaftssystem und seinen 
möglichen beitrag zur Zukunft Deutschlands kontinuierlich und kri-
tisch reflektiert.“30

bei Fragen der nachhaltigen Entwicklung von Forschung, lehre und 
Wissenstransfer in Deutschland wird diese überparteilichkeit dadurch 
erleichtert, dass die leopoldina einerseits dank ihrer mitglieder sehr 
gut im Wissenschaftssystem verankert ist und es thematisch wie ins-
titutionell angemessen repräsentiert, sie andererseits nur in einem sehr 
geringen Umfang eigene Forschung betreibt und damit keine Kon-
kurrenz um staatliche Drittmittel für andere Wissenschaftsorganisa-
tionen darstellt. ihr beratungsinteresse kann sich damit vorbehaltlos 
auf die positive gesamtentwicklung des deutschen Wissenschaftssys-
tems in seiner globalen Vernetzung richten.

Die allgemeine Selbstverpflichtung, die sich die leopoldina bei ihrer 
beratung von Politik und Öffentlichkeit auferlegt, besteht vor allem 
darin, diese integrative Perspektive auf alle gesellschaftlichen Heraus-
forderungen einzunehmen, mit denen sie sich beschäftigt. Auf der 
basis vertrauenswürdigen Wissens soll die autonome beratung durch 
die leopoldina zwischen öffentlichen gütern abwägen und den Aus-
gleich zwischen legitimen gesellschaftlichen interessen anstreben, um 
zu verantwortungsvollen Empfehlungen zu kommen, deren geltungs-
gründe sie präzise und verständlich darlegt. gelingt dies, kann die 
wissenschaftsbasierte beratung ihre immer wichtigere Aufgabe für 
die öffentliche Vernunft unseres gemeinwesens erfüllen.

Vom Nutzen wissenschaftlicher Neugier für die Demokratie
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1) Der Begriff der öffentlichen Vernunft (oder des öffentlichen Gebrauchs der Vernunft) 
entstammt der politischen Philosophie der Neuzeit und wurde insbesondere von John 
Rawls für die philosophische Konstruktion des notwendigen Selbstverständnisses heu-
tiger Demokratien eingesetzt (siehe Rawls, Politischer Liberalismus, Frankfurt a. M.: 
Suhrkamp Verlag 1998).

2) Dies betonte bereits Anfang der 1970er Jahre einer der frühen Theoretiker der Wis-
sensgesellschaft, der Soziologe Daniel Bell (siehe Bell, The Coming of Post-Industrial 
Society. A Venture in Social Forecasting (1973), Special Anniversary Edition, New 
York/NY: Basic Books 1999).

3) Klaus Schwab (Hrsg.), The Global Competitiveness Report 2013-2014, Full Data  
Edition, Genf: World Economic Forum 2013, S. xiii.

4) Die Daten, die in diesem Absatz zitiert werden, sind Schwab (Hrsg.), The Global 
Competitiveness Report 2013-2014, a. a. O., S. 194f. entnommen.

5) Siehe für Nachweise zu den in diesem Absatz zitierten Daten Nationale Akademie der 
Wissenschaften Leopoldina, Die Zukunftsfähigkeit des deutschen Wissenschaftssystems. 
Für eine nachhaltige Wissenschaft von Forschung, Lehre und Wissenstransfer, Halle 
(Saale): Leopoldina 2013, S. 7.

6) Detaillierte Angaben zu den einzelnen Staaten finden sich im OECD Science, Techno-
logy and Innovation Outlook 2012 (Paris: OECD Publishing).

7) Siehe beispielsweise anlässlich der letzten Bundestagswahl Quirin Schiermeier, Germa-
ny Hits Science High, in: Nature 501 (2013), S. 289f.

8) Siehe hierzu und zu weiteren anstehenden wissenschaftspolitischen Entscheidungen das 
bereits zitierte Diskussionspapier Die Zukunftsfähigkeit des deutschen Wissenschafts-
systems der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina.

9) Siehe einführend zu entsprechenden ökonomischen Modellen Paul A. Samuelson und 
William D. Nordhaus, Volkswirtschaftslehre, 18. Auflage, Landsberg am Lech: mi-
Verlag 2005, S. 791ff.

10) Zur Definition öffentlicher Güter siehe einführend Samuelson und Nordhaus, Volks-
wirtschaftslehre, S. 66ff. und S. 530f.

11) Zum Open Access-Prinzip siehe Arbeitsgruppe „Open Access“ der Schwerpunktinitia-
tive „Digitale Information“ der Allianz der deutschen Wissenschaftsorganisationen 
(Hrsg.), Open-Access-Strategien für wissenschaftliche Einrichtungen. Bausteine und 
Beispiele, o.O. 2012.

12) Siehe zum Begriff des Marktversagens und zu mangelnden Marktanreizen für private 
Forschungsinvestitionen einführend Samuelson und Nordhaus, Volkswirtschaftslehre, 
a.a.O., S. 237f., S. 530f. und S. 792f.

13) So kommt z. B. die Studie The Impact of Genomics on the U.S. Economy, die von der 
Battelle Memorial Institute Technology Partnership Practice für die Organisation  
United for Medical Research im Juni 2013 veröffentlicht worden ist, einerseits zu dem 
Ergebnis, dass jeder US-Dollar der staatlichen Förderung des Human Genome Project 
und verwandter Projekte einen 65-fachen Ertrag für die amerikanische Wirtschaft ein-
gebracht hat. Andererseits stellt das Editorial EconOmics aus Nature Genetics 45 
(2013), S. 715, ohne die aus seiner Sicht überaus begrüßenswerte staatliche Förderung 
der Genomik insgesamt anzweifeln zu wollen, anlässlich dieser Studie zu Recht fest: 
„Of course, we cannot repeat the experiment without federal funds, and it may well be 
that purely private genomics efforts could have advanced the field with comparable 
economic and scientific outputs in the same time.“

14) John H. Marburger III, Why Policy Implementation Needs a Science of Science Policy, 
in: Kaye Husbands Fealing, Julia I. Lane, John H. Marburger III und Stephanie S. 
Shipp (Hrsg.), The Science of Science Policy. A Handbook, Stanford/CA: Stanford  
University Press 2011, S. 17f.

15) Anja Schubert und Sarah Bayer, Globale öffentliche Güter, Wissenschaftlicher Dienst 
des Deutschen Bundestags: Berlin 2010 (Aktueller Begriff Nr. 10/10), S. 1.
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16) Siehe Jörg Hacker (Hrsg.), Nachhaltigkeit in der Wissenschaft. Leopoldina-Workshop 
am 12. November 2012 in Berlin, Halle (Saale): Leopoldina und Stuttgart: Wissen-
schaftliche Verlagsgesellschaft 2013 (Nova Acta Leopoldina Bd. 117, Nr. 398).

17) Siehe Birgit Schröder, Beratungsgremien bei der Bundesregierung und im Bundestag, 
Berlin: Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags 2010 (Az.: WD 3 – 3010 – 
372/10).

18) Siehe Deutscher Bundestag, Bekanntmachung der öffentlichen Liste über die Registrie-
rung von Verbänden und deren Vertretern, in: Bundesanzeiger vom 29. Mai 2013, B1

19) Committee on the Use of Social Science Knowledge in Public Policy, Using Science As 
Evidence in Public Policy, Washington, D. C.: The National Academies Press 2012, S. 4.

20) Siehe hierzu beispielsweise Ian Boyd, A Standard for Policy-Relevant Science, in: 
Nature 501 (2013), S. 159f.

21) Siehe zu solchen Qualitätskriterien Peter Weingart u. a., Leitlinien Politikberatung, 
Berlin: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 2008.

22) Das betonen insbesondere Nancy Cartwright und Jeremy Hardie, Evidence-Based 
Policy. A Practical Guide to Doing It Better, New York/NY: Oxford University Press 
2012, z.B. S. 21f.: „There is a general assumption about evidence-based policy that if 
you have a great deal of trustworthy evidence, you are in a good position to predict 
whether the policy will work here. But if evidence is restricted to just results of indivi-
dual scientific studies, this assumption is badly mistaken. You need a lot more facts than 
specific results of specific scientific studies to argue that a policy will work here. You 
need […] facts about causal roles and about support factors […].“

23) Christoph M. Schmidt, Kodex für Politikberater, in: Die Zeit Nr. 40 (2013), S. 39.
24) Hierzu hat eine Arbeitsgruppe, die das Centre for Science and Policy der Universität 

Cambridge organisiert hat, eine umfangreiche Forschungsagenda in Form eines Fra-
genkatalogs zu sechs Themenbereichen vorgelegt (siehe William J. Sutherland und 
andere, A Collaboratively-Derived Science-Policy Research Agenda, in: PLOS One 7 
(2012), e31824).

25) Roger A. Pielke, Jr., The Honest Broker. Making Sense of Science in Policy and Politics, 
Cambridge: Cambridge University Press 2007, S. 79 – Der Ausdruck ‚policy for science 
for policy‘ entstammt dem Aufsatz Pielke und Michele M. Betsill, Policy for Science  
for Policy. Ozone Depletion and Acid Rain Revisited, in: Research Policy 26 (1997),  
S. 157-168.

26) Der Gedankengang dieses Abschnitts orientiert sich an den Ausführungen im Leopol-
dina-Diskussionspapier Die Zukunftsfähigkeit des deutschen Wissenschaftssystems zu 
der Forderung: „Die deutschen Wissenschaftsakademien sollten ihr großes Potenzial 
und ihre Expertise für die wissenschaftsbasierte Beratung demokratischer Delibera-
tions- und Entscheidungsprozesse gerade bei Fragen der Weiterentwicklung des Wis-
senschaftssystems verstärkt in die Diskussion einbringen.“ (a.a.O., S. 37ff.).

27) Siehe Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina in Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Akademie der Technikwissenschaften – acatech und der Berlin-Branden-
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1. 

Die Wissenschaftssysteme moderner pluralistischer und hochtechno-
logischer Wissenschaftsgesellschaften sind gekennzeichnet durch enor-
me Differenziertheit und – so scheint es – stetig wachsende Komple-
xität. im bereich der Produktion wissenschaftlichen Wissens zeigt sich 
dies an den Spezialisierungsdynamiken der Forschung, ihrer Problem-
stellungen, Praktiken und infrastrukturellen Voraussetzungen. Sie 
gehen mit einem rasanten Um- und Ausbau von Disziplinenordnungen 
einher (man denke allein an den übergangsbereich von biowissen-
schaften und medizin) und sie verschieben so etwas wie eine Einheit 
der Wissenschaft (als rückkehr zu einer universal- oder einheitswis-
senschaftlichen integration allen wissenschaftlichen Wissens1) immer 
weiter ins Unabsehbare. Die Reproduktion wissenschaftlichen Wissens 
in der akademischen lehre sodann ist mit einer im Zuge fortschreiten-
der Akademisierung zunehmenden soziokulturellen Heterogenität der 
Studierendenpopulation befasst und muss gleichermaßen der wach-
senden Disparatheit ihrer Ansprüche gerecht werden. Sie muss unter 
solchen gegebenheiten gleichwohl die Disjunktionen von disziplinä-
ren Wissenskanones, praktischen curricularen möglichkeiten und den 
„Frontiers“ höchstspezialisierter Spitzenforschung auszubalancieren 
suchen. im Felde der Distribution wissenschaftlichen Wissens schließ-
lich manifestiert sich die enorme Komplexität des Wissenschaftssystems 
in der Steigerung, Vervielfältigung und intensivierung jener Ansprüche, 
die eine in so gut wie jeder Hinsicht von wissenschaftlichem Wissen 
abhängige gesellschaft an die instanzen der Wissenschaft richtet. Sie 
zielt dabei ebenso auf den „impact“ ihrer Forschung wie auf die „Kom-
petenzen“ derjenigen, die diese instanzen als Absolventen in andere 
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bereiche der gesellschaft abgeben. Und das Wissenschaftssystem 
reagiert auf diese prägenden Dynamiken ungeheurer Differenzierung 
und Komplexitätssteigerung überdies mit einer fortschreitenden Auf-
fächerung seiner organisatorischen Formen – von den Studiengängen 
bis zu den Forschungsinstitutionen, von der inneren Hochschulglie-
derung über die Hochschultypen bis hin zu den Finanzierungsstruk-
turen. Dabei, so versteht sich, folgen diese organisatorischen Auffäche-
rungen nicht allein den Eigenlogiken der Produktion, reproduktion 
und Distribution wissenschaftlichen Wissens sowie den gesellschaftli-
chen Ansprüchen an sie. Sie folgen, jedenfalls im bereich des öffentli-
chen Wissenschaftssystems der bundesrepublik Deutschland, auch den 
gestaltungsvorgaben der Politik unter den speziellen bedingungen der 
föderalen Verteilung staatlicher Kompetenzen und Finanzen.

Wissenschaft, so soll hiermit gesagt sein, ist hinsichtlich ihrer Wissens- 
wie ihrer Sozialordnungen ein in hohem – und wachsendem – maße 
dezentrales und pluralistisches System. Die Vielfalt konkurrierender 
wissenschaftlicher Wissensansprüche (man denke nur an Theologie, 
Soziologie und Hirnforschung) und organisationstypen von Wissen-
schaft im innern dieses Systems lässt sich ebenso wenig in hierarchi-
schen Schichtungen ordnen, wie dieses System als ganzes im Außen-
verhältnis gegenüber anderen Feldern der gesellschaft sozusagen mit 
einer Stimme zu sprechen imstande wäre.2 

Dies hat Folgen für die Universitäten und ihre Forschung. in den 
epochalen Prozessen der fortschreitenden binnendifferenzierung des 
Wissenschaftssystems wie seiner funktionalen Ausdifferenzierung 
gegenüber anderen gesellschaftsbereichen haben die Universitäten 
jene – allenfalls durch die Wissenschaftsakademien eingeschränkte – 
monopolstellung längst verloren, die ihnen in der früh- und hochmo-
dernen Wissenschaftsgeschichte zugekommen war. Die bedeutung 
der Universitäten wurde dadurch nicht gemindert, wohl aber verän-
dert: Es ist im maße der internen Pluralisierung des Wissenschafts-
systems die systemische integrationsleistung immer wichtiger gewor-
den, welche die Universitäten für seine epistemische wie für seine 
organisatorisch-institutionelle Seite erbringen. Und diese leistung 
ergibt sich in Sonderheit daraus, dass die Universitäten der einzige 
organisationstypus von Wissenschaft sind, der das gesamte Spektrum 
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wissenschaftlicher Fächer abdeckt. Ebenso wichtig: Sie sind auch die 
einzige organisationsform, welche zugleich über alle leistungsniveaus 
die forschende Produktion (von der erkenntnisgeleiteten grundlagen- 
bis zur Anwendungsforschung und Entwicklung), die mit dem Stu-
dium verbundene reproduktion sowie die in allen Formen des 
Erkenntnistransfers erfolgende Distribution wissenschaftlichen Wis-
sens miteinander ins Verhältnis setzt und sich gegenseitig steigern 
lässt. Es ist daher auch der organisationstypus der Universität, wel-
cher allein die rekrutierungskette des wissenschaftlichen Personals 
sichert und ohne welchen auch nur die Selbstreproduktion des Wis-
senschaftssystems undenkbar bliebe. Alle anderen organisationsfor-
men von Wissenschaft3 sind daher in anderer Weise auf die Universi-
täten funktional angewiesen, als diese auf jene. Schon wegen dieser 
integrationsfunktionen sind die Universitäten – im Sinne einer zwar 
nicht hinreichenden, aber notwendigen bedingung – für die moderne 
Wissenschaft insgesamt systemisch konstitutiv. 

2. 

Was systematisch gilt, ist freilich nicht auch schon eine angemessene 
beschreibung der konkreten Verhältnisse. beim blick auf die zurück-
liegenden vierzig Jahre bundesdeutscher geschichte kommt man 
schwerlich um die kritische Feststellung herum, dass Hochschul-, 
Wissenschafts- und Finanzpolitik diese konstitutive rolle der Uni-
versitäten aufs ganze gesehen nicht angemessen berücksichtigt haben. 
Um es sarkastisch zu sagen: Die besondere leistungskraft der deut-
schen Universitäten bemisst sich in diesem Zeitraum nicht zuletzt 
daran, dass sie zwar mit einer enormen Expansion der Studierenden-
zahlen sowie einer ebensolchen Steigerung der an sie herangetragenen 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, politischen usw. Funktionalitäts-
ansprüche konfrontiert waren und sind, dass damit aber in keiner 
Weise ein entsprechender Ausbau ihrer Kapazitäten für Forschung, 
bildung, Aus- und Weiterbildung, Selbstverwaltung und Wissenstrans-
fer einherging. Seit fast einem halben Jahrhundert sind die deutschen 
Universitäten überausgelastet und strukturell unterfinanziert. 

Vor diesem Hintergrund ist es zu beurteilen, dass sich um die mitte 
des vergangenen Jahrzehnts schrittweise ein gefüge von föderalen 
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Sonderfinanzierungssystemen für die Wissenschaft herausbildete. Die 
sechzehn länder und der bund vereinbarten jeweils gemeinschafts-
finanzierte und aus verfassungsrechtlichen gründen projektförmig 
befristete Programme, mit denen sie über die regulären Haushalte der 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen hinaus 
in erheblichem Umfang zusätzliche Finanzmittel zur Verfügung stell-
ten. Zu diesem sogenannten „Paket der Pakte“ gehören der erste und 
zweite „Hochschulpakt“ (2007–2010 und 2011–2015), der „Pakt für 
Forschung und innovation“ (2006–2011 und 2011–2015) sowie die 
von Deutscher Forschungsgemeinschaft und Wissenschaftsrat gemein-
sam administrierte „Exzellenzinitiative“ (2006–2017). Dieses instru-
mentarium entwickelte sich sukzessive, und dabei spielten selbstver-
ständlich auch wechselnde wissenschaftspolitische opportunitäten 
eine gewisse rolle. Nicht verwunderlich ist daher, dass das „Paket“ 
nicht durchweg systematisch stringent angelegt ist.4 gleichwohl hat 
es eine außergewöhnliche Verbesserung der rahmenbedingungen von 
Wissenschaft in der bundesrepublik hinsichtlich der wichtigsten leis-
tungsdimensionen der grund- und der drittmittelfinanzierten For-
schung sowie der Kapazitäten und der Qualität von akademischem 
Studium und lehre bewirkt. 

So hat das „Paket der Pakte“ die finanziellen Handlungsräume aus-
geweitet, innerhalb derer die Hochschulen auf die (politisch gewollte) 
rasante Steigerung der Studierendennachfrage kapazitativ reagieren 
können. Zugleich brachte es gegenläufig zur allgemeinen Haushalts-
entwicklung signifikante Steigerungen der öffentlichen Forschungs-
budgets. Es förderte vermittels der Exzellenzinitiative nachdrücklich 
die institutionelle Selbstwahrnehmung und strategische Handlungs-
fähigkeit der Universitäten, brach zugleich institutionelle wie habitu-
elle Abschottungen zwischen universitären und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen auf und verbesserte entscheidend die inter-
nationale Wahrnehmung der deutschen Universitäten. Und schließlich 
wird man hinzufügen dürfen, dass (teils als Voraussetzung, teils aber 
auch als Folge) überdies mit dem „Paket der Pakte“ allgemein und 
mit der Exzellenzinitiative im besonderen spätestens seit der 16. legis-
laturperiode des Deutschen bundestages 2005–2009 eine beachtliche 
Stärkung der Position der Wissenschaftspolitik im Verhältnis zu kon-
kurrierenden Politikfeldern einherging.5 
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gesellschaftliche und politische Prozesse in der größenordnung von 
Exzellenzinitiative, Hochschul- und Forschungspakt werden freilich 
kaum ohne – sowohl unintendierte wie auch unerwünschte – Neben-
effekte zu haben sein. Zu derartigen Handlungsfolgen dürften im 
Allgemeinen manche staatstheoretischen und -rechtlichen implikati-
onen der im „Paket der Pakte“ sich manifestierenden Form eines 
gesamtstaatlichen „contract managements“ ebenso gehören, wie im 
besonderen etwa die Verschärfung der finanziellen, finanzstrukturel-
len und rechtlichen Asymmetrien zwischen der deutlich besser aus-
gestatteten außeruniversitären Forschung einerseits und den in wach-
sendem maße von Drittmitteln abhängigen Universitäten andererseits. 
Dies geht übrigens auf Seiten der Universitäten unter anderem damit 
einher, dass dort diejenigen Wissenschaftsfunktionen strukturell im 
Vorteil sind, die sich besonders für die Systeme der Projektfinanzie-
rung eignen, also zumal die Forschung, während Daueraufgaben wie 
die akademische lehre, der Hochschulbau sowie Vorhaltung, Ausbau 
und betrieb von infrastrukturen sich regelmäßig erkennbar schwerer 
tun. Auch in Ansehung dessen halte ich es allerdings für ganz offen-
kundig: Die Vorgaben von Föderalismus und Föderalismusreform-
diskussion, die beginnende Staatsschuldenkrise, politische Diskurse, 
die von einer Deutung aller Konkurrenzformen als marktgesetzlich 
beherrscht wurden, sowie schließlich auch die konkreten parteipoli-
tischen machtkonstellationen in bund und ländern hätten zur Zeit 
seiner Entstehung schwerlich noch andere als die im „Paket der Pak-
te“ dann tatsächlich gefundenen Wege offen gelassen, um die Finan-
zierung und Strukturierung des deutschen Wissenschaftssystems 
entscheidend zu verbessern. insofern handelt es sich aufs ganze gese-
hen um die geschichte eines politischen Erfolges.
 
3. 

Die universitäre Forschung, auf welche speziell sich der Fokus meiner 
bemerkungen richtet, wurde und wird im „Paket der Pakte“ im 
Wesentlichen in dreifacher Weise gefördert. Einerseits wächst der all-
gemeine bewilligungsrahmen, innerhalb dessen die Deutsche For-
schungsgemeinschaft Forschungsdrittmittel schwerpunktmäßig für 
die Universitäten zur Verfügung stellen kann, durch ihre Einbeziehung 
in den Pakt für Forschung und innovation im Zeitraum von 2005 bis 
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2015 um rund 48 Prozent auf dann voraussichtlich 2,96 milliarden 
Euro pro Jahr (inklusive ihres eigenen Verwaltungshaushalts).6 Zum 
anderen werden die angesichts proportional sinkender grundfinan-
zierungen schwer vermeidbaren Verwerfungen in den Forschungs-
systemen der Universitäten seit 2007 durch eine vom bund allein 
getragene, im Hochschulpakt verankerte sogenannte Programmpau-
schale von 20 Prozent auf die direkten Projektkosten abgedämmt. 
Ungewöhnliche Aufmerksamkeit in der nationalen wie internationa-
len Öffentlichkeit (und Nachahmung in einer ganzen reihe anderer 
länder) weckt schließlich drittens der sogenannte Exzellenzwettbe-
werb. in ihm werden herausragende Forschungszusammenhänge in 
den Universitäten und deren institutionelle Weiterentwicklung über-
haupt seit 2006 und (nach derzeitigem Stand) bis 2017 mit zusätzlich 
insgesamt 4,7 milliarden Euro ausgestattet, die von bund und ländern 
im Verhältnis 3 zu 1 aufzubringen sind. 

Die Exzellenzinitiative ist getragen von einem weitreichenden wissen-
schaftspolitischen Konsens, dass der deutschen Wissenschaft solche 
Universitäten der Spitzenforschung fehlen, die im internationalen Ver-
gleich bestehen können. Diese spezifische Dysfunktion eines Systems 
allmählich zu beheben, das in der ganzen breite seiner Einrichtungen 
und Disziplinen in Forschung und lehre gleichwohl auf gutem Niveau 
erstaunlich effizient funktioniert – aber eben nicht gut genug –, dar-
aufhin ist die Exzellenzinitiative in ihren strukturellen wie finanziellen 
Vorgaben angelegt. Deswegen geht es nicht um die Finanzierung von 
jederlei Forschung, sondern allein um diejenige, der nach äußerst stren-
gen Qualitätsmaßstäben besten Forschung. Die bedingungen der mög-
lichkeit dieser Forschung werden dabei nicht allein durch zusätzliche 
Forschungsmittel verbessert, sondern zugleich auch dadurch, dass die 
Exzellenzinitiative gelegenheiten eröffnet zur wissenschaftlichen 
Strukturbildung im rahmen sehr großer Forschungsverbünde („Exzel-
lenzcluster“)7 und der graduiertenförderung („graduiertenschulen“) 
sowie überhaupt zur strategischen Weiterentwicklung von Universi-
täten als orten der Spitzenforschung („Zukunftskonzepte“). 

Dem steht übrigens nicht entgegen, dass diese Auffächerung der Exzel-
lenzinitiative in drei Förderlinien zugleich ein resultat mühsamer 
politischer Kompromissbildung ist, bei welcher neben ressourcen-
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verteilungsfragen auch Kompetenzabgrenzungen zwischen bund und 
ländern eine entscheidende rolle spielten. Denn Teil dieses Kompro-
misses ist auch der systematisch schlüssige Neuansatz, dass die Exzel-
lenzinitiative den Erkenntniswettstreit und die Drittmittelkonkurrenz 
der Forschenden selbst erweitert um einen institutionenwettbewerb 
ihrer Universitäten. Und damit verbindet sich nun allerdings tatsäch-
lich ein „Paradigmenwechsel“8, nämlich die – im föderal verfassten 
Hochschulwesen keineswegs triviale – wissenschaftspolitische Preis-
gabe der institutionellen Fiktion von der Einheitlichkeit aller deut-
schen Universitäten. Sie verlangt zugleich den Universitäten dieselbe 
Preisgabe auch auf der Ebene ihrer Selbstbeschreibungen ab, sozusa-
gen als Preis für ein bis dahin ungekanntes Fördervolumen. insofern 
lässt sich sagen, dass die Exzellenzinitiative eine Konsequenz aus der 
Einsicht zieht, dass unter den heute gegebenen bedingungen der inter-
nen Pluralität, Differenziertheit und Komplexität moderner Wissen-
schaftssysteme die einzelne Universität keineswegs mehr sämtliche 
Wissenschaftsfunktionen über alle Wissenschaftsbereiche hinweg und 
auf allen leistungsebenen erfüllen kann. Der grundlegende Neuansatz, 
den das Förderprogramm markiert, unternimmt es demgegenüber, die 
oben bereits erwähnte integrations- und Konstitutionsleistungen des 
Universitätssektors für das Wissenschaftssystem insgesamt gerade 
darüber zu sichern und zu steigern, dass sich sowohl intern wie in 
ihrem gegenseitigen Verhältnis funktional differenziertere realisie-
rungen des organisationstypus Universität entwickeln.9

4. 

Die Exzellenzinitiative hat weit über die anfänglichen Erwartungen 
hinaus Dynamik, kritische institutionelle Selbstbeobachtung und 
reformbereitschaft im Hochschulsystem ausgelöst – und zwar bis zu 
einem gewissen grade sogar unabhängig davon, ob eine Universität 
im Wettbewerb erfolgreich war oder nicht. Sie gab und gibt nach-
drückliche impulse zur Vervielfältigung und intensivierung produk-
tiver Kooperationen innerhalb wie zwischen den Wissenschaftsein-
richtungen und sie übte einen nicht geringen Druck auf die länder 
aus, ihr Hochschulrecht um solche bürokratismen zu bereinigen, 
welche der Entwicklung der Forschung und der Handlungsfähigkeit 
der deutschen Universitäten hinderlich sind. Als Programm hat die 
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Exzellenzinitiative große internationale Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen, von der das ganze deutsche Wissenschaftssystem profitiert. 
Zugleich und vor allem aber – soweit sich das bereits beurteilen lässt 
– hat sie eine Fülle strukturell vielfältiger und intellektuell faszinie-
render Verdichtungsräume höchstrangiger und außerordentlich pro-
duktiver wissenschaftlicher Forschung entstehen lassen. 

Schon dies allein – selbst wenn man die mit der Exzellenzinitiative 
initiierten strukturellen Weiterentwicklungen und Verbesserungen 
des deutschen Universitätssektors außer Acht lassen wollte – würde 
auf der einen Seite dafür sprechen, die Forschungsförderfunktionen 
der Exzellenzinitiative weiterzuführen und auch künftig mit entspre-
chenden Finanzen auszustatten. Der simple Abbruch des Programms 
wäre im übrigen auch deswegen keine ernsthafte option, weil er in 
den Universitäten eine große Anzahl von (als solche viel zu teuren) 
investitionsruinen hinterließe; und zwar mitsamt einer Fülle unab-
sehbarer wissenschaftlicher rückschläge sowie berufsbiografisch-
persönlicher Einbußen bei den Forschenden, insbesondere denjenigen, 
die man dem wissenschaftlichen Nachwuchs zurechnet. 

Andererseits ist allerdings nicht zu übersehen, dass der Exzellenz-
wettbewerb geförderte wie nicht geförderte Universitäten unter enor-
me Spannungen setzt, die auch mit problematischen Nebenwirkungen 
einhergehen. Eine unveränderte iteration der initiative würde im maße 
zunehmender Pfadabhängigkeiten und fortgesetzten Anpassungs-
drucks zugleich verbunden sein mit risiken thematischer Engführung 
und konzeptioneller Vereinheitlichung, welche den Prozess einer 
funktionalen Differenzierung der Universitäten gerade gefährden 
könnten. Es gibt, jedenfalls im bereich der Wissenschaft, sachliche 
wie zeitliche Schwellen der Wettbewerbsverschärfung, jenseits welcher 
produktiver in kontraproduktiven Systemstress umzuschlagen droht, 
und sie scheinen mit der zweiten Förderphase der Exzellenzinitiative 
(2012–2017) zunächst erreicht zu sein. 

Es kommt diesen überlegungen zufolge unter den für das Jahr 2017 
überhaupt denkbaren Entscheidungsoptionen also weder der totale 
Abbruch noch eine unveränderte Wiederholung der Exzellenzinitia-
tive (für die im übrigen auch der notwendige politische Konsens zu 
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fehlen scheint) wirklich in betracht. Unter dieser Voraussetzung emp-
fiehlt es sich, die Suche nach gangbaren Entwicklungsalternativen mit 
der Erinnerung an zwei Prinzipien der Exzellenzinitiative zu beginnen, 
die zu deren konstitutiven Erfolgsbedingungen gehören: Es ging, ers-
tens, nicht um Forschungsfinanzierung im allgemeinen, sondern viel-
mehr – vor dem Hintergrund der eingangs skizzierten wissenschafts-
systemischen Problemlagen – ganz konkret um die Verbesserung der 
rahmenbedingungen und die Steigerung der leistungsfähigkeit der 
universitären Forschung. Und zu diesem Zweck etablierte die Exzel-
lenzinitiative zweitens eine Wettbewerbsordnung, die zwar angesichts 
ihrer besonderen systemweiten Effekte eine eigene politische legiti-
mierung der Förderentscheidungen vorsah, diese Förderentscheidun-
gen selbst aber aus einer strikt wissenschaftsgeleiteten Antragsbeur-
teilung ableitete.10 

ohne beachtung dieser beiden grundsätze könnte von einer Weiter-
entwicklung und Weiterfinanzierung der Förderfunktionen der Exzel-
lenzinitiative keine rede sein, sondern allenfalls von deren Abbruch. 
Und dies muss betont werden, obgleich es sich doch von selbst zu 
verstehen scheint. Denn eine reihe aktueller wissenschaftspolitischer 
Positionsbestimmungen enthält Vorschläge, die auf eine Weiterfinan-
zierung derzeit bestehender Einrichtungen der Exzellenzinitiative 
entweder außerhalb der Universitäten oder doch auf dem Umweg 
über außeruniversitäre Forschungseinrichtungen hinauslaufen.11 Sol-
che Ansätze ignorieren indes die Prämissen einer ausdrücklich wis-
senschaftsgeleiteten Förderung speziell der universitären Spitzenfor-
schung, und sie sind ebenso problematisch wie es der Vorschlag wäre, 
einzelne graduiertenschulen, Exzellenzcluster oder Zukunftskonzep-
te dauerhaft etwa auf der grundlage gezielter politischer Setzung 
weiter zu finanzieren – was, so legitim es sein könnte, doch jedenfalls 
allein um den Preis erheblicher Akzeptanzeinbußen auf Seiten der 
Wissenschaft möglich wäre. 

Demgegenüber haben die Deutsche Forschungsgemeinschaft und der 
Wissenschaftsrat im Jahre 2013 jeweils Konzepte vorgelegt, die mög-
lichkeiten einer Entwicklung der mit der Exzellenzinitiative verbun-
denen Förderfunktionen so beschreiben, dass es weder einfach zu 
einer weiteren Wiederholungsrunde käme, noch das Ziel, Spitzenfor-
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schung in den Universitäten zu fördern oder die Prinzipien eines wis-
senschaftsgeleiteten Wettbewerbs preisgegeben werden müssen.12 

beide Konzepte schlagen vor, die Förderfunktionen der graduierten-
schulen und Exzellenzcluster zukünftig weiterzuführen im regulären 
Programmportfolio und grundhaushalt der DFg. Für diese würde 
sich mit einer integration solcher großformatigen und strukturell 
anspruchsvollen Programme übrigens die komplexe Aufgabe verbin-
den, ihr Förderangebot in gewisser Weise (und jedenfalls im Verhält-
nis von graduiertenkollegs und graduiertenschulen sowie von For-
schergruppen, Sonderforschungsbereichen, Forschungszentren und 
Exzellenzclustern) neu zu ordnen. 

Die entsprechenden Diskussionen und politischen Entscheidungs-
prozesse sind noch längst nicht abgeschlossen. Sie werden auch des-
wegen nicht ganz einfach sein, weil es sich um grundsatzfragen der 
Strukturierung und Finanzierung des Wissenschaftssystems in 
Deutschland handelt. Diese grundsatzfragen werden zugleich auch 
im – ebenso komplizierten wie konfliktuösen – rahmen der anste-
henden Neuordnung der föderalen Finanzbeziehungen überhaupt 
beantwortet werden müssen. Von der Durchsetzungsfähigkeit der 
Wissenschaftspolitik in diesem rahmen hängt in erheblichem maße 
ab, welche leistungshöhe, leistungsdichte und Konkurrenzfähigkeit 
für die Wissenschaft und speziell für die universitäre Forschung in 
Deutschland in den kommenden Jahren und Jahrzehnten kennzeich-
nend sein wird.
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gen schließen in Argument wie Formulierungen wiederholt an frühere Stellungnahmen 
an; vgl. Peter Strohschneider, Über Voraussetzungen und Konzeption der Exzellenzin-
itiative, in: Beiträge zur Hochschulforschung 1/2009, S. 8–24; ders., Exzellenzinitiative 
und Universitätsbegriff, in: CAS.LMU eSeries 1/2010 [URL: http:// www.cas.uni-
muenchen.de/publikationen/e_series/cas-eseries_nr1.pdf (2.10.2013)]. Ich nehme diese 
Gelegenheit, mich für Hilfe und klärende Gespräche zu bedanken bei Britta Padberg 
(jetzt Zentrum für interdisziplinäre Forschung, Bielefeld), Jeroen Verschragen (Deut-
sche Forschungsgemeinschaft) und Thorsten Wilhelmy (jetzt Wissenschaftskolleg zu 
Berlin).

2) Vgl. Rudolf Stichweh, Zur Entstehung des modernen Systems wissenschaftlicher Diszi-
plinen. Physik in Deutschland 1740–1890, Frankfurt am Main 1985, S. 52 f. 

3) Also: Institute und Zentren der außeruniversitären staatlichen Forschungsorganisatio-
nen, Pädagogische und Fachhochschulen, Hochschulen für Kunst, Musik, Theater, 
Film, Medien und Gestaltung, Akademien, Ressortforschungseinrichtungen des Bundes 
und der Länder, industrielle und andere private Forschungseinrichtungen.

4) So wird beispielsweise die sogenannte Programmkostenpauschale für an und von den 
Universitäten eingeworbene Forschungsdrittmittel im Rahmen des ansonsten vor allem 
dem Ausbau der hochschulischen Lehrkapazitäten dienenden Hochschulpaktes II ver-
waltet.

5) Dies gilt m. E. nicht in gleicher Weise für die Länderebene, weil hier das Wissenschafts-
system hinsichtlich seines politischen Gewichts oft vom Erziehungssystem dominiert 
wird. Überdies bedeutete die Föderalismusreform 2006 mit der Abschaffung des Hoch-
schulbaufördergesetzes (HBFG) eine strukturelle Schwächung der Wissenschaftspolitik 
in den Länderkabinetten, weil sie der Fachseite ein budgetwirksames Instrument in 
Verhandlungen mit der Finanzseite nahm.

6) Angesichts der Erosion der Grundfinanzierung von Lehre und Forschung an den 
Hochschulen erhöht sich damit freilich zugleich deren Abhängigkeit von wettbewerb-
lichen Finanzierungsformen. Sie wirkt sich in einem Funktionswandel der Drittmittel 
(die in unterschiedlichen Entscheidungsbereichen vermehrt als Leistungsindikator fun-
gieren) sowie in deutlich schneller als der Bewilligungsrahmen wachsenden Antrags-
zahlen und -volumina aus – mit dem Effekt stetig sinkender Förder- und Bewilli-
gungsquoten. Gleichzeitig sinken die Drittmittelanteile bei der Finanzierung der 
außeruniversitären Forschung. Letzteres ist übrigens als eine wissenschaftspolitische 
Anerkennung des im Falle der Hochschulen seit langem vernachlässigten Prinzips zu 
deuten, dass gute Forschung nicht allein angemessene Finanzierungsvolumina, sondern 
auch geeignete Finanzierungsstrukturen, und das heißt: ein ausgewogenes Verhältnis 
von Grund- und Drittmitteln voraussetzt. 

7) Dass dabei vereinzelt auch Konstellationen entstanden sein mögen, in denen For-
schungsprogramme vermutlich eher an die Formatvorgaben der Exzellenzinitiative 
angepasst wurden als an die intrinsischen Erfordernisse des Erkenntnisziels, dies dürfte 
weniger mit der Struktur des Wettbewerbs selbst als mit den durch ihn ausgelösten und 
in ihrer Intensität schwerlich vorausgesehenen Geltungskämpfen zusammenhängen – 
und mit der strukturellen Unterfinanzierung der Universitäten selbstverständlich. 

8) Vgl. Michael Hartmann, Die Exzellenzinitiative – ein Paradigmenwechsel in der deut-
schen Hochschulpolitik, in: Leviathan 34 (2007), S. 447–465. Vgl. weiterhin Richard 
Münch, Die akademische Elite. Zur sozialen Konstruktion wissenschaftlicher Exzel-
lenz, Frankfurt a. M. 2007; Jürgen Kaube (Hrsg.), Die Illusion der Exzellenz. Lebens-
lügen der Wissenschaftspolitik, Berlin 2009; Stephan Leibfried (Hrsg.), Die Exzellenz-
initiative. Zwischenbilanz und Perspektiven, Frankfurt a. M. 2010.

9) Vgl. hierzu auch Strohschneider, Exzellenzinitiative und Universitätsbegriff (wie Anm. 
1); Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur Differenzierung der Hochschulen, Köln 2010.
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10) Vgl. Strohschneider, Exzellenzinitiative und Universitätsbegriff (wie Anm. 1), S. 7 f.
11) Vgl. etwa Helmholtz-Gemeinschaft, Helmholtz 2020 – Zukunftsgestaltung durch 

Partnerschaft. Der Beitrag der Helmholtz-Gemeinschaft zur Weiterentwicklung des 
Wissenschaftsstandorts Deutschland, Berlin 2012; Max-Planck-Gesellschaft, Positions-
papier der Max-Planck-Gesellschaft zur Zukunft des Wissenschaftssystems, München 
2013, beispielsweise S. 10f; Leibniz-Gemeinschaft, Zukunft durch Forschung. Positi-
onspapier der Leibniz-Gemeinschaft, Berlin 2012. 

12) Vgl. Deutsche Forschungsgemeinschaft, Positionspapier der DFG zur Zukunft des  
Wissenschaftssystems. Bonn 2013; Wissenschaftsrat, Perspektiven des deutschen Wissen-
schaftssystems, Köln 2013.
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Institutionelle Veränderungen der Universitäten 

Die deutschen Universitäten haben sich in den letzten Jahren einem 
sehr deutlichen Wandel unterziehen müssen. Dieser Wandel wurde 
durch verschiedene politische Vorgaben und instrumente initiiert und 
hat ganz unterschiedliche Effekte gehabt, die insgesamt viel bewegung 
in das Hochschulsystem gebracht haben. Die bisher rein akademisch 
geprägte „ordinarienuniversität“ wurde konfrontiert mit den Anfor-
derungen von konkurrenzfähigen Wissenschafts- und bildungsein-
richtungen, die einer professionellen leitung und Steuerung bedürfen.
Die immer stärker gewordene Konkurrenzsituation in bezug auf die 
mittelverteilung erfordert für die Politik einfach zu erhebende leis-
tungsparameter, die nicht immer der Komplexität der Forschung ent-
sprechen. Durch die überwiegend quantitativen leistungsparameter 
werden dabei auch falsche Anreize gesetzt, die dem akademischen 
Prinzip der Universitäten nicht gerecht werden. Zu diesem Thema 
hat der Wissenschaftsrat eine Empfehlung abgegeben, die auch die 
Frage nach den Auswirkungen des bestehenden Anreizsystems auf 
die Wissenschaft stellt.1

Die Universitäten sind, wie alle anderen Wissenschaftseinrichtungen 
auch, konfrontiert mit den immer schneller wachsenden Technolo-
gieentwicklungen und den sich daraus ergebenden gestiegenen 
Ansprüchen der modernen Wissensgesellschaft, die die Qualitätsan-
sprüche der Wissenschaft nicht immer ausreichend berücksichtigen. 
Es ist zu einer beschleunigung der Prozesse im Wissenschaftssystem 
gekommen, die nicht mehr ausreichend Zeit zur kritischen Diskussi-
on und dem notwendigen zweifelnden Diskurs gibt. Die immer 
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schneller werdende Produktion von großen Datenmengen, verbunden 
mit dem zunehmenden Wettbewerb um Forschungsmittel birgt die 
gefahr der Unredlichkeit im Prozess des Wissensgewinns. Die Uni-
versitäten werden so immer wieder mit relevanten Verstößen gegen 
die gute wissenschaftliche Praxis konfrontiert, deren adäquate bear-
beitung eine besondere Herausforderung darstellt. Die Erhaltung der 
Qualität im Prozess des Erkenntnisgewinns erfordert ein ausbalan-
ciertes System der Selbstkontrolle in der Wissenschaft. Die dazu seit 
1998 existierenden Empfehlungen der Deutschen Forschungsgemein-
schaft und der Hochschulrektorenkonferenz wurden 2013 bestärkt 
und erweitert.2 Präventiv wäre die Konzentration auf qualitative leis-
tungsparameter und die gewährung von mehr Zeit für Forschung 
und Ausbildung ein wichtiger Weg zur Vermeidung von Unredlich-
keiten.

Parallel zu diesen Entwicklungen hat die bologna-reform alle Hoch-
schulen zu einer umfassenden Veränderung des lehrbetriebs veran-
lasst, mit dem Ziel einer Anpassung an ein „europäisches Hochschul-
system“. Die Universitäten mussten bei laufendem betrieb alle 
Studiengänge umstrukturieren und die curricula neu gestalten. Eine 
kritische Analyse, wie gut diese Umstellung im Hochschulsystem 
gelungen ist, wurde von der Hochschulrektorenkonferenz erstellt.3 

Um all den genannten Anforderungen gerecht zu werden, mussten 
die Universitäten sich organisatorisch verändern sowie ihre leitungs-
strukturen überdenken und anpassen. Diese Aufgaben wurden von 
den verschiedenen Universitäten ganz unterschiedlich gelöst und es 
bedürfte einer ganz eigenen Analyse um hier bewertungen vorzuneh-
men. in diesem Artikel kann so nur eine subjektive betrachtung der 
neuen Herausforderungen vorgenommen und mögliche lösungswe-
ge vorgeschlagen werden.

Die Universitäten im Hochschulsystem

Das Hochschulsystem hat sich in den letzten Jahren erweitert, und 
wie oben für die Universitäten beschrieben, auch als ganzes deutlich 
verändert. Das besondere Verständnis der Forschungsuniversitäten, 
mit allen Fachrichtungen, wurde in diesem Prozess immer wieder 
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thematisiert und neu diskutiert. insbesondere die Empfehlung des 
Wissenschaftsrates zur Differenzierung des Hochschulsystems gibt 
einen sehr guten Einblick in diese Diskussion.4 Der bildungsanspruch 
der Universitäten, der über die Notwendigkeit einer guten Ausbildung 
hinausgehen sollte, ist in gefahr, wenn die grenzen zwischen Voll-
universitäten und fachspezifischen „Universities“ immer mehr ver-
schwinden. Am deutlichsten wird dies bei der Diskussion um das 
Promotionsrecht, die auch im Wissenschaftsrat immer wieder neu 
geführt wurde und in verschiedenen Empfehlungen aufgegriffen  
worden ist.5 Hier fügt sich auch die Diskussion über die betreuungs-
qualität bei Promotionen ein. Die Universitäten müssen das Promo-
tionsrecht mit der Verantwortung für entsprechende Qualitätskont-
rollen verbinden. Diese Verantwortung liegt in erster linie bei den 
betreuenden Professorinnen und Professoren, aber auch bei den Fakul-
täten, die strukturell für die Promotionsverfahren zuständig sind. 

Die Frage nach Form und Qualität der Forschung an den verschiede-
nen Hochschultypen hat an bedeutung gewonnen und wird verbun-
den mit der Frage der gesellschaftlichen relevanz von grundlagen-
forschung und angewandter Forschung. Der gewachsene Anspruch 
der Fachhochschulen6 auf eine höhere gewichtung der Forschung 
wird, auch im Sinne der wirtschaftlichen innovation, von der Politik 
nachdrücklich unterstützt. Diese berechtigte gesellschaftliche Forde-
rung nach mehr anwendungsbezogener Forschung bedarf finanzieller 
Unterstützung, die nicht zu lasten der grundlagenforschung an den 
Universitäten gehen darf.

Das gesamte Wissenschaftssystem – nicht nur das Hochschulsystem 
– steht damit vor einer großen Herausforderung,7 die nur durch 
zusätzliche mittel und kluge Kooperationen zwischen den Hochschu-
len und mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen sowie mit 
Unterstützung der Wirtschaft gelöst werden können. Die unterschied-
lichen Hochschultypen müssen sich auf ihre besonderen Expertisen 
und die spezifischen Aufgaben in Forschung und lehre konzentrieren 
und durch Kooperationen zusätzlich komplementäre Angebote auf-
nehmen, um dadurch die notwendige breite zu erreichen. Die Zusam-
menarbeit verschiedener Hochschulen bei der gemeinsamen Nutzung 
von ressourcen und infrastrukturen sowie dem Austausch von Exper-
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tise werden in Zukunft essentiell sein, um optimale Ausbildungs- und 
Forschungsbedingungen im deutschen Hochschulsystem zu erreichen.
Nach dieser kurzen Darstellung der rolle der Universitäten im Hoch-
schulsystem konzentriert sich dieser Artikel auf die Universitäten, 
ohne berücksichtigung der anderen Hochschultypen.

Herausforderungen in der Forschung 

Die Forschung an den Universitäten wurde in den letzten sechs Jah-
ren stark durch Drittmittel geförderte Projektforschung, insbesonde-
re durch die verschiedenen Förderformate in der Exzellenzinitiative, 
geprägt. Universitäten, die sich an der Exzellenzinitiative mit einem 
eigenen Zukunftskonzept beteiligt haben, haben durch die intensiven 
Diskussionen über die Potentiale der Universität und die daraus fol-
gende Profilbildung allein durch den Prozess der Antragstellung pro-
fitiert. Die Stärkung der Forschung durch die Exzellenzinitiative 
insgesamt, also durch zusätzliche mittel, gab allen beteiligten Univer-
sitäten die möglichkeit mit Forschungsclustern und graduiertenschu-
len interessante neue Forschungsthemen aufzugreifen. Es wurden 
dabei viele zusätzliche Qualifizierungsstellen für den wissenschaftli-
chen Nachwuchs geschaffen, auf deren weitere Karrieremöglichkeiten 
weiter unten eingegangen wird. 

bei der Umsetzung der geförderten Projekte stellen die indirekten 
Projektkosten eine besondere Herausforderung dar, genau wie die 
Ablösefinanzierung nach Auslaufen der zeitlich begrenzten Förde-
rung. Die erfolgreichen Universitäten sind so zum Teil sehr hohe 
Verbindlichkeiten eingegangen, die sie nach der jeweiligen Förder-
phase deutlich belasten. Das Verhältnis einer relativ geringen grund-
ausstattung zu hohen Drittmitteleinwerbungen ist bei allen erfolgrei-
chen Universitäten ein Problem, trifft aber ganz besonders die 
drittmittelstarken Einrichtungen.

Die relativ geringe grundausstattung der Universitäten bedingt auch 
eine wachsende Abhängigkeit von Drittmitteln, die wiederum einen 
hohen Antragsdruck erzeugt, der den Forschenden nicht mehr die not-
wendige Zeit zur sorgfältigen Planung der Projekte und den wichtigen 
Freiraum zum Experimentieren als basis für grundlegende inventionen 
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gibt. Es besteht die gefahr, dass die Qualität der Forschung durch die 
Kurzfristigkeit der Projekte und den dadurch entstehenden Antrags-
druck vermindert wird. Die kritische Hinterfragung von Ergebnissen 
und der wissenschaftliche Diskurs sind entscheidende Komponenten 
der Qualitätssicherung, die jedoch ausreichend Zeit benötigen.

Die Universitäten, als zentrale Säule des Wissenschaftssystems, müs-
sen in Zukunft eine solide grundfinanzierung für die Forschung 
erhalten und es muss eine zukunftsfähige Forschungsinfrastruktur 
aufgebaut werden, um den Forschungsprozess mit der notwendigen 
Sorgfalt und Unabhängigkeit und mit den modernsten Technologien 
zu ermöglichen. Ein besonderer bedarf besteht im bereich der infor-
mationsinfrastruktur, um die großen Datenmengen aller Fächer pro-
fessionell zu verarbeiten, zu betreuen und zu speichern. Die heute 
noch disziplinär bearbeiteten großen Datensätze müssen für zukünf-
tige Nutzung durch Kolleginnen und Kollegen des gleichen Faches, 
aber vor allem auch Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus 
anderen Fächern zur interdisziplinären und internationalen Nutzung 
zur Verfügung stehen. Nur so wird es für die mitglieder der Univer-
sitäten möglich, mit sehr guten langfristigen Forschungskonzepten 
kompetitiv Projektmittel einzuwerben und die Ergebnisse nachhaltig 
in größere interdisziplinäre Forschungszusammenhänge einzubringen. 
im bereich der Forschungs- und informationsinfrastruktur werden 
für die Universitäten wegen des sehr hohen Finanzbedarfes Koope-
rationen mit verschiedenen anderen Wissenschaftseinrichtungen noch 
wichtiger und bilden eine essentielle Voraussetzung für den langfris-
tigen Erfolg und die internationale Konkurrenzfähigkeit.

Herausforderungen in der Lehre 

Die Entwicklung der lehre an den Universitäten ist geprägt von der 
bologna-reform und den Hochschulpaktmitteln einerseits und den 
steigenden Studierendenzahlen andererseits. Die steigende Zahl der 
Studieninteressierten ist politisch gewollt und eine sorgfältige Analy-
se der gesellschaftlichen bedarfe muss zeigen, welche Hochschultypen 
besonders ausgebaut werden müssen.8 Die Universitäten sollten sich 
dabei auch in Zukunft als bildungseinrichtungen darstellen, deren 
Auftrag über die reine Ausbildung hinausgeht. Für sie gilt es, sich 
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besonders auf das qualitative und weniger das quantitative Wachstum 
zu konzentrieren.
 
im Sinne des Wissenschaftssystems müssen die Universitäten ihrem 
besonderen bildungsanspruch mit entsprechendem Freiraum im Stu-
dium gerecht werden und zur gewinnung von wissenschaftlichem 
Nachwuchs forschungsorientierte lehre anbieten. Dies wird beson-
ders im masterstudium relevant und setzt sich bei der Promotion fort. 
Nicht nur die Vermittlung des aktuellsten Fachwissens, sondern viel-
mehr die Ermöglichung des Kompetenzerwerbs stellen eine Heraus-
forderung für die lehrenden dar. masterstudierende müssen vertieft 
in die gute wissenschaftliche Praxis eingeführt werden, den Umgang 
mit großen Datenmengen lernen, interdisziplinäres Arbeiten erfahren 
und interkulturelle Kompetenzen erwerben. 

Die Vorgaben der bologna-reform haben durch die starke regulie-
rung der Studienstrukturen die Anteile des freien lernens und des 
eigenen Kompetenzerwerbs nicht unbedingt befördert. Umso wich-
tiger waren die mittel des Hochschulpaktes zur Qualitätserhaltung 
in den bachelorstudiengängen. Die Herausforderung der Qualitäts-
verbesserung in den masterstudiengängen ist ein notwendiger zweiter 
Schritt, der in der Fortführung des Hochschulpaktes berücksichtigt 
werden muss. 

Die Einführung des Deutschlandstipendiums hat besonders Studie-
renden, die sonst arbeiten müssten, die möglichkeit gegeben, sich stär-
ker auf ihr Studium zu konzentrieren. mit dem Stipendium können 
lernmaterialien oder Projekte finanziert werden, die zusätzlich zum 
normalen curriculum kreatives lernen erlauben. Neben dem Hoch-
schulpakt ist damit eine weitere Unterstützung der Studierenden 
geschaffen worden, die jedoch von den Universitäten einen recht hohen 
Einsatz fordert. Die Verteilung der Stipendien braucht administrative 
Kapazität und das Einwerben der privaten mittel einen hohen Wer-
bungsaufwand, da um die privaten Unterstützer der Stipendien alle 
Hochschulen konkurrieren. Die Herausforderung der mitteleinwer-
bung für die Deutschlandstipendien geht jedoch auch positiv einher 
mit einer stärkeren Kontaktaufnahme zu Unternehmen als potentiel-
le Partner der Universitäten in Forschung, lehre und Karriereberatung. 
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Zur gewährleistung der Qualitätssicherung und der Aufrechterhaltung 
forschungsorientierter lehre an den Universitäten sind nach dem Weg-
fall der Studiengebühren unbedingt Studienqualitätsmittel zusätzlich 
zu den mitteln des Hochschulpaktes notwendig. Die mittel werden 
benötigt zur Verbesserung der betreuungsrelation, zur rekrutierung 
von besonders qualifiziertem, wissenschaftlich aktivem lehrpersonal 
und zur Schaffung moderner infrastruktur für die lehre.

Nachwuchsförderung als zentrale Aufgabe der Universität

Die Qualität des wissenschaftlichen Nachwuchses, der aus den Uni-
versitäten kommt, entscheidet über den Erfolg zukünftiger Forschung 
und die leistungsfähigkeit der Führungskräfte in Wirtschaft und 
gesellschaft. Die Universitäten haben durch die Ausbildung der 
zukünftigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie der spä-
teren Führungspersönlichkeiten eine hohe gesellschaftliche Verant-
wortung. Dabei spielt auch das Erreichen der geschlechtergerechtig-
keit eine rolle, die in vielen Fächern noch deutlicher Nachsteuerung 
bedarf.9 

Das richtige Zusammenspiel zwischen guter betreuung einerseits und 
Förderung der Unabhängigkeit in der Promotionsphase andererseits 
legt einen entscheidenden grundstein für die Karrieren des Nach-
wuchses im Wissenschaftssystem. Strukturierte graduiertenschulen 
haben sich in der Exzellenzinitiative als geeignete Strukturen zur 
Erhaltung dieser balance herauskristallisiert. in den Programmen der 
graduiertenschulen ist auch eine Förderung der Nachwuchswissen-
schaftlerinnen besonders gut möglich.

Entscheidend für den Nachwuchs ist jedoch die beschäftigung nach 
der Promotion. in dieser Postdoc-Phase sollte die richtungsentschei-
dung für einen der möglichen Karrierewege gefällt werden. Um diese 
Entscheidung gut vorbereitet treffen zu können, müssen die Univer-
sitäten den Nachwuchskräften auf diesen Qualifizierungsstellen aus-
reichend informationen zu möglichen Karrierewegen – auch außerhalb 
der Universität – zur Verfügung stellen, beratung anbieten und spe-
zielle Weiterbildungsangebote machen. Die Postdoc-Phase sollte nicht 
zu lang sein (nicht länger als 5 Jahre) um den jungen Wissenschaftle-
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rinnen und Wissenschaftlern einen frühen Einstieg in eine ihrer Nei-
gung und Qualifikation entsprechende Karriere zu ermöglichen.

Der Herausforderung der adäquaten Nachwuchsförderung können 
die Universitäten nur gerecht werden, wenn die strukturellen Voraus-
setzungen geschaffen sind. Das heißt, die Universitäten müssen Per-
sonalentwicklungskonzepte aufbauen und neben den befristeten 
Qualifizierungsstellen auch attraktive unbefristete Karrieremöglich-
keiten – außer der zur Professur – anbieten. Zur besetzung unbefris-
teter Stellen sind strukturierte und transparente Ausschreibungsver-
fahren von großer bedeutung um allen Kandidatinnen und 
Kandidaten eine gleiche chance zu geben. insbesondere Frauen pro-
fitieren von solchen transparenten Verfahren.

Zu den Karrierewegen gehören neben der Forschung auch Positionen 
im Wissenschaftsmanagement der Universität oder organisationsauf-
gaben bei großen Forschungsprojekten und in graduiertenprogram-
men. Die Politik sollte die formale möglichkeit für attraktive akade-
mische Positionen in den Universitäten schaffen: Stellen, die 
finanziell adäquat ausgestattet sind und deren befristungskonzepte 
Planungssicherheit geben. Diese Verbesserungen der Situation des 
wissenschaftlichen Nachwuchses bedürfen auch einer gesicherten und 
langfristigen grundfinanzierung der Universitäten.

Herausforderung Infrastruktur 

Die bauliche infrastruktur der Universitäten ist an vielen Stellen in 
einem sehr schlechten Zustand und es gibt einen investitionsrückstand, 
den zu beheben eine große Herausforderung darstellt. Der Hoch-
schulbau muss in den nächsten Jahren verstärkt von bund und ländern 
gemeinsam gefördert werden, um die Universitäten funktionsfähig zu 
erhalten. Dazu gehört besonders auch die Unterstützung der bau-
erhaltung, die bisher in vielen Universitäten nicht abgesichert ist. 

Für die Wissenschaft aber noch relevanter ist die Notwendigkeit des 
Ausbaus und der Erhaltung der Forschungsinfrastrukturen, wie es 
der Wissenschaftsrat in seinen Empfehlungen aus 2012 ausgeführt 
hat.10 Zu den Forschungsinfrastrukturen gehören dabei keineswegs 
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nur großgeräte der Naturwissenschaften, sondern auch bibliotheken, 
Sammlungen und Datenbanken aus anderen Fächern. Die Universi-
täten müssen geeignete organisationsformen finden, um die For-
schungsinfrastrukturen allen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern gleichermaßen zur Verfügung zu stellen und sie damit effizient 
zu nutzen. Dabei ist im Sinne des gesamten Wissenschaftssystem auch 
die gemeinsame Nutzung mit Partnerhochschulen oder kooperieren-
den Forschungseinrichtungen wichtig. 

Eine besondere Herausforderung in der Zukunft der universitären 
Forschung ist die Schaffung einer integrierten, fächerübergreifenden 
und nachhaltigen informationsinfrastruktur. Erst die gewährleistung 
strukturierter und durch Experten betreuter Datenerfassung, profes-
sionellen Datenmanagements sowie die Schaffung ausreichender lang-
fristiger Datenspeicher ermöglichen eine optimale fächerübergreifende 
Datennutzung der zunächst meist fachspezifisch erarbeiteten Daten. 
Dazu gehören heute auch die digitalisierten Texte und objekte aus den 
geistes- und Kulturwissenschaften. Die Universitäten müssen den 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern durch zentral angebotene 
informationsinfrastrukturen und ausreichend geeignetem Fachperso-
nal die möglichkeit geben, ihre Daten national und international zu 
vernetzen und damit neue Forschungsfragen zu beantworten.

Es ist Aufgabe der länder und des bundes den Universitäten, eine 
solche infrastruktur bereitzustellen und dabei die Kooperationen zwi-
schen Hochschulen besonders einzufordern sowie die enge Zusam-
menarbeit mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu fördern.

Universitäten als Partner außeruniversitärer Einrichtungen

Um die in den vorhergehenden Kapiteln beschriebenen Herausfor-
derungen zu meistern, sind Kooperationen mit anderen Hochschulen, 
aber vor allem auch mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
notwendig. Die Entwicklung regionaler Forschungsverbünde in Form 
von campus-Strukturen ist bereits an einigen Standorten, wie z. b. 
in göttingen und Dresden, weitgehend umgesetzt. Sie bilden nicht 
nur eine ideale Voraussetzung für erfolgreiche Forschungskooperati-
onen, sondern sind auch geeignet um Forschungs- und informations-
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infrastrukturen gemeinsam zu nutzen. Nicht zuletzt profitieren Stu-
dierende von der mitwirkung der mitglieder der außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen in der lehre. 

Die Kooperation mit außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
spielt für die Universitäten auch eine entscheidende rolle bei kom-
petitiven Ausschreibungen, die auf große Verbünde abzielen und die 
oft nur erfolgreich sein können, wenn die Kompetenzen regionaler 
Partnern gebündelt werden. 

Die Herausforderung ist heute, diese Partnerschaften formal zu sta-
bilisieren, ohne die Eigenständigkeit der unterschiedlichen Einrich-
tungen aufzugeben. Dabei sind gerade bei der beschaffung und Nut-
zung gemeinsamer Forschungs- und informationsinfrastruktur noch 
viele administrativen Hürden zu nehmen. Die lösung solcher admi-
nistrativen Fragen ist eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg der 
campusstrukturen im internationalen Wettbewerb.

im deutschen Wissenschaftssystem ist in Zeiten möglicher finanziel-
ler beschränkung die enge Kooperation aller Partner ein Weg, um 
Doppelstrukturen oder unnötige nationale Konkurrenzsituationen 
zu vermeiden. Die Wissenschaftspolitik, die auch aus Effizienzgrün-
den lokale und regionale campusstrukturen befürwortet, muss unbe-
dingt die rechtlichen Voraussetzungen für die Zusammenarbeit in 
bezug auf gemeinsam genutzte infrastruktur und gemeinsame Antrag-
stellung schaffen.

Universitäten als Partner von Unternehmen

grundlagenforschung im „Elfenbeinturm“ kann einen wesentlichen 
Erkenntnisgewinn hervorbringen, doch viele wichtige Fragen der 
heutigen Zeit haben eine hohe Komplexität und brauchen den Aus-
tausch nicht nur zwischen Forschenden an Universitäten, sondern 
auch Kooperationen mit der angewandten Forschung in Fachhoch-
schulen und in der privaten Wirtschaft. 

Die Kooperation mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus 
Unternehmen ist ein wichtiger Teil der regionalen Vernetzung, ins-
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besondere bei gesellschaftlich relevanten Forschungsprojekten. Die 
Wirtschaft kann die Universitäten in Kooperationen mit Stiftungs-
professoren unterstützen, bei denen dann neben der Forschung auch 
die lehre gefördert wird. Diese Zusammenarbeit mit Unternehmen 
wird immer wichtiger bei der Frage der Darstellung möglicher Kar-
rierewege für den wissenschaftlichen Nachwuchs, für den es gerade 
in der privaten Wirtschaft interessante Aufgabenbereiche und berufs-
wege gibt. Durch eine enge Kooperation werden die Karrierewege für 
die jungen Frauen und männer sichtbar und erfahrbar gemacht. 

Die Herausforderung für die Universitäten bei diesen Partnerschaften 
besteht darin, dass die Kooperationen nicht zur Einschränkung der 
Forschungsfreiheit führen dürfen. Es müssen daher entsprechende, 
ethisch bindende und die Unabhängigkeit garantierende Klauseln in 
die Verträge mit den privaten Partnern aufgenommen werden.

Autonomie und Verantwortung der Universitätsleitungen 

Universitäten haben in der gesellschaft einen bildungsauftrag mit der 
besonderen Verantwortung für die nächsten generationen. in der 
Forschung sind sie wichtige Partner im differenzierten und kompe-
titiven Hochschulsystem, aber auch Kooperationspartner und gleich-
zeitig Konkurrent von außeruniversitären Einrichtungen.

mit dem Anspruch der zentralen bereitstellung optimaler bedingun-
gen für Forschung und lehre, der wachsenden internationalität, der 
stärkeren berücksichtigung der familiären bedürfnisse der beschäf-
tigten sowie dem Angebot von Wissenstransfer und Patentverwaltung 
steht die Universitätsleitung vor der Herausforderung all diese kom-
plexen Zusammenhänge zu erfassen und zu steuern. Für diese Auf-
gabe braucht es professionelle Führungsstrukturen und geeignete 
Führungspersönlichkeiten.

Das breite Aufgabenspektrum macht eine institutionelle Autonomie 
der Universitäten notwendig, da die länder nicht alle diese bereiche 
entsprechend den spezifischen bedingungen aus der Distanz ver-
sorgen können. Autonomie geht aber notwendigerweise mit hoher 
Führungsverantwortung einher und es ist ein wichtiger Prozess, die 
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leitungsstrukturen der Universitäten entsprechend zu professiona-
lisieren. Die leitung muss einerseits wissenschaftliche innovation 
stimulieren und international konkurrenzfähige Wissenschaft fördern 
und andererseits zeitaufwendigen administrativen Verfahren folgen. 
Eine besondere Herausforderung, die erschwert wird durch das nicht 
einfache Zusammenspiel der eher traditionell arbeitenden Verwal-
tungseinheiten und der interdisziplinär und international aufgestellten 
Wissenschaft in den Fakultäten. Für diese Herausforderung stehen 
keine schnell umzusetzende lösungswege zur Verfügung. 

Es ist jedoch wichtig, die Universitätsleitungen in Zukunft mit Per-
sönlichkeiten zu besetzen, die neben einem besonderen wissenschaft-
lichen Portfolio auch über managementkompetenzen verfügen. Die 
Professionalisierung der leitungsstrukturen und des direkt unter-
stützenden Personals sind eine wichtige Komponente bei der Wei-
terentwicklung der deutschen Universitäten und deren internationa-
lem Erfolg.

Fazit

Die mittel aus dem „Paket der Pakte“ und die zunehmende globali-
sierung der Wissenschaft haben eine extreme Dynamik in das Wis-
senschaftssystem gebracht und den Universitäten ganz neue möglich-
keiten eröffnet. Die größte Herausforderung für die Universitäten ist 
es heute, diese Dynamik zu erhalten, ohne in eine zu große, am Ende 
ineffektive beschleunigung zu geraten. Das heißt, es gilt, die neuen 
ressourcen und Strukturen für eine Stabilisierung auf hohem Niveau 
zu nutzen und damit Zeit und Freiraum für Kreativität, für exzellen-
te Forschung und lehre sowie für gezielte Nachwuchsförderung zu 
gewinnen.
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Die Bedeutung von Wissenschaft 

Wissenschaft ist Forschung und lehre, aber Wissenschaft ist eigentlich 
überall. All die großen Themen, die die Parlamente, medien und auch 
uns in persönlichen gesprächen täglich beschäftigen, sind Entwick-
lungen, die in wesentlichen Teilen auf Erfolge der Wissenschaft 
zurückzuführen sind. Nur einige zentrale Stichworte dazu:

–  gesundheit und demografischer Wandel, längere lebenszeit und 
eine altersmäßig weitgehend gleiche Zusammensetzung der bevöl-
kerung sind eine Errungenschaft der medizin.

–   mobiltelefone, internet und künstliche intelligenz: Sie haben schon 
jetzt unseren Alltag so verändert, dass er kaum noch etwas mit dem 
vor 20 Jahren zu tun hat; und die Entwicklung wird noch schneller, 
wenngleich nicht konkret vorhersagbar, weitergehen. Diese Ent-
wicklungen waren nur durch Erfolge in der informatik, der com-
putertechnik und den materialwissenschaften möglich.

–   Nachhaltigkeit: Der Schutz unserer Atmosphäre und unserer 
lebensgrundlagen allgemein ist eine Notwendigkeit, die durch die 
massive Anwendung verschiedenster Technologien, also der Umset-
zung wissenschaftlicher Erkenntnisse, als zentrales Ziel unserer 
gesellschaften aufgekommen ist.

–   globalisierung: Die enorme Zunahme im Austausch von Waren, 
Dienstleistungen, Kapital und Wissen mit einem Qualitätssprung 
in der Arbeitsteilung zwischen den Nationen ist wesentlich auf 
Errungenschaften der Transporttechnologien sowie der informa-
tions- und Kommunikationstechnologien zurückzuführen.

E. Jürgen Zöllner

Wissenschaft und Forschung als  
Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern –

Herausforderungen und Aufgabenteilung in 
einem föderalen System
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Die chancen, die in diesen Entwicklungen liegen, werden aber nur 
genutzt und die gefahren nur vermieden werden können, wenn wir 
die möglichkeiten, die uns die Wissenschaft derzeit bietet, auch aus-
schöpfen. Und weitere Entwicklungen in der Wissenschaft kommen 
mit riesenschritten auf uns zu:

–   Die Neurobiologie wird noch in der ersten Hälfte dieses Jahrhun-
derts den basismechanismus entschlüsseln, wie wir informationen 
im gehirn speichern; Denken und bewusstsein können somit 
zunehmend verstanden werden. Keiner kann sich im Augenblick 
ausmalen, was dies bedeutet und wie sich dies gesellschaftlich aus-
wirken wird. Die Veränderungen für uns als denkende menschen 
werden auf jeden Fall beachtlich sein.

–   Die Entwicklungen der gentechnologie und Stammzellforschung 
werden es in derselben Zeitspanne sicher ermöglichen, dass wir uns 
so gezielt als lebewesen verändern können, dass man mit recht 
davon wird sprechen können, dass der mensch, wie heute oft gesagt, 
von einem „objekt“ über ein „Subjekt“ zum sich selbst entwer-
fenden „Projekt“ geworden ist. Das wird ethisch und moralisch 
eine enorme Herausforderung sein.

Ein bestimmendes Element und prägender Kausalmechanismus unse-
rer heutigen gesellschaft ist also ganz sicher die Wissenschaft. Wir 
leben nicht nur in einer Wissensgesellschaft, denn Wissen war in der 
gesamten menschheitsgeschichte von zentraler bedeutung, sondern 
in einer Wissenschaftsgesellschaft. Nicht mehr die Produktion, sondern 
die Verknüpfung verschiedener anwendungsorientierter Wissensbe-
stände bei der lösung von Problemen ist für die Wertschöpfung  
heute entscheidend. Dieses Wissen hat für die gesellschaft deshalb 
eine besondere Wertigkeit, weil es planmäßig nach bestimmten regeln, 
also wissenschaftlich, generiert wird.

Für alle, die es mit Deutschland als bildungs- und damit auch als 
Wissenschaftsrepublik ernst meinen, muss die leistungsfähigkeit und 
Weiterentwicklung des Wissenschaftssystems das wichtigste Zukunfts-
problem Deutschlands überhaupt sein. 

Welche Konsequenzen, welche Herausforderungen ergeben sich dar-
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aus für Staat und gesellschaft? Zunächst ein blick auf das Wissen-
schaftssystem: Wie sind Aufgabenteilung und Zuständigkeiten in 
unserem föderalen System geregelt, um diesen Herausforderungen 
gerecht zu werden?

Das deutsche Wissenschaftssystem und föderale Zuständigkeiten

Das staatlich verantwortete Wissenschaftssystem in Deutschland ruht 
im Wesentlichen auf sieben Säulen:

1.  Den Hochschulen, d. h. den Fachhochschulen und den Universi-
täten, wobei der wesentliche Unterschied zwischen beiden darin 
besteht, dass die Universitäten grundlagenforschung als eigenstän-
dige Aufgabe haben. Das Aufgabenspektrum der Hochschulen 
umfasst dabei das ganze Spektrum von der lehre über die For-
schung und Nachwuchsförderung bis hin zum Wissenstransfer. Sie 
sind der Kern des Wissenschaftssystems. Dabei soll die anwen-
dungsorientierte lehre und Forschung vornehmlich an Fachhoch-
schulen stattfinden. Dass diese Schwerpunktsetzung von beiden 
Seiten zunehmend nicht eingehalten wird, zieht übrigens eine rei-
he von Problemen nach sich.

2.  Den Akademien, in denen neben der Politikberatung schwerpunkt-
mäßig langfristprojekte der geistes- und Sozialwissenschaften 
realisiert werden. 

  Und den außeruniversitären Forschungsorganisationen. Diese sind
3.  die max-Planck-gesellschaft (mPg), die der grundlagenforschung 

verpflichtet ist,
4.  die Helmholtz-gemeinschaft (HgF), mit dem Schwerpunkt Pro-

grammforschung und dem Vorhalten wissenschaftlicher infrastruk-
tur,

5.  die leibniz-gemeinschaft (Wgl), in der institute unterschied-
lichster Ausrichtung und Aufgabenstellung zusammengefasst sind,

6.  die Fraunhofer-gesellschaft (Fhg), mit dem Schwerpunkt der ange-
wandten Forschung und des Wissenstransfers, sowie

7.  die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFg), die unter Verant-
wortung der Wissenschaft selbst für die staatlich finanzierte For-
schungsförderung zuständig ist.
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bei der Frage, ob unser Wissenschaftssystem den Herausforderungen 
gerecht wird, ist die gliederung des Systems in verschiedene Akteure 
mit unterschiedlicher Aufgabenstellung insofern von bedeutung, da 
wegen der in Art. 5 Abs. 3 gg („Kunst und Wissenschaft, Forschung 
und lehre sind frei. Die Freiheit der lehre entbindet nicht von der 
Treue zur Verfassung.“) verbürgten Forschungsfreiheit nur so der 
Staat der Verantwortung nachkommen kann, die unterschiedlichen 
Anforderungen an ein Wissenschaftssystem ordnungspolitisch abzu-
sichern. 

Sind also alle Aufgabenbereiche abgedeckt und ein sinnvolles, not-
wendiges Zusammenwirken möglich und gewährleistet? 

Aus meiner Sicht wird schon aus der kurzen übersicht deutlich, dass 
zur optimierung des Systems die Aufgabenstellung in einigen Fällen 
präzisiert bzw. konsequenter umgesetzt werden muss. Die Frage der 
Aufgabenteilung unter der überschrift „gleichwertig, aber andersartig“ 
zwischen Universitäten und Fachhochschulen sowie die „mission“ 
der Wgl gehören da z. b. zeitnah auf den Prüfstand. Dies ist keine 
föderale Frage, sondern bedarf der gemeinsamen politischen initiative. 

in einem solchen System ist wesentlich, welche staatliche Ebene für 
welchen bereich verantwortlich ist, und – ganz entscheidend: ist sie 
in der lage, diese Verantwortung auch wahrzunehmen, vor allem 
finanziell, oder besteht z. b. bei Doppelzuständigkeiten die gefahr 
von blockaden?

Das grundgesetz ist maßgebend für die Kompetenzverteilung zwi-
schen bund und ländern: Nach Art. 30 gg werden staatliche Auf-
gaben grundsätzlich den ländern zugewiesen. Einen Kern bildet die 
Kulturhoheit der länder, die den ländern die gesetzgebungszustän-
digkeit insbesondere für den Schul-, Hochschul- und sonstigen Erzie-
hungsbereich zuordnet. Damit sind die länder im gegenstandsbereich 
Wissenschaft für Hochschulen und Akademien allein zuständig.

Anders ist es bei den außeruniversitären Forschungsorganisationen 
– sie werden gemeinsam von bund und ländern verantwortet. Die 
verfassungsrechtliche grundlage dafür bildet Art. 91 b Abs. 1 gg, 
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der die Förderung von Wissenschaft und Forschung als eine gemein-
schaftsaufgabe definiert. Er lautet:

„(1) bund und länder können auf grund von Vereinbarungen in 
Fällen überregionaler bedeutung zusammenwirken bei der Förderung 
von: 

1.  Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung 
außerhalb von Hochschulen;

2.  Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen;
3.  Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich großgeräten.

Vereinbarungen nach Satz 1 Nr. 2 bedürfen der Zustimmung 
aller länder.

(2) bund und länder können auf grund von Vereinbarungen zur 
Feststellung der leistungsfähigkeit des bildungswesens im internati-
onalen Vergleich und bei diesbezüglichen berichten und Empfehlun-
gen zusammenwirken.
(3) Die Kostentragung wird in der Vereinbarung geregelt.“

Der bund hat auch die Finanzierungszuständigkeit für die großfor-
schung (z. b. luftfahrt- und meeresforschung) sowie für internatio-
nale Forschungseinrichtungen. Auch die ressortforschung zu politi-
schen und administrativen Fragen wird von bund und ländern 
gemeinsam finanziert.

Die Finanzierungsschlüssel in der Aufteilung zwischen bund und 
ländern sind dabei unterschiedlich, was zwangsläufig zu unterschied-
lichen Einflussmöglichkeiten des jeweiligen staatlichen Akteurs führt. 
Entscheidend für dieses unterschiedliche Splitting der Finanzierungs-
lasten verbunden mit der Vorgabe eines Zusammenwirkens von bund 
und ländern sind neben der überregionale bedeutung auch lange 
teilweise sogar vor dem grundgesetz gewachsene Strukturen und 
nicht zuletzt natürlich die interessenlage jeweils des bundes bzw. des 
Sitzlandes. 

Wichtigste Akteure neben verschiedenen ministerien in bund und 
ländern sind die gemeinsame Wissenschaftskonferenz (gWK) und 
der Wissenschaftsrat (Wr).
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in der gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (gWK) von bund und 
ländern obliegen Diskussion und Koordinierung von wissenschafts- 
und forschungspolitischen Fragen. Sie hat zudem eine unterstützende 
Funktion beim Auftrag des Zusammenwirkens von bund und ländern 
bei überregionalen strukturbildenden Vorhaben (z. b. Exzellenzini-
tiative, Pakt für Forschung und innovation, Hochschulpakt) und bei 
der Förderung von Einrichtungen, wie z. b. DFg, mPg, HgF, Fhg 
und Wgl. 

Der Wissenschaftsrat (Wr) berät die bundesregierung und die regie-
rungen der länder in Fragen der inhaltlichen und strukturellen Ent-
wicklung der Hochschulen, der Wissenschaft und der Forschung. Er 
setzt sich aus Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, Persön-
lichkeiten des öffentlichen lebens sowie Vertreterinnen und Vertre-
tern von bund und ländern zusammen. Der Wr nimmt Stellung zur 
leistungsfähigkeit von wissenschaftlichen institutionen und bewer-
tet dafür indikatoren, wie z. b. Struktur und Finanzausstattung. Er 
berät aber auch zu generellen Fragen des deutschen Wissenschafts-
systems – zu Strukturen, Finanzierung und Fragen sinnvoller Steu-
erung. Empfehlungen und Stellungnahmen des Wr sollen der inter-
nationalen Konkurrenzfähigkeit und Sichtbarkeit der deutschen 
Wissenschaft dienen.

Die Föderalismusreform zur modernisierung der bundesstaatlichen 
ordnung wurde 2006 mit dem Ziel beschlossen, die Handlungs- und 
Entscheidungsfähigkeit von bund und ländern zu verbessern, die 
politischen Verantwortlichkeiten deutlicher zuzuordnen sowie die 
Zweckmäßigkeit und Effizienz der Aufgabenerfüllung zu steigern. 
Kritiker beklagen die Entscheidung der Föderalismusreform, da die 
bundesstaatliche Ebene nur bedingt die möglichkeit habe, zur Kern-
aufgabe der Hochschulfinanzierung beizutragen. Doch beispiele wie 
die Exzellenzinitiative, der Pakt für Forschung und innovation, der 
Qualitätspakt lehre sowie der Hochschulpakt 2020 beweisen es: Die 
Föderalismusreform hat für die Wissenschafts- und Forschungspo-
litik die Voraussetzungen für einen konstruktiven Dialog zwischen 
bund und ländern geschaffen. Kritiker der Föderalismusreform 
haben möglicherweise auch vergessen, dass es vorher noch schlech-
ter war: Damals wären nämlich nicht einmal die Hochschulpakte i 

E. Jürgen Zöllner
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und ii möglich gewesen. Doch bleibt das bessere der Feind des 
guten, und die guten Erfahrungen weisen den Weg zur weiteren 
optimierung des Art. 91b gg im interesse der Hochschulen,  
um den vor uns stehenden Herausforderungen besser gewachsen  
zu sein.

Herausforderungen an das föderale staatliche System der Bundes-
republik in einer Wissenschaftsgesellschaft

Da die Wissenschaft heute eine solche bedeutung für die persönliche 
und gesellschaftliche Zukunftsfähigkeit besitzt, ist der Staat verpflich-
tet, rahmenbedingungen zu schaffen, die einerseits eine möglichst 
breite Teilhabe an den Ergebnissen von Wissenschaft ermöglichen und 
andererseits der Wissenschaft die besten Voraussetzungen bieten, neue 
Erkenntnisse zu generieren. Das ist heute eine zentrale politische Auf-
gabe. Um sie zu erfüllen, steht das staatliche System vor einer Vielzahl 
von Herausforderungen; auf sechs Kernbereiche soll hier näher ein-
gegangen werden:

Teilhabe der gesamten Gesellschaft an wissenschaftlichen  
Erkenntnissen

möglichst allen in der gesellschaft muss es ermöglicht werden, wis-
senschaftliche Erkenntnisse zu rezipieren, um persönlich und beruf-
lich ihren Platz in der gesellschaft zu finden. Das ist zuerst natürlich 
eine bildungsaufgabe – in Schule, beruflicher bildung und Studium, 
d. h. der Staat muss Voraussetzungen schaffen, dass sich jeder die für 
die rezeption notwendige methoden- und Einordnungskompetenz 
aneignen kann – und dies auch tun sollte.

Die erheblichen Fortschritte der letzten Jahre, neue Studienplätzen 
zu schaffen, um möglichst viele junge menschen auszubilden, sind 
dabei ein großer Erfolg. Zumindest im grundsatz hat sich also die 
Zuständigkeit und damit auch die Finanzverantwortung zwischen 
bund und ländern bewährt. in Anbetracht der finanziellen Probleme 
der länder und des Ungleichgewichts der lasten für die Studienplatz-
finanzierung zwischen den ländern, müssen allerdings Wege für eine 
beteiligung des bundes an der Studienplatzfinanzierung gefunden 
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werden, die Aktivitäten, wie den 2020 auslaufenden Hochschulpakt, 
auf Dauer ermöglichen.

Die Öffnung zur Teilhabe muss aber von beiden Seiten erfolgen: Auch 
die Wissenschaft selbst ist verpflichtet, nach Wegen zu suchen, wie sie 
sich in der breite verständlich macht. Das beginnt bei der Sprache. 
Hier können sich manche deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler an englischen Kolleginnen und Kollegen ein beispiel nehmen.

Befähigung möglichst vieler junger Menschen, wissenschaftlich zu 
arbeiten, nicht nur zur Heranbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses, sondern für alle Bereiche der Gesellschaft

möglichst viele müssen lernen, selbst wissenschaftlich zu arbeiten. Es 
erleichtert die rezeption, bewertung und Einordnung wissenschaft-
licher Ergebnisse, z. b. zu wissen, dass die Wissenschaft sicheres Wis-
sen vermittelt – im bewusstsein der Subjektivität der Fragestellung 
und der begrenztheit der methode. Darüber hinaus ist die befähigung 
vieler zu wissenschaftlichem Arbeiten unverzichtbar, weil Wissen-
schaft heute alle lebensbereiche durchdringt, unabhängig davon, ob 
man selbst direkt als Wissenschaftlerin oder Wissenschaftler tätig ist. 
Diese Qualifikation der mitarbeiterinnen und mitarbeiter ist ein ent-
scheidender Standortfaktor für Deutschland, das kein Öl und auch 
sonst keine rohstoffe besitzt, die einer gesellschaft leichten reichtum 
verschaffen. Unsere ressource sind allein bildung und Wissenschaft.
Klassisch erfolgt die Ausbildung über die Promotion, für die sich 
derzeit viele Stellen und Stipendien bieten. Einige Herausforderungen 
aber bleiben:

Ein Problem besteht dort, wo sehr viel promoviert wird (z. b. in der 
medizin) und die Qualität Wünsche offen lässt. Unbefriedigend sind 
nach wie vor auch die chancen für die gestaltung der Postdoc-Pha-
se. Unzufriedenheit bleibt auch beim Zugang von außeruniversitären 
Forschungsreinrichtungen zur Promotion, wenngleich das Promoti-
onsrecht Alleinstellungsmerkmal der Universitäten bleiben muss. Eine 
lösung dafür habe ich im Masterplan Wissenschaft 20201 mit soge-
nannten Universitätsclustern in der Nachfolge zur Exzellenzinitiati-
ve vorgeschlagen. Dieser Vorschlag ist keine Frage der Zuständigkeit 
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von bund oder land, sondern bedarf lediglich institutionalisierter 
gemeinsamer Einrichtungen von Universitäten und außeruniversi-
tären Einrichtungen auch zur Nachwuchsförderung mit Promotions-
recht. 

Sicherstellung einer regional ausgewogenen Wissenschaftslandschaft 
als entscheidender Standortfaktor 

Wissenschaft ist von zentraler bedeutung vor allem auch für die Wirt-
schaft. Da der Staat verpflichtet ist, für chancengleichheit und gleich-
wertige lebensverhältnisse zu sorgen, muss er möglichst in einer 
optimalen regionalen Verteilung wissenschaftliche institutionen vor-
halten, damit alle bundesweit von diesem entscheidenden Entwick-
lungsmotor profitieren können. Das soll aber keineswegs einer kurz-
sichtigen Egalisierung das Wort reden, denn schlussendlich ist 
Spitzenforschung, die international konkurrenzfähig ist und die 
Deutschland braucht, um weiter zu prosperieren, nicht an jedem 
Standort in Deutschland möglich. Der Zwang zur Abstimmung zwi-
schen bund und ländern birgt für die Politik dabei die Versuchung, 
notwendige Schwerpunktsetzungen zur Spitzenförderung zugunsten 
leichter konsensfähiger mittelmaßförderung zu verabsäumen – und 
damit Deutschland mit weitreichenden Konsequenzen von den Erfol-
gen der letzten zehn Jahre abzukoppeln.

 Gleiche Förderung aller Wissenschaftsbereiche in ihren unterschied-
lichen Erfordernissen 

Es gibt keine Hierarchie unter den verschiedenen Wissenschaftsbe-
reichen. Alle Wissenschaftsbereiche, geistes- und Kulturwissenschaf-
ten, Sozialwissenschaften, Naturwissenschaften, medizin und inge-
nieurwissenschaften sind gleich wichtig. Unsere gesellschaft braucht 
zudem insbesondere das Zusammenwirken aller Disziplinen bei der 
bewältigung der Herausforderungen. Hier ist es Aufgabe des Staates, 
dafür zu sorgen, dass die rahmenbedingungen gegeben sind, die allen 
ihre unterschiedlichen Arbeits- und Entwicklungsperspektiven ent-
sprechen. Am beispiel der Exzellenzinitiative zeigten sich sowohl die 
Nachholbedarfe wie die gewachsene Sensibilität und adäquate reak-
tionsmöglichkeiten darauf.
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Ermöglichen von Spitzenleistungen und internationaler Wettbe-
werbsfähigkeit
 
Wissenschaft ist das, was neues Wissen schafft. Auf der einen Seite 
sind die vielen kleinen Fortschritte unverzichtbar; es sind aber auch 
in der Wissenschaft immer nur wenige neue Erkenntnisse, die einen 
wirklichen Qualitätssprung bedeuten. Spezielle rahmenbedingungen 
zu schaffen, die darüber oft wesentlich mit entscheiden, erfordern von 
der Politik Augenmaß und mut, denn oft sind sie heute nur in einem 
internationalen Wettbewerb von Spitzeninstitutionen möglich, die 
gezielte Schwerpunktbildungen erfordern.

Deutschland hat an dieser Stelle eindeutig Nachholbedarf. Zwar sind 
wir besser als unser ruf, aber die internationale Sichtbarkeit unserer 
Wissenschaftslandschaft hinkt hinter ihren Erfolgen her. Und selbst 
die erfolgreiche Aufholjagd deutscher Wissenschaft in den vergange-
nen Jahren steht auf tönernen Füßen, weil eine gezielte nachhaltige 
Förderung der leuchttürme nicht gesichert ist und die bisherigen 
instrumente der Projektförderung im komplizierten Aushandeln zwi-
schen bund und ländern unnötig Kräfte binden und wertvolle Zeit 
vergeuden. 

Qualitätssicherung muss in der Wissenschaft oberstes Gebot sein

in unserer gesellschaft durchdringen und beeinflussen Ergebnisse 
und Aussagen der Wissenschaft ganz entscheidend alle persönlichen, 
wirtschaftlichen und politischen lebensbereiche. Daher muss die 
Sicherung der Qualität von Wissenschaft oberstes Ziel sein. Nur die 
Wissenschaft selbst kann dies leisten – und sie muss dies leisten wol-
len. Wachsweiche Empfehlungen, wie bislang, reichen nicht und füh-
ren dazu, dass Kleinigkeiten hart sanktioniert werden und wirklich 
Skandalöses eher zufällig entdeckt wird. Die Einhaltung darf daher 
nicht nur im Verdachtsfall, sondern muss systematisch aktiv kontrol-
liert, hinterfragt, und Verfehlungen müssen transparent sanktioniert 
werden. Dies sind die „gesetze der Wissenschaft“.

Die öffentlich so leidenschaftlich diskutierten Promotionen sind dabei 
aus meiner Sicht das eher kleinere Problem. Aber wie wird z. b. in 
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der breite gewährleistet, dass bei experimentellen Versuchsreihen die 
Proben, die nicht ins erwünschte Ergebnis passen, in der Veröffentli-
chung nicht einfach weggelassen werden? Die möglichkeit zur mani-
pulation ist insbesondere in den experimentellen und empirischen 
Wissenschaften leider immer gegeben. Nur die spektakulärsten Fälle 
kommen bisher an das licht der Öffentlichkeit. Dabei werden – basie-
rend auf scheinbar gesicherter wissenschaftlicher Erkenntnis – Erwar-
tungen geweckt und Entscheidungen mit erheblichen wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Auswirkungen in falsche bahnen gelenkt. Dies 
ist nicht die regel. Aber wir wissen, dass es vorkommt, so wie wir 
alle in der Wissenschaft wussten, dass spätestens seit es den „rechten 
mausklick“ gibt, „großzügig“ fremde Texte in eigene Arbeiten hin-
einkopiert wurden. Aber erst nach einer öffentlichen Diskussion über 
spektakuläre Einzelfälle begann die Wissenschaft dieses Problem sys-
tematisch anzugehen.

Wirtschaftsunternehmen geben mehrere Prozent ihres Etats für Qua-
litätssicherung und Kontrolle aus. Und wo bleibt Qualitätssicherung 
und Kontrolle in der Wissenschaft, die sich doch als die Vorreiterin 
für Neues definiert? ich habe in den letzten Jahren oft appelliert: 
Nehmen wir uns ein beispiel an der Wirtschaft. Nur ein Prozent des 
deutschen Wissenschaftsetats wären mehr als 200 millionen Euro pro 
Jahr für die Sicherung der Qualität der wissenschaftlichen Arbeit. ich 
finde sie nicht. manchmal ist geld doch eine geeignete orientierungs-
größe, um abzuschätzen, für wie wichtig ein Problem erachtet wird. 
Und dass das geld in der Wissenschaft aktuell zu knapp dafür sei, 
kann mir niemand erzählen. im Zweifel kann man weniger forschen. 
Wo, wenn nicht in der Wissenschaft, muss Qualität vor Quantität 
gehen? Was also wird getan, um grundsätze der Wissenschaft auch 
durchzusetzen und sie laufend weiterzuentwickeln? Nur die Wissen-
schaft selbst kann konkrete fächerspezifische Vorschläge sowohl für 
Qualitätsstandards als auch für Kontrollen und Sanktionen machen. 
Die bestehenden grundsätze für gutes wissenschaftliches Arbeiten 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft waren vor zehn Jahren rich-
tungsweisend. Sie müssen fortgeschrieben und durch konkrete Vor-
gaben und Sanktionen, begleitet durch laufende Kontrollen, ergänzt 
werden. Würde es nicht, selbstverständlich fächerspezifisch, Sinn 
machen, wenn Arbeiten, nicht nur Promotionen, nur dann akzeptiert 
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werden, wenn die originaldaten im internet für jedermann zugänglich 
wären? Wenn jede Hochschule auch personell so ausgestattet wäre, 
dass sie routinemäßig über Stichproben alle Arbeiten auf Plagiate 
überprüfen könnte? Wenn ein kleiner Teil der Forschungsmittel zur 
Verfügung stünde, um Untersuchungen zu wiederholen? 

Die lösung dieses Problems ist keine Frage staatlicher Zuständigkeit, 
sondern der Wissenschaft selbst. Kommt diese dem nicht nach, handelt 
es sich um ein Versagen von Wissenschaft in ihrem Kern. Und ist es 
dann Verpflichtung des Staates, von bund und ländern gemeinsam, 
sie dazu zu zwingen, sich dieser Herausforderung zu stellen und inter-
national Vorbild zu sein?

Fazit

in weiten bereichen hat sich unser deutsches Wissenschaftssystem 
überaus bewährt. in bezug auf die gemeinsame Verantwortung von 
bund und ländern besteht aus meiner Sicht in drei bereichen Hand-
lungsbedarf: Wegen der bestehenden und in absehbarer Zeit sich eher 
verschlechternden finanziellen Spielräume der länder sollten mög-
lichkeiten eröffnet werden, dass (1.) sich der bund nachhaltig an der 
Hochschulfinanzierung beteiligt; (2.) Schwerpunktsetzungen und 
Förderung der Ausbildung und Spitzenforschung institutionell durch 
gemeinsam von bund und ländern finanzierten Einrichtungen aus 
Universitäten und außeruniversitären instituten ermöglicht werden. 
Dies ist die entscheidende Voraussetzung für internationale Sichtbar-
keit und Wettbewerbsfähigkeit, die den Wohlstand in Deutschland 
wesentlich sichern hilft. Darüber hinaus sollte (3.) die doppelte 
Zuständigkeit, einschließlich der Finanzierung, da sie wegen des 
Zustimmungserfordernisses der länder oft von zeitraubenden und 
die inhaltliche Zielsetzung konterkarierenden Kompromissen beglei-
tet sein muss, zugunsten klarer Zuordnungen aufgegeben werden. 
mPg und DFg sollten dabei weiter je zur Hälfte von bund und 
ländern finanziert werden. Die anderen außeruniversitären For-
schungsorganisationen sind aus meiner Sicht am besten nur vom bund 
zu verantworten. Die mission der Wgl müsste dabei unbedingt 
präzisiert und unter Umständen unter Einbeziehung der ressortfor-
schungseinrichtungen neu definiert werden, nicht in das neue Kon-
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zept passende institute sollten den Universitäten bzw. der mPg 
zugeordnet werden.

Änderungsvorschläge zur Verfassung

in der augenblicklichen Diskussion sind zwei Vorschläge zur Verfas-
sungsänderung in der Diskussion, um größere Handlungsspielräume 
für den bund zu erreichen:

Die Änderung des Artikels 91b GG

Die bisherige Einschränkung mit dem Wortlaut „Vorhaben der Wis-
senschaft und Forschung an Hochschulen“ soll ergänzt werden um 
„Einrichtungen und Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an 
Hochschulen“ und damit eine dauerhafte institutionelle Förderung 
von Hochschulen gemeinsam durch bund und länder ermöglichen. 
Allerdings soll nach meinung vieler die in Art. 91b gg notwendige 
Einstimmigkeit nicht verändert werden. Dies wäre aus meiner Sicht 
zu kurz gesprungen, denn es löst höchstens die Finanzierungsproble-
me. Die notwendige Einstimmigkeit müsste aus meiner Sicht in jedem 
Fall zugunsten einer qualifizierten mehrheit aufgeben werden, um 
dem bund genügend gestaltungsspielraum zu eröffnen und die Wis-
senschaft lähmende blockaden zu verhindern.

Die Einführung eines Artikel 104c GG neu

Hier sollen dem bund Finanzhilfen für den gesamten bereich der 
bildung und Wissenschaft ermöglicht werden. Auch dies wird in der 
Diskussion immer wieder an die Zustimmung aller bundesländer 
gekoppelt. Auch hier müsste aus meiner Sicht die notwendige Ein-
stimmigkeit in jedem Fall zugunsten einer qualifizierten mehrheit 
aufgeben werden. Dies wird politisch schwer durchsetzbar sein, da 
auch der Kernbereich der Kulturhoheit der länder, nämlich der Schul-
bereich, betroffen ist. Einige länder werden eine Finanzierungshilfe 
durch den bund nicht mit dem Zugeständnis verbinden wollen, dass 
der bund auch inhaltlichen gestaltungsspielraum erhält. Es ist schwer 
vorstellbar, dass eine bundesregierung sich zu erheblichen Finanzie-
rungsbeiträgen im Schulbereich – denn sie müssten spürbar höher sein 
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als für den Hochschulbereich – entschließt, wenn sie keine gestal-
tungsmöglichkeit erhält und auf die Zustimmung aller länder ange-
wiesen ist.

Schlussbemerkung

in den vergangenen zehn Jahren hat die deutsche Wissenschaft durch 
kluge Finanzierung und richtungsentscheidungen wie etwa die Exzel-
lenzinitiative international deutlich an boden gewonnen. Viele unse-
rer Universitäten und Forschungseinrichtungen sind für Spitzenwis-
senschaftlerinnen und Spitzenwissenschaftler aus der ganzen Welt 
attraktiv geworden. Doch dieser Erfolg steht aktuell auf dem Spiel. 
Wie geht es weiter in Sachen nachhaltige und angemessene Finanzie-
rung der Hochschulen, institutioneller Absicherung der Zusammen-
arbeit und Ausdifferenzierung als Voraussetzung der leistungsfähig-
keit in der Spitze? 

Vielen mag nicht bewusst sein, wie sehr die Zeit drängt: bis 2020 
müssen die Finanzierung und organisation des deutschen Wissen-
schaftssystem auf neue Füße gestellt werden, denn der Hochschulpakt, 
der Pakt für Forschung und innovation und die Exzellenzinitiative 
laufen Schritt für Schritt aus. Dafür bedarf es eines gut getakteten 
masterplans Wissenschaft 2020. Er muss auch ohne Verfassungsän-
derung umsetzbar sein, da diese unter Umständen viel Zeit braucht. 
Die Weichenstellung für diese Neuordnung, die lehre und Forschung 
prägen und damit den Wohlstand Deutschlands im nächsten halben 
Jahrhundert maßgeblich mit bestimmen werden, fällt in die derzeiti-
ge legislaturperiode. Wenn Politik nicht flugs aus ihrer Schläfrigkeit 
erwacht, droht Deutschland von der lokomotive zum letzten Wagen 
zu werden.

1)  Zöllner, E. J., Masterplan Wissenschaft 2020, Wissenschaftspolitik im Dialog 8, Schriften-
reihe der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften, Berlin 2013.
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Veränderungen schaffen möglichkeiten – sowohl in der Politik als 
auch im management. Dabei hat die Politik in den vergangenen Jahren 
die rahmenbedingungen für erfolgreiche Wissenschaft in Deutschland 
maßgeblich gestärkt. Nun ist es an der Zeit, die geschaffenen mög-
lichkeiten zu nutzen – carpe opportunitatem! in diesem Zusammen-
hang kommt dem management auf organisationaler Ebene eine bedeu-
tende rolle bei der Umsetzung zu; denn die Politik hat bei ihren 
reformen bewusst auf die Selbststeuerung der Wissenschaft gesetzt. 
Allerdings beobachten wir eine zunehmende Skepsis dahingehend, 
dass Anreize zur Ökonomisierung der Wissenschaft eher die grund-
lagenforschung schädigen als Technologie und innovation in der Wis-
senschaft fördern. Deshalb wird nicht selten rat in anderen Wissen-
schaftssystemen gesucht; so z. b. in den USA, die – ob einer konträren 
Wissenschaftshistorie und kulturell geprägter „Small-government-
Strategie“ – den Fokus stärker auf management als auf Politik gelegt 
haben. Kann uns ein blick über den großen Teich Anhaltspunkte in 
der Theorie und für die Umsetzung von wissenschaftspolitischen 
impulsen auf organisationaler managementebene geben? Es folgt ein 
blick in die Anreiztheorie und ihre Anwendung im Wissenschafts-
system. im Vergleich wird ihr Einsatz in den USA und Deutschland 
betrachtet und es werden Schlussfolgerungen für das zukünftige Wis-
senschaftsmanagement gezogen.

Das Zusammenspiel von Management und Politik

Während die Wissenschaftspolitik in den letzten Jahren bedeutende 
impulse gesetzt hat, bestehen starke Disparitäten bei der organisati-
onalen Umsetzung. Diese sind einerseits in der Historie und Kultur 
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des deutschen Wissenschaftssystems begründet, andererseits aber auch 
vom Verständnis und von der Anwendung geeigneter management-
instrumente durch die zuständigen Akteure abhängig. Während die 
systemisch gewachsenen Aspekte kurz- bis mittelfristig als gegeben 
angenommen werden müssen, gibt es vonseiten der managementper-
spektive durchaus möglichkeiten zur erfolgreichen Umsetzung. Ent-
scheidend ist in diesem Zusammenhang, dass wir den Fokus vom 
System auf die in den organisationen agierenden menschen verschie-
ben und geeignete Anreize zur motivation setzen. Denn allzu gern 
versuchen wir zu regulieren, anstatt zu motivieren.

Zur Bedeutung und Klassifikation von Anreizen im Wissenschafts-
management: „Money makes the world go around, but what else 
drives behavior?“

Warum sollen nun aber Anreize eingesetzt werden und welche Anrei-
ze gibt es? Konkret geht es um die optimierung der Allokation von 
begrenzten ressourcen für Forschung und bildung. Aber welche 
Anreize stehen zur Verfügung, um die Umsetzung der von der Politik 
geschaffenen rahmenbedingungen auf organisationaler Ebene zu rea-
lisieren? Zumeist wird unterschieden zwischen extrinsischen und 
intrinsischen motivatoren. Extrinsisch – also von außen wirkend – 
wird am häufigsten geld als motivator eingesetzt. Jedoch können 
auch andere nichtmonetäre Anreize das Verhalten von Wissenschaft-
lern beeinflussen. Am häufigsten genannt werden in diesem Zusam-
menhang die sogenannte „fringe benefits“, die zusätzlich zur Entloh-
nung für eine Tätigkeit eine Altersabsicherung oder andere Vorteile 
bieten. Außerdem gibt es noch Auszeichnungen, wie z. b. Professo-
rentitel und Ehrungen, die einen weiteren nichtmonetären Anreiz 
darstellen. Sie werden durch den Urtrieb der individuen nach sozialer 
Anerkennung und Distinktion genährt und von verhaltenswissen-
schaftlichen Phänomenen erklärt. ihre Wirkung ist im Vergleich zu 
monetären extrinsischen Anreizen bislang nur rudimentär erforscht; 
spielt aber insbesondere in der Wissenschaft eine bedeutende rolle. 
Schließlich gibt es im Anreiz-Portfolio noch die viel diskutierten 
intrinsischen Anreize, die sich auf das eigentliche interesse und die 
Freude – das Empfinden eines Flows – bei der Arbeit beziehen. Deci 
und Kollegen haben sich umfassend mit diesem Phänomen befasst 
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und vielfältige Anregungen zur Stärkung der intrinsischen motivati-
on gegeben. Jedoch wirft die beeinflussung intrinsischer motivation 
in einem Kollektiv von Personen Probleme auf, da sie per definitionem 
individuell bestimmt wird. Darüber hinaus sind die Effekte intrinsi-
scher und extrinsischer motivatoren nicht eindeutig abgrenzbar. So 
kann z. b. die Verleihung eines Titels zur Stärkung der intrinsischen 
motivation führen. gleichermaßen kann jedoch auch leistungsbasier-
te Entlohnung die intrinsische motivation negativ beeinflussen. Wie 
funktionieren Anreize also in ihrem Umfeld?

Anreize im Wissenschaftssystem: Vom Humboldtschen Bildungs-
ideal zur „Evaluitis“

Vor dem Hintergrund begrenzter ressourcen und der Forderung nach 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit wird in den letzten Jahren die 
leistungs- und Ergebnisorientierung besonders betont. Evaluationen, 
rankings und ratings haben zugenommen. Der Anteil drittmittelge-
förderter Forschung ist gewachsen und wird durch die Einführung 
von leistungsbasierter Vergütung als Teil der W-besoldung weiter an 
bedeutung gewinnen. Darüber hinaus verstärkt sich die Vertikalisie-
rung des Hochschulsystems durch die Exzellenzinitiative. Zielsetzung 
der reform von Anreizsystemen in der Wissenschaft war es zwar, 
unternehmerisches Denken in der Wissenschaft zu forcieren, jedoch 
sollte andererseits berücksichtigt werden, dass die grundlagenwis-
senschaft ein öffentliches gut darstellt. Es besteht eine Nicht-rivali-
tät im Konsum bzw. sogar ein Wissens-Spill-over. Damit legt die 
Wissenschaft die grundlage für das ökonomische Wachstum. Die 
Nichtausschließbarkeit vom Konsum bzw. die Veröffentlichung von 
Wissen kann als Voraussetzung für die kumulative Weiterentwicklung 
von Wissen („open science“) angesehen werden. Es besteht somit ein 
gravierender Unterschied zwischen grundlagenwissen und „private 
knowledge“, das von gewinnorientierten Unternehmen produziert 
wird und in der regel nicht frei zugänglich ist, da es Wettbewerbs-
vorteile darstellt. Als Folge der charakteristika eines öffentlichen 
gutes kommt es zu marktversagen bei der Produktion von grund-
lagenwissen. Denn erstens ist die (kurzfristige) bewertung und Preis-
findung für öffentliches Wissen problematisch, und zweitens wird 
aufgrund der durch starke Spezialisierung hervorgerufenen informa-
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tionsasymmetrie zwischen Wissenschaftlern und laien eine Evalua-
tion der güte der Forschung durch Externe erschwert. Daher bestand 
über Jahrzehnte bzw. Jahrhunderte der Anspruch auf Autonomie und 
Selbstkoordination unabhängiger Wissenschaftler im Sinne der Peer-
bewertung. Problematisch an diesem Ansatz ist, dass keine unabhän-
gige institution die leistung beurteilt, sondern dass der Wettbewerber 
des jeweiligen Wissenschaftlers die Evaluation durchführt. Die inhä-
renten interessenkonflikte liegen auf der Hand.

Erschwerend kommt hinzu, dass die Erfolgsmessung in der Wissen-
schaft der Prioritätsregel folgt. Diese regel schreibt den Erfolg der-
jenigen Person zu, die eine Entdeckung als erste gemacht hat und dies 
von der „scientific community“ bestätigt erhält. Das resultat ist ein 
symbolisches Eigentumsrecht via reputation und führt zu hohen 
Verlusten für den „second mover“. Daher muss eine Entdeckung so 
schnell wie möglich kommuniziert und an die eigene Person (= mar-
ke) gebunden werden. Selbstmarketing (branding) ist wesentlich für 
den Erfolg und zur reduktion von risiken und Ungewissheit. Hinzu 
kommt der von merton untersuchte matthäus-Effekt: „Wer hat, dem 
wird gegeben“, d. h. dass die Effekte der Prioritätsregel sich exponen-
tiell verstärken. Als problematisch wird in diesem Zusammenhang 
von Nelson die Eklektik im Ansatz versus die Schnelligkeit in der 
Entwicklung angesehen: oftmals wird die methodenvielfalt zuguns-
ten einer zeitnahen Publikation „geopfert“, um das symbolische 
Eigentumsrecht zu sichern. Dagegen führt aber ein eklektischer Ansatz 
eher zu grundlegenden (und ungeplanten) Neuentdeckungen, die 
Forschung nach Schema F nicht hervorbringt.

Um also entsprechend der Prioritätsregel den First-mover-Vorteil zu 
sichern und gedanken auszutauschen, kooperieren Wissenschaftler in 
überschaubaren Forschungsteams. Dies kann als ein evolutionärer und 
kollektiver lernprozess angesehen werden, der aber ebenfalls nicht frei 
von risiken ist. Die Problematik der Nichtsanktionierbarkeit von Wis-
sensbeiträgen führt häufig zu Trittbrettfahrerverhalten. Daher ist eine 
prosoziale und intrinsische motivation der Teammitglieder, wie sie von 
Frey, osterloh und Weibel untersucht worden ist, von besonderer 
bedeutung. Was ist aber in der realität der Anreizsystemgestaltung 
geschehen und was sind die Auswirkungen auf die Wissensproduktion?
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Taylorismus in der Wissensproduktion: „Pay-for-Performance 
never pays“

Die entscheidende Neuerung im wissenschaftlichen Anreizsystem 
war die Einführung leistungsbasierter Entlohnung („Pay-for-Perfor-
mance“: P4P). Diese knüpft die Vergütung an die Erfüllung einer oder 
mehrerer maßgrößen individueller, gruppenbezogener oder organi-
sationsbezogener leistung. Die idee des P4P geht davon aus, dass der 
output, der einem bewertungssystem unterliegt, sich abhängig vom 
Einsatz ändert und dass die Aussicht auf eine höhere Vergütung somit 
eine verbesserte leistung nach sich zieht. Es stellt sich nach den Ver-
suchen zur leistungsorientierten Vergütung in den letzten Jahren in 
der Wissenschaft allerdings mit recht die Frage, ob die Produktion 
von Wissen für einen solchen Ansatz überhaupt geeignet ist.

Umfangreiche Analysen in den Wirtschaftswissenschaften kommen 
zu dem Schluss, dass monetäre Anreize nur funktionieren, wenn 
Quantität die leistung bestimmt. geht es jedoch um Qualität, versagt 
das Pekuniäre. menschliche Entscheidungen, Problemlösungsverhal-
ten und insbesondere Erfahrung bestimmen dann das Ergebnis des 
leistungsprozesses. Soll also das hehre Ziel der Verbesserung der 
Qualität in der Wissenschaft erreicht werden, stößt eine stückweise 
leistungsorientierte – also eigentlich output-orientierte – Vergütung 
an ihre grenzen. Diese Erkenntnis ist, wie die Anwendung von P4P, 
ebenfalls nicht neu. Umfassende Forschung im management und in 
der Personalökonomie haben in den letzten Jahrzehnten gezeigt, dass 
monetäre Anreize die qualitative leistung nur unwesentlich beein-
flussen. So wird davon ausgegangen, dass leistungsorientierte Vergü-
tung lediglich zehn Prozent der Varianz des Arbeitsergebnisses erklärt; 
wohingegen verpflichtungsbasierte intrinsische Normen 30 Prozent 
der Varianz der leistung begründen. Studien zur managemententloh-
nung weisen darauf hin, dass weniger als fünf Prozent des gehalts 
von leitenden managern durch leistungsorientierte Faktoren erklärt 
werden können und dass die – monetäre – Ent- bzw. belohnung somit 
wenig mit der gesamtleistung zu tun hat. Unter bestimmten bedin-
gungen kann P4P sogar unerwünschte Nebenwirkungen haben und 
die rein intrinsische – also die durch die Sache /Arbeit an sich begrün-
dete – motivation der Akteure reduzieren.
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Diese systematische interaktionsbeziehung zwischen intrinsischer 
und extrinsischer motivation beschreibt Frey als den sogenannten 
Verdrängungseffekt, der davon ausgeht, dass extrinsische und intrin-
sische motivation nicht additiv, sondern unter bestimmten bedingun-
gen systematisch voneinander abhängig sind. Demzufolge hängt das 
individuelle Verhalten von persönlichen Präferenzen oder intrinsischer 
motivation und gleichermaßen von restriktionen oder relativen Prei-
sen ab. Ersterer Ansatz findet vorwiegend in der Psychologie seine 
Anhänger, während der monetäre Ansatz vorwiegend von ökonomi-
schen Theorien erklärt wird. Freys crowding-Theorie bringt beide 
Fachrichtungen zusammen und postuliert, dass externe interventionen 
in Form von geld oder restriktionen sowohl einen positiven als auch 
einen negativen Effekt auf die leistung haben können; je nachdem, 
ob die Entlohnung als kontrollierend oder als unterstützend wahrge-
nommen wird. Wird die externe intervention als unterstützend wahr-
genommen, kommt es zum crowding-in-Effekt, der die intrinsische 
motivation stärkt. in diesem Fall wird eine Erhöhung der monetären 
Vergütung als Anerkennung der leistung wahrgenommen und ver-
bessert somit die Arbeitsmoral. Wenn aber die externen interventio-
nen als kontrollierend empfunden werden, kommt es zum crowding-
out-Effekt, der die intrinsische motivation unterminiert. Dies 
geschieht allerdings nur, wenn die Tätigkeit ursprünglich intrinsisch 
motivierend war und die durch die Entlohnung verstärkte extrinsische 
motivation den Verlust an intrinsischer motivation nicht ausgleicht. 
Der Effekt beruht auf der Verringerung der empfundenen Autonomie 
und schwächt die Arbeitsmoral insbesondere dann, wenn wissensin-
tensive – und schwer messbare – Arbeit stückweise entlohnt wird. 
Das ist das grundproblem des Taylorismus.

Zu beginn des 20. Jahrhunderts zielte Frederick Taylor mit seinen 
„principles of scientific management“ darauf ab, die Effizienz der 
industriellen Produktion zu verbessern. Dieser Ansatz geht davon 
aus, dass der Arbeitsprozess aus einzelnen definierbaren, abgrenzba-
ren Aktionen besteht, die standardisiert und optimiert werden können. 
Für mangelnde leistung oder Abweichung von der Norm hält der 
Taylorismus negative Sanktionen bereit und bedient sich disziplina-
rischer maßnahmen, um Zuwiderhandlungen einzugrenzen. Auf die-
se Weise sollen einfache Daumenregeln und Heuristiken durch kon-
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krete Prozeduren ersetzt werden, deren Einhaltung hierarchischer 
Kontrolle unterliegen und vorwiegend monetär inzentiviert werden. 
Es ist genau dieser Ansatz von Taylor, der in der Wissenschaft in 
Zielvereinbarungen als Pay-for-Performance an Popularität gewonnen 
hat. Jedoch entwickelte Taylor sein „scientific management“ für die 
optimierung der klassischen Fabrikarbeit, die vorwiegend am mecha-
nischen Fließband stattfand und von der wachsenden Autoindustrie 
geprägt war. in der Wissenschaft produzieren jedoch menschen Wis-
sen. Wenn es um eine qualitativ hochwertige Wissenschaftstätigkeit 
geht, erscheint eine monetäre inzentivierung wenig zielführend und 
sogar konzeptionell fehlerhaft. inwiefern unterscheidet sich aber die 
Wissenschaft von der Automobilproduktion, so dass Anreize ihre im 
modernen management erprobte Wirkung verfehlen?

Die Problematik wird bereits bei der Definition der bemessungsgrund-
lage und der generellen messbarkeit der Qualität von Wissen bzw. wis-
senschaftlicher Arbeit deutlich. leistungsbasierte Zielvorgaben in der 
W-besoldung beziehen sich zumeist auf das Volumen der eingeworbe-
nen Drittmittel, die Anzahl der Publikationen (nicht jedoch auf deren 
inhalt), die Anzahl der betreuten Doktor- und masterarbeiten sowie 
auf den Aufbau von Forschungsschwerpunkten. Dabei kommt die 
betreuung von masterarbeiten zumeist dem Erstbetreuer monetär zugu-
te; der Zweitgutachter geht leer aus. Während vor der Einführung leis-
tungsbasierter Entlohnung für den Zweitgutachter der moralische 
Anreiz des „ethischen Korrektivs“ als Teil des Wissenschaftlerjobs 
bestand, wird das rein intrinsisch getriebene Verhalten des Zweitgut-
achters nun durch die monetäre Vergütung des Erstgutachters „ent-
wertet“. Als Folge schließt sich der Zweitgutachter heutzutage meist 
dem Erstgutachter mit seinem Urteil an, ohne großen Aufwand in der 
bewertung zu betreiben. Die durch den Anreiz intendierte Qualitäts-
sicherung wird damit in das gegenteil verkehrt („crowding-out“).

Entscheidend für die Erzielung der Vorgaben hinsichtlich Drittmittel- 
und Publikationsvolumen sind die qualitativen und quantitativen 
Peer-review-Systeme der Wissenschaft – also die bewertung der eige-
nen leistung durch Wettbewerber/Konkurrenten. beide Formen des 
Peer-reviews sind jedoch problematisch. Untersuchungen des qua-
litativen Peer-reviews haben gezeigt, dass sowohl die reliabilität der 
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gutachterurteile als auch die prognostische Qualität von gutachten 
gering ist. gutachter, Editoren und Autoren scheinen sich opportu-
nistisch zu verhalten („akademische Prostitution“) und letztendlich 
entscheidet der Zufall, welcher Artikel publiziert bzw. welcher For-
schungsantrag gefördert wird. Die Probleme quantitativer Peer-
review-Verfahren – also bibliometrischer Vermessungen der Wissen-
schaft – fußen auf den beschriebenen qualitativen Verfahren, da 
dieselben Peer-reviews, deren Probleme überwunden werden sollen, 
die basis aller bibliometrischen Verfahren bilden. Hinzu kommen 
methodische Probleme der Selektion, Abgrenzung, und Zitiergewohn-
heiten sowie eine reaktive und strategische Ausrichtung der Wissen-
schaftler, um Ergebnisse quantitativer Verfahren positiv zu beeinflus-
sen („to game the system“). Dabei liegt das Publizieren grundsätzlich 
im Eigeninteresse des Wissenschaftlers („publish or perish“).

Schließlich stellt sich die Frage, inwiefern z. b. die Ansätze von 
chomsky zur Wissenschaftstheorie („Sprache als internalisiertes Wis-
sen“) sowie von Feyerabend zum philosophischen relativismus über-
haupt berücksichtigung finden. Postuliert wird, dass keine Theorie/
methode allgemein wahr oder falsch ist („against method“) und dass 
alles möglich ist („anything goes“). Feyerabend ging davon aus, dass 
Wissenschaft sich nicht an feste und messbare regeln hält, sondern 
den Fokus auf intuition und Kreativität legt und dennoch oder gera-
de deshalb zum Erfolg gelangt. Er spricht sich gegen den überlegen-
heitsanspruch von Experten aus, weil er einen Verlust an Wissen, das 
zugunsten einer scheinbaren objektivität ignoriert wurde, befürchtet. 
Dennoch werden Forschungsmittel auf der basis dieser scheinbar 
objektiven Kriterien vergeben. Das Schicksal eines Antrags hängt dabei 
zu gleichen Teilen von Qualität und glück ab und ist unabhängig von 
möglichen grenzerträgen, die bei der Etablierung von sogenannten 
„research empires“ tendenziell sinken. besonders bemerkenswert ist 
allerdings, dass es bei der mittelvergabe als weniger schwerwiegend 
angesehen wird, wenn falsche Hypothesen bestätigt werden, als wenn 
richtige Hypothesen zurückgewiesen werden. Es wird also besonders 
viel Einsatz gezeigt, wenn es um die Ablehnung von möglicherweise 
riskanten, aber innovativen Projekten geht. Dagegen wir eine „mit-
telverschwendung“ für die bestätigung falscher Hypothesen als weni-
ger gravierend angesehen.
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Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass die Effekte 
der Einführung monetärer leistungsanreize in der Wissenschaft als 
eher negativ einzuschätzen sind. Frey und osterloh gehen davon 
aus, dass P4P das risiko des misserfolgs erhöht, die bereitschaft zur 
Wissensweitergabe im Team verringert, das strategische Ausnutzen 
von Schwächen des Peer-review-Systems fördert, die intrinsische 
motivation verdrängt und den „taste for science“ unterminiert. Kann 
dies als Argument für die renaissance des Festgehalts bzw. der fes-
ten besoldungsstufen dienen? Eine als fair empfundene fixe Entloh-
nung wird als Signal für Wohlwollen und Wertschätzung wahrge-
nommen und mit höherer freiwilliger Kooperation beantwortet als 
eine variable Entlohnung. Dennoch stellt sich dann wiederum die 
anfängliche Frage nach der Sicherstellung der qualitativ hochwerti-
gen leistungserstellung, wenn die Wissenschaft ein hohes maß an 
Autonomie innehat und die messbarkeit des leistungsergebnisses 
komplex ist. in diesem Zusammenhang erscheinen die Ansätze aus 
amerikanischen Eliteuniversitäten vielversprechend, die einen eher 
postmodernen Wissenschaftsmanagementansatz zur Qualitätssiche-
rung verfolgen.

Help wanted: what about post-modernity?

Um die Qualität des Peer-review-Systems sicherzustellen, setzen 
Universitäten wie Harvard auf die Strategie, Forschende und lehren-
de sorgfältig zu sozialisieren und auszuwählen. Anschließend soll 
ihnen dann eine hohe Autonomie gewährt werden. So beschreibt der 
Präsident der Harvard University bereits 1945 seine recruiting-Stra-
tegie wie folgt: „There is only one proved method of assisting the 
advancement of pure science – that is picking men of genius, backing 
them heavily, and leaving them to direct themselves.“

im deutschen Wissenschaftssystem ist die Selektions- und Sozialisie-
rungsphase ungewöhnlich lang – im Durchschnitt ist der deutsche 
Professor bei Erstberufung 41 Jahre alt. Vor der berufung in das Pro-
fessorenamt ist die Autonomie jedoch stark eingeschränkt und die 
Abhängigkeit vom Vorgesetzten extrem hoch und häufig unberechen-
bar. Es gibt bislang wenig Tenure-Track-optionen in Deutschland, 
und der Tenure-review durch ein Komitee ist ebenfalls nicht weit-
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verbreitet. Es fehlt also der „mittelbau“ zwischen den Extremen der 
befristeten Sechsmonatsstellen und der lebenszeitprofessur.

Solange die systembasierten und organisatorischen rahmenbedingun-
gen für die Schaffung dieses mittelbaus noch nicht gegeben sind, sind 
wir als Professoren gefragt, zumindest die Kultur zu beeinflussen und 
die gefühle von totaler Abhängigkeit und Willkür für unsere mitar-
beiter zu ändern. Das deutsche mentorenwesen ist im Vergleich zu 
den USA deutlich zurückgeblieben; bislang herrscht hierzulande 
immer noch häufig die Einstellung vor, die Arbeitskraft der Nach-
wuchswissenschaftler für die reduktion der durch die lehrverpflich-
tung anfallenden Tätigkeiten einzusetzen. in diesem Zusammenhang 
sei auch auf die in der jüngsten Vergangenheit aufgedeckten Plagiats-
fälle hingewiesen, die die Schuld allein aufseiten der Promovenden 
sahen. Es stellt sich jedoch die Frage, ob ein Professor, der Experte in 
seinem Fachgebiet ist (und somit inhaltlich auf dem neuesten Stand 
sein sollte), der seinen Promovenden als mentor intensiv betreut und 
schließlich auch die Arbeit mehrfach liest, nicht erkennen müsste, 
wenn plagiiert wird. Anzunehmen ist deshalb, dass die Aufgaben auf 
betreuender Seite nicht mit der notwendigen gewissenhaftigkeit 
durchgeführt worden sind und damit auch eine gewisse mitschuld 
aufseiten der Professoren zu sehen ist. Dies wird in Deutschland 
jedoch aufgrund des Status der Nichtantastbarkeit der Professoren 
nicht thematisiert.

Auf der hierarchischen Stufe der Juniorprofessoren werden Jungwis-
senschaftler frei nach dem motto „lehrjahre sind keine Herrenjahre“ 
zu aufwendigen lehrveranstaltungen verpflichtet, während in den 
USA auf dieser Karrierestufe bewusst lehre reduziert bzw. auf die 
interessengebiete des Juniors ausgerichtet wird, um die Publikations-
tätigkeit zu fördern. Diese kulturelle Ausrichtung im deutschen Wis-
senschaftsmanagement bedarf dringend eines Umdenkens sowie auch 
einer entsprechenden Anreizsetzung; ansonsten bleibt die Wissen-
schaftskarriere im Ausland für deutsche Nachwuchswissenschaftler 
so attraktiv wie eh und je. Denn Jungprofessoren, die ihre „junior 
years“ in den Staaten verbracht haben und dort den „taste for science“ 
genossen haben, wieder nach Deutschland zu locken, wird zunehmend 
schwieriger. Ein brain-drain ist die Folge.
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in diesem Zusammenhang bietet postmodernes leadership einen 
möglichen Ansatz, um die mangelnden systemischen bedingungen 
durch management auszugleichen. Der Ansatz postuliert die Defini-
tion des „Spielfeldes“ und der Wahrnehmung von Anreizen im Umfeld 
(Fokus auf „sensemaking“). innerhalb dieser rahmenbedingungen 
können die „Spieler“ dann entsprechend autonom handeln. Denn 
Autonomie ist nach Amabile und auch gagne und Deci die entschei-
dende Voraussetzung für Kreativität. Sie kann als Teil des belohnungs-
systems in der Wissenschaft angesehen werden. Aber es braucht 
„Schiedsrichter“ und starke Führungspersönlichkeiten mit Entschei-
dungskompetenzen, um die rahmenbedingungen für autonomes 
Handeln zu schaffen – der Selektions- und Sozialisierungsprozess ist 
entscheidend. Denn nicht jeder Wissenschaftler kann und will ver-
nünftig mit Autonomie umgehen, insbesondere dann, wenn er/sie 
jahrelang in einem Abhängigkeitsverhältnis gearbeitet hat.

Anerkennung und belohnung erfolgt in der Wissenschaft nicht nur 
durch die Einräumung von Autonomie, sondern auch durch andere 
nichtmonetäre Anreize wie Auszeichnungen. Frey und Neckerman 
sehen Auszeichnungen als wichtiges zusätzliches instrumentarium 
an; insbesondere dann, wenn Anreize für nur vage bestimmbare Akti-
vitäten vermittelt werden sollen. Auszeichnungen sind als Ergänzung, 
aber auch als Alternative zu monetären Anreizen für corporate 
governance wichtig. Sie bewirken eine relative Preisänderung zuguns-
ten der Tätigkeit, für die die Auszeichnung vergeben wurde. Der 
Effekt ist indirekter als bei geld, muss deswegen aber nicht weniger 
wirkungsvoll sein.

Auszeichnungen als Anreize begründen bindende soziale beziehungen 
und haben Signalwirkung, da die meriten öffentlich werden. Vorteil-
haft ist, dass Auszeichnung und leistung nicht direkt verknüpft wer-
den. Dies ist besonders bedeutsam bei multiple-Tasking und Wis-
sensintensität. moral und Sozialisierung sowie kontinuierliches 
leadership sind dann entscheidend. Weiterhin unterstützen Auszeich-
nungen die intrinsische motivation. Während eine bezahlung die 
positive Signalwirkung „guter Taten“ auf die Selbst- und Fremdein-
schätzung untergräbt, da nicht mehr klar ist, ob die leistung um ihrer 
selbst oder um des geldes willen erbracht wurde, mindern Auszeich-
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nungen weder die Selbsteinschätzung noch schränken sie die Selbst-
bestimmung ein. Vielmehr wird die intrinsische motivation über die 
soziale Aufwertung und Anerkennung der Tätigkeit und damit des 
Akteurs erhöht. 

Daher wird der Effekt von Auszeichnungen als langfristiger angesehen 
als der von monetären Anreizen, die den Wissenschaftler entsprechend 
der Theorien von Pawlow zur reaktion auf externe Anreize erziehen. 
individuen gewöhnen sich binnen kurzer Zeit an Einkommensstei-
gerungen, während sozialer Status das Wohlbefinden dauerhaft erhöht. 
in diesem Zusammenhang werden Ansätze aus der Verhaltensökono-
mie bedeutsam wie z. b. die Untersuchungen zum Empfinden von 
Status nach Auriol und renault, zum positiven Selbst-image von 
bénabou und Tirole, zum Feedback von Suvorov und van de Ven und 
zu identität von Akerlof und Kranton. Sie liefern Hinweise zur Wir-
kung von diesen – schwer messbaren – Faktoren auf das Verhalten der 
Akteure. Die Ex-post-Effekte von sozialen Anreizen beziehen sich 
dann auf einen verstärkten Einsatz der individuen für die organisa-
tion und die Sache; höhere Testosteronwerte, die das Wettbewerbs-
verhalten erhöhen; eine Verstärkung des gute-laune-Effekts sowie 
eine Förderung reziproken Verhaltens in Forscherteams. Der unent-
geltliche Austausch von Wissen ist dabei durchaus „menschlich“. 
insbesondere Simon hat in seinen verhaltenswissenschaftlichen Unter-
suchungen nachgewiesen, dass individuen in der regel mehr leisten 
oder beitragen, als von ihnen auf der basis von Kontrollmechanismen 
– wie einer festgesetzten Entlohnung – eingefordert werden könnte. 
Sie leisten freiwillig „mehr“ (für das Team bzw. die organisation), das 
über die normalen Anforderungen des „Jobs“ hinausgeht.

Die Wirkung von Auszeichnungen als Anreize ist jedoch stark abhän-
gig von der Historie, Kultur und Sozialisierung. Neckerman, cueni 
und Frey haben diese Anreizwirkung von Auszeichnungen unter-
sucht. Jedoch bleibt unklar, in welchen spezifischen Situationen, wel-
che extrinsischen motivatoren, welche Wirkungen entfalten und wann 
der unterstützende Effekt den kontrollierenden überwiegt. Dabei 
spielen die gruppengröße, das soziale Umfeld, die Art der Auszeich-
nung und die Art der Tätigkeit eine entscheidende rolle.
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Zukunftsperspektive im internationalen Grenzgebiet

Die Wissenschaftspolitik hat rahmenbedingungen geschaffen; das 
Wissenschaftsmanagement ist bei der Umsetzung gefragt. Allerdings 
ist es als problematisch anzusehen, dass – wie auch in vielen anderen 
bereichen, z. b. im deutschen gesundheitswesen – vielversprechende 
reformen initiiert worden sind, ohne klare Vorgaben für die Umset-
zung zu machen. Die Einführung der Juniorprofessuren ist grund-
sätzlich als positiv zu bewerten gewesen; jedoch ist sie ohne eindeutig 
definierte Tenure-Track-option eher karrierehinderlich, da sie eine 
deutlich höhere lehrbelastung mit sich bringt als die in der Hierarchie 
darunter liegende mitarbeiterposition.

generell leidet die Umsetzung wissenschaftspolitischer maßnahmen 
am „half-way-change“: Wenn wir schon wettbewerbsorientiert sein 
wollen, dann sollten auch gehälter frei verhandelbar sein und der 
beamtenstatus hinterfragt werden. Dabei ist der Versuch der leistungs-
basierten Entlohnung aufgrund der beschriebenen risiken und 
Nebenwirkungen eher als schädlich für eine qualitativ hochwertige 
Wissensproduktion anzusehen. Auch wird die wohlgemeinte Einfüh-
rung von lehrevaluationen in der Praxis nicht zur Steigerung der 
leistung beitragen, wenn schlechte Evaluationen ohne Konsequenzen 
bleiben bzw. gar nicht öffentlich gemacht werden. Es scheint fast, dass 
leistung immer noch dem Status eines berufsstandes unterliegt und 
Fehlanreize diese Schieflage weiterhin kultivieren.

in der freien Wirtschaft wäre die im Wissenschaftsmanagement 
beschriebene Umsetzungsproblematik ein Fall für das strategische 
Personalmanagement; denn motivation und Weiterbildung gelten als 
entscheidende Faktoren zur langfristigen Sicherstellung der leistungs-
fähigkeit der organisation. in diesem Zusammenhang können wir 
sicherlich von den USA und dem seit langem etablierten mentoren-
wesen lernen.

Als grenzgängerin bin ich mit einem ebensolchen Netzwerk von 
mentoren in den USA sozialisiert worden. Dieser bidirektionale und 
kollegiale Austausch ist die wesentliche Säule der Wissenschaft und 
fördert die Wissensbildung, den Austausch und damit die leistung 



82

Katharina Janus

des Wissenschaftssystems in den USA. in Deutschland ist die Profes-
sion der Professoren vielfach immer noch der meinung, dass ein Pro-
fessor nicht um rat fragt, wenn er/sie den beamtenstatus erreicht hat; 
denn als Professor wird man selbst um rat gefragt. Es drängt sich die 
Frage auf, wie die Profession lernt und sich weiterentwickelt bzw. 
qualitativ hochwertige leistung in der Forschung sicherstellt? Ein 
einseitiges mentorenverhältnis – wenn es denn überhaupt existent ist 
– führt sicherlich nicht zu Weiterbildung und motivation.

Wollen wir dagegen den „taste for science“ in der Umsetzung etab-
lieren, müssen wir rahmenbedingungen und „Spielfelder“ schaffen, 
die nicht nur einen bidirektionalen Austausch von Wissen sicherstel-
len, sondern auch langfristig die intrinsische motivation stärken. Dies 
geht nur so, wie es der Präsident von Harvard bereits vor mehr als 
einem halben Jahrhundert postuliert hat: mittels akribischer Selektion 
der besten Köpfe und der Schaffung von Freiraum für Kreativität. 
Weg von regulierung und Kontrolle – wie es leistungsbasierte Anrei-
ze gezeigt haben – und hin zu Anerkennung und einer professionellen 
leistungskultur, die hierarchische Statusgrenzen eliminiert. Denn 
Wissensarbeiter lassen sich nicht sanktionieren, sondern nur motivie-
ren. Wenn das Wissenschaftsmanagement den „taste for science“ bei 
den „Juniors“ nicht motiviert, wandern die jungen Wissensarbeiter in 
andere Wissenschaftssysteme ab – und nehmen ihr Wissen mit. Um 
dies zu verhindern, müssen wir als individuen im System Verantwor-
tung übernehmen für das, was wir der nächsten generation weiter-
geben. Wenn wir die besten Köpfe in Deutschland halten oder auch 
nach Deutschland zurückholen wollen, müssen wir uns auf der 
managementseite stärker mit der motivation von „high potentials“ 
auseinandersetzen und auf allen Ebenen Qualifikation und Professi-
onalität etablieren. Erst dann wird Veränderung auf organisationaler 
Ebene Wirklichkeit.
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im Jahr 2014 bestehen die diplomatischen beziehungen zwischen 
Deutschland und china seit 42 Jahren. Der chinesische Philosoph 
Konfuzius hat gesagt: „mit 40 sind die Ansichten klar“ (si shi bu huo). 
Die gegenwärtigen deutsch-chinesischen beziehungen befinden sich 
genau in diesem Stadium der „Klarheit“. Seit 42 Jahren haben die 
deutsch-chinesischen beziehungen die Herausforderungen der inter-
nationalen Wechselfälle und den damit verbundenen Wandel gut 
bestanden und sind seit langem in einer stabilen Entwicklung. beson-
ders während der letzten Jahre traten sie in ihre breit angelegte, sehr 
aktive und erfolgreiche Phase, wobei beide Seiten sich gegenseitig als 
wichtige strategische Partner schätzen. Die guten beziehungen und 
die enge Zusammenarbeit beider länder sind das Ergebnis der langen 
Freundschaft beider Völker und ihrer gemeinsamen bemühungen. in 
dieser Zusammenarbeit hat china in den bereichen der zukunftsori-
entierten Technologien und des managements von Deutschland gelernt 
und gleichzeitig für das deutsche Wirtschaftswachstum einen breit-
gefächerten markt geboten und dadurch die deutsche Wirtschaft 
unterstützt. betrachtet man die historischen Ursprünge der bilatera-
len beziehungen, ihre gegenwärtige Situation und ihre zukünftige 
Entwicklung, so war und ist die Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Technologie eine starke Kraft für die deutsch-chinesischen beziehun-
gen – und sie wird es auch in Zukunft sein.
 

Wan gang

Die deutsch-chinesische Zusammenarbeit in  
Wissenschaft und Technologie als erfolgreiches 

Beispiel für den internationalen wissenschaftlich-
technologischen Austausch
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Deutschland und China – reich an guten Traditionen wissenschaft-
lich-technologischer Zusammenarbeit 

gegen Ende des 19. Jahrhunderts begann die chinesische regierung, 
Studienaufenthalte chinesischer Studenten in Deutschland zu finanzie-
ren und eröffnete den regierungsgestützten bilateralen Austausch. 1907 
gründete china mit deutscher Unterstützung die „Deutsche medizin-
schule für chinesen in Shanghai“, aus der in einer späteren Erweiterung 
die „Deutsche medizin- und ingenieurschule für chinesen in Shanghai“ 
und schließlich die heute so berühmte Tongji-Universität wurde. 
Anfang des 20. Jahrhunderts begann china Deutschland zunehmend 
besser zu verstehen, und Kant, Hegel, Nietzsche, marx und Engels 
entwickelten sich für die chinesen zu vertrauten deutschen geistes-
größen, deren Denken chinas Entwicklung tiefgreifend beeinflusste. 
Viele gründerpersönlichkeiten des neuen china hielten sich zu Studi-
enzwecken in Deutschland und Europa auf. Deutschland wurde zu 
einem wichtigen Kontaktland, durch das china im 20. Jahrhundert der 
modernen westlichen Wissenskultur begegnete und von ihr lernte.

Nach der reform und Öffnung chinas begleitete die deutsch-chine-
sische Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie den schnel-
len Aufstieg chinas. 

Es mag sich um einen Zufall der geschichte handeln, aber zwischen 
der deutsch-chinesischen Zusammenarbeit in Wissenschaft und Tech-
nologie und einigen wichtigen historischen Ereignissen innerhalb des 
chinesischen Entwicklungsprozesses gab es gemeinsame berührungs-
punkte, die einem zu denken geben. 

Eines dieser Ereignisse geschah im Jahre 1972. in jenem Jahr durch-
brach china den Eisernen Vorhang des Kalten Krieges und nahm 
diplomatische beziehungen zur bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika auf. Dies stellte einen wichtigen 
historischen moment dar, in dem der Westen china aufnahm und 
china sich weiter gegenüber dem Westen öffnete. im gleichen Jahr 
begann in der deutsch-chinesischen Zusammenarbeit in Wissenschaft 
und Technologie eine Aufbauphase. Die chinesische Akademie der 
Wissenschaften lud die max-Planck-gesellschaft zu einem besuch ein 
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und öffnete damit das Tor für den Austausch und die Zusammenarbeit 
von Wissenschaftlern und ingenieuren beider länder. Die regierun-
gen beider länder begannen, Fachdelegationen zu entsenden. Aus 
anfänglichen Kontakten einzelner Personen entwickelte sich allmäh-
lich eine konkrete Projektzusammenarbeit. 

Eine weitere Schnittmenge ergab sich 1978. in jenem Jahr entschied 
sich china zur Durchführung einer Politik der reform und Öffnung 
und setzte sich vier modernisierungsziele, nämlich die modernisierung 
von landwirtschaft, industrie, landesverteidigung und von Wissen-
schaft und Technologie. Dies bildete den Startpunkt für das mehr als 
30 Jahre anhaltende, durch zweistellige Wachstumsraten gekennzeich-
nete Wirtschaftswachstum chinas. Und in ebendiesem Jahr besuchte 
eine Delegation des bundesministeriums für Forschung und Techno-
logie beijing. Damit begannen gespräche zu einem regierungsab-
kommen über eine Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie. 
Dank der Unterstützung des damaligen chinesischen Vizepremiers 
und Vorsitzenden der Staatlichen Wissenschaftskommission, Fang Yi, 
und der deutschen Seite unterzeichneten am 9. oktober 1978 beide 
Seiten das „Abkommen zwischen der regierung der bundesrepublik 
Deutschland und der regierung der Volksrepublik china über wis-
senschaftlich-technologische Zusammenarbeit“. Dieses Abkommen 
war eines der ersten Kooperationsabkommen, das von Deutschland 
und china unterzeichnet wurde. Das Abkommen über die wirtschaft-
liche Zusammenarbeit wurde erst ein Jahr darauf unterzeichnet und 
das Abkommen über kulturelle Zusammenarbeit trat erst zwei Jahre 
später in Kraft. Das Abkommen berücksichtigte in größtmöglichem 
maße die gemeinsamen interessen beider Seiten und legte eine feste 
basis für die Entwicklung der deutsch-chinesischen Zusammenarbeit:

–   Das Abkommen war grundlage für eine breit angelegte Zusam-
menarbeit. Es berücksichtigte viele Aspekte; es bezog regierungs-
stellen ein und unterstützte Forschungsinstitute und Hochschulen, 
aber auch Unternehmen und gesellschaftliche organisationen; es 
förderte die institutionelle Zusammenarbeit sowie auch den per-
sönlichen Austausch von Wissenschaftlern. Das Spektrum der bila-
teralen Zusammenarbeit umfasste grundlagenforschung, ange-
wandte Forschung sowie die technische Entwicklung. 
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–   Weil sich in den beiden ländern der rechtsstatus und die organi-
sationsform nicht völlig glichen und zahlreiche unterschiedliche 
Kategorien existierten, wurden unterschiedliche Formen der 
Zusammenarbeit vorgesehen. Hierzu gehörten die Unterstützung 
für Forschungsaufenthalte von Wissenschaftlern im jeweils anderen 
land, gemeinsam organisierte akademische Konferenzen sowie von 
der regierung oder Unternehmen unterstützte gemeinsame For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten.

Dank des rückenwindes durch das regierungsabkommen entwickel-
te sich die Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie sehr 
schnell und führte zu vielen Erfolgen. Auf der Ebene der Wissen-
schaftler trat eine große Anzahl herausragender Talente in den Vor-
dergrund. Hierzu zählen beispielsweise 

−  Qiu Fazu, mitglied der chinesischen Akademie der Wissenschaf-
ten, ausgezeichnet mit dem großen Verdienstkreuz der bundesre-
publik Deutschland;

−  die ehemalige ministerin für Wissenschaft und Technologie Zhu 
lilan, auch sie ausgezeichnet mit dem großen Verdienstkreuz der 
bundesrepublik Deutschland; 

−  chen Jia‘er, mitglied der chinesischen Akademie der Wissenschaf-
ten, ausgezeichnet mit dem Verdienstkreuz der bundesrepublik 
Deutschland;

−  Xu Kuangdi, mitglied der chinesischen Akademie der ingenieur-
wissenschaften, ausgezeichnet mit dem Deutsch-chinesischen 
Freundschaftspreis; 

−  die ehemalige rektorin der Tongji-Universität Wu Qidi; 
−  der ehemalige Präsident der chinesischen Akademie der Wissen-

schaften lu Yongxiang; 
−  sowie die mit dem chinesischen Preis für internationale Zusam-

menarbeit in Wissenschaft und Technologie ausgezeichneten deut-
schen Professoren Peter gruss (biologie), 

−  Andreas Dress (mathematik) und 
−  Albert börner (Astrophysik). 

bei der deutsch-chinesischen Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Technologie wurde speziell auf die Förderung jüngerer Talente geach-
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tet – ein Punkt, durch den auch ich persönlich besondere Erfahrungen 
machen durfte. infolge meiner Zulassung 1978 zur Tongji-Universität 
ging ich später zu vertiefenden Studien nach Deutschland, aus denen 
sich letztlich ein 15-jähriger Deutschlandaufenthalt entwickelte. 
Zunächst erwarb ich meinen Doktortitel an der Universität clausthal, 
wobei ich besonders meinem Doktorvater Professor Dr. Peter Dietz 
viel zu verdanken habe, der mich nicht nur streng und intensiv betreu-
end durch meine Forschungsarbeit geleitete, sondern sich auch in 
Fragen des Alltags äußerst sorgsam um mich kümmerte und mir einen 
vertieften Zugang zum örtlichen deutsch-chinesischen Kulturleben 
gewährte. Sein von Anwendungsorientierung und Praxisnähe gepräg-
ter Stil hat mich in meiner späteren Arbeit stark beeinflusst. Nach 
meinem Abschluss hatte ich das glück, über zehn Jahre bei Audi zu 
arbeiten, mich an der Entwicklung verschiedener modelle zu beteili-
gen und mehrere wichtige wissenschaftlich-technologische Projekte 
und Schwerpunktprogramme zu leiten. in Deutschland konnte ich 
persönlich die große bedeutung wissenschaftlich-technologischer 
innovationen für einen raschen wirtschaftlichen Aufstieg erleben und 
die intensive Förderung wissenschaftlich-technologischer innovatio-
nen durch die bundesregierung erfahren. Aus diesem mir unvergess-
lichen lebensabschnitt erwuchs die tiefe emotionale bindung zu 
meinen deutschen Freunden, die sich bis zum heutigen Tage als uner-
schöpfliche Triebkraft bei meinen bemühungen erweist, die wissen-
schaftlich-technologische Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und china weiter voranzutreiben.

Die wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und China in ihrer reifen und stabilen Phase

mit dem beginn des 21. Jahrhunderts vertiefte sich die wissenschaft-
lich-technologische Zusammenarbeit zwischen unseren beiden län-
dern, und ihre Funktion trat deutlicher hervor. gegenwärtig befindet 
sich die Zusammenarbeit in einer reifen und überaus erfolgreichen 
Phase. Drei der fünf während der ersten Deutsch-chinesischen regie-
rungskonsultationen (2011) unterzeichneten gemeinsamen Erklärun-
gen entstammten dem bereich Wissenschaft und Technologie. Wäh-
rend der zweiten Deutsch-chinesischen regierungskonsultationen 
(2012) hatten bereits über die Hälfte der regierungsvereinbarungen 
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mit wissenschaftlich-technologischen inhalten zu tun. Unsere wis-
senschaftlich-technologische Zusammenarbeit trieb die deutsch-chi-
nesischen – ja sogar die europäisch-chinesischen – gesamtbeziehun-
gen voran und nahm institutionalisierte, differenzierte und 
breitgefächerte Formen an: 

1.  Der intensive Austausch zwischen den Führungspersönlichkeiten 
beider länder schuf eine feste grundlage für die bilaterale Zusam-
menarbeit. in den letzten Jahren pflegten die Führungspersönlich-
keiten beider länder zahlreiche Kontakte, dadurch wurde das 
gegenseitige strategische Vertrauen gestärkt. Der ehemalige bun-
deskanzler Schröder hatte während seiner Amtszeit china sechs-
mal besucht. Ebenso war die gegenwärtige bundeskanzlerin  
merkel bisher schon sechsmal in china. Auch der ehemalige minis-
terpräsident chinas Wen Jiabao besuchte Deutschland  
während seiner Amtszeit sechsmal und begründete 2011 an der 
Spitze von dreizehn ministern die regelmäßigen Deutsch-chine-
sischen regierungskonsultationen. Kurz nachdem chinas gegen-
wärtige regierung ihre Amtsgeschäfte aufnahm, besuchte der 
ministerpräsident des Staatsrats li Keqiang bei seinem ersten 
Auslandsbesuch sogleich Deutschland. Darin spiegelt sich der 
starke Wunsch der neuen regierung wider, die guten beziehungen 
mit Deutschland fortzusetzen. man kann sagen, dass im rahmen 
der Außenkontakte chinas, der intensivste Austausch auf der poli-
tischen Führungsebene mit Deutschland stattfindet. Der Dialog 
und Austausch mit Deutschland ist nicht nur sehr intensiv, sondern 
auch überaus erfolgreich. All dies fördert die tiefe Entwicklung 
der wissenschaftlich-technologischen Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und china. 

2.  Durch die enge Einbindung unterschiedlicher Ebenen entwickelt 
sich die Zusammenarbeit in eine „pragmatische“ richtung. Die 
bilaterale wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit wird 
nicht nur von den zuständigen regierungsstellen beider länder 
vorangetrieben, sondern sie wird auch von anderen Stellen aus der 
Wirtschaft, der industrie, den Unternehmen und den Stiftungen 
unterstützt. Nach vorläufigen Statistiken trafen sich deutsche und 
chinesische Verantwortliche der für Wissenschaft und Technologie 
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zuständigen regierungsstellen seit beginn des neuen Jahrhunderts 
bereits über zwanzigmal. Führende Persönlichkeiten aus dem chi-
nesischen ministerium für Wissenschaft und Technologie (minis-
try of Science and Technology, moST), wie Zhu lilan, liu Yanhua, 
li Xueyong und Shang Yong, sowie ministerin bulmahn, Staats-
sekretär Dudenhausen und ministerin Schavan vom bundesmi-
nisterium für bildung und Forschung (bmbF) besuchten häufig 
das jeweils andere land. ich selbst habe nach Antritt meines Amtes 
als minister des moST im Jahr 2007 häufig Deutschland besucht 
und unterhalte gute Kontakte mit dem bundesforschungsminis-
terium, dem bundesverkehrsministerium, dem bundeswirtschafts-
ministerium und dem bundesumweltministerium. Durch einen 
engmaschigen Austausch entwickelten sich zwischen den regie-
rungsstellen beider länder enge beziehungen. Am beispiel der 
Elektromobilität lässt sich dies veranschaulichen: Auf chinesischer 
Seite sind das ministerium für industrie und informationstechno-
logie, das ministerium für Wissenschaft und Technologie, die Nati-
onale Entwicklungs- und reformkommission, das Finanzminis-
terium und die Staatliche Kommission für Normung sowie auf 
deutscher Seite das bundeswirtschaftsministerium, das bundes-
verkehrsministerium, das bundesforschungsministerium und das 
bundesumweltministerium an den Entwicklungen auf diesem 
gebiet beteiligt, wobei beide Seiten zahlreiche Veranstaltungen 
und Symposien zu den Themen Normierung, infrastruktur und 
Demonstrationsprojekte abhielten und so die grundlagen für eine 
gute Zusammenarbeit legten.

3.  Die mechanismen der bilateralen Zusammenarbeit wurden ausge-
feilter und differenzierter. Dank der bemühungen beider Seiten 
entwickelten sich eine reihe stabiler und differenziert ablaufender 
mechanismen. Das offizielle rahmenwerk liefert das Top Design 
für die Zusammenarbeit, es koordiniert und fördert. Dies geschieht 
hauptsächlich über die gemeinsame Kommission für Wissen-
schaftlich-Technologische Zusammenarbeit, deren Vorsitzende 
jeweils mindestens den rang eines Vizeministers innehaben. Die 
Kommissionen tagen abwechselnd in china und Deutschland – 
und dies bis heute bereits zweiundzwanzigmal. Hauptsächliche 
Formen der Zusammenarbeit sind gegenwärtig gemeinsame Pro-
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jekte, „2+2 Projekte“, gemeinsame labors, Nachwuchswissen-
schaftlergruppen und Forschungseinrichtungen. Neben dem Kom-
missionsmechanismus bestehen weitere sehr gut funktionierende 
Kooperationen, vor allem zwischen der Akademie der Wissen-
schaften chinas und der max-Planck-gesellschaft sowie zwischen 
der National Natural Science Foundation of china (NSFc) und 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFg). Das von NSFc 
und DFg gemeinsam eingerichtete chinesisch-Deutsche Zentrum 
für Wissenschaftsförderung (cDZ) fördert auf multimodale Wei-
se die Zusammenarbeit zwischen Universitäten, wissenschaftlichen 
Forschungseinrichtungen und Nachwuchswissenschaftlern beider 
länder und wird von den Wissenschaftlern beider Seiten in her-
vorragender Weise angenommen. 

4.  Die Zusammenarbeit erfolgt gleichberechtigt und zum gegensei-
tigen Vorteil und gewinn. im Zuge der anhaltenden Steigerung 
der Forschungsstärke chinas entwickelte sich die bilaterale Zusam-
menarbeit allmählich von einem einseitigen lernprozess hin zu 
gleichberechtigten Forschungs- und Entwicklungskooperationen, 
wobei sich auch der Kooperationsschwerpunkt vom Austausch 
von Wissenschaftlern hin zu einer gemeinsamen bearbeitung breit-
gefächerter Fragestellungen verlagerte. Die Zusammenarbeit in 
den bereichen Elektromobilität, Klimawandel, nachhaltige Ent-
wicklung und biowissenschaften ist in eine neue Etappe eingetre-
ten, in der Forschung und lehre, aber auch die wirtschaftliche 
Nutzung eine wichtige rolle spielen. beide Seiten betonen die 
große bedeutung der industriellen Verwertung von Forschungs-
ergebnissen unter aktiver Einbeziehung von Unternehmen. Die 
folgenden beispiele stehen stellvertretend für den gleichberechtig-
ten und auf gemeinsamen Vorteil und gewinn ausgerichteten cha-
rakter unserer Zusammenarbeit: 

a.  Zusammenarbeit in der innovationspolitik: Zur Stärkung des Dia-
logs zwischen Deutschland und china auf dem gebiet der inno-
vationspolitik begründeten beide Seiten durch Einberufung des 
Ersten Deutsch-chinesischen innovationsforums im Jahre 2011 
den Dialog zur innovationspolitik. 2012 nahm Deutschland auf 
Einladung chinas am Pujiang innovationsforum in Shanghai teil. 
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Deutschland richtete in berlin das Zweite Deutsch-chinesische 
innovationsforum aus. Seit über zwei Jahren forschen und kom-
munizieren beide Seiten tiefergehend zu inhalten wie innovati-
onspolitik, Forschungsinvestitionen, administrative rahmenset-
zung, branchenentwicklung und Personalförderung. Die 
entsprechenden Ergebnisse werden aktiv in administrative Ent-
scheidungen umgesetzt und führen zu guten Ergebnissen. Das 
Dritte Deutsch-chinesische innovationsforum ist in china 
geplant.

b.  Zusammenarbeit im bereich der Elektromobilität: Deutschland 
und china haben gemeinsam die Forschungs- und Entwicklungs-
plattform Elektromobilität und das chinesisch-Deutsche For-
schungszentrum für Elektromobilität gegründet. Darin sind, unter 
anderem beim gemeinsam durchgeführten Forschungs- und Fer-
tigungsprojekt zum „leichtbau-Elektro-Pkw“, 15 Schwerpunkt-
hochschulen und wissenschaftliche Forschungseinrichtungen 
sowie 19 Unternehmen aus beiden ländern einbezogen. Hier 
wurden bereits zahlreiche Erfolge erzielt. china treibt aktiv das 
Demonstrationsprojekt „10 Städte, 1.000 Fahrzeuge“ voran. Hier-
zu wurden Vereinbarungen zur Zusammenarbeit mit Nordrhein-
Westfalen, bremen und Hamburg unterschrieben und eine Platt-
form für den interaktiven Demonstrationsbetrieb von Autos bei-
der länder geschaffen. Der von beiden Seiten gemeinsam 
entwickelte und hergestellte Prototyp eines brennstoffzellenfahr-
zeugs mit Vierradantrieb wurde auf der internationalen Automo-
bilausstellung in Shanghai im April 2013 vorgestellt. Ein von chi-
na zur Verfügung gestellter kleinerer vollelektrisch angetriebener 
Pkw soll mit seinem Demonstrationsbetrieb auf der internationa-
len bauausstellung (ibA) in Hamburg vorgestellt werden, und ein 
in china hergestellter vollelektrisch angetriebener bus wird bereits 
im Hamburger linienverkehr eingesetzt.

c.  Zusammenarbeit in den biowissenschaften: Während der zweiten 
Deutsch-chinesischen regierungskonsultationen im Jahr 2012 
eröffneten das ministerium für Wissenschaft und Technologie und 
das bundesministerium für bildung und Forschung in beijing  
offiziell die Deutsch-chinesische innovationsplattform lebens-
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wissenschaften und veranstalteten ein deutsch-chinesisches  
Symposium zur Zusammenarbeit in den biowissenschaften. Das 
Koordinierungsbüro und die von Experten besetzte beraterkom-
mission sind bereits etabliert. beide Seiten intensivieren die For-
schungs- und Entwicklungszusammenarbeit von forschenden, 
lehrenden und produzierenden institutionen aus so prioritären 
gebieten wie biomedizin, biopharmaka und neuartigen bioma-
terialien und unterstützen gemeinsam innovationsprojekte.

d.  Die Zusammenarbeit im bereich „Sauberes Wasser“: 2012 eröff-
neten beide länder das deutsch-chinesische Forschungs- und 
innovationsprogramm „Sauberes Wasser“. Das wichtige chine-
sische wissenschaftstechnologische Sonderprojekt „Verschmut-
zungskontrolle und Sanierung von gewässern“ und das deutsche 
Projekt „internationale Partnerschaften für nachhaltige Klima-
schutz- und Umwelttechnologien und -dienstleistungen“ (cli-
ENT) nahmen ihre Zusammenarbeit auf. im märz 2013 beschlos-
sen beide Seiten, im Shanghaier Hi-Tech Park „Zhang Jiang“ ein 
deutsch-chinesisches innovationszentrum „Sauberes Wasser“ zu 
errichten, um im Zusammenspiel mit deutschen und chinesischen 
Forschungseinrichtungen, Technologieparks sowie Unternehmen 
gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsarbeiten und die Ver-
marktung von Forschungsergebnissen zu organisieren. Die 
Zusammenarbeit mit der industrie spielt dabei eine wichtige rol-
le. mit diesen maßnahmen wurde eine langfristig angelegte Platt-
form für die innovative Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und china im bereich „Sauberes Wasser“ eingerichtet.

e.  Die Zusammenarbeit im bereich der Halbleiter-beleuchtungstech-
nologie: 2012 begannen Deutschland und china mit der Unter-
zeichnung der „gemeinsamen Erklärung zwischen dem ministe-
rium für Wissenschaft und Technologie der Volksrepublik china 
und dem bundesministerium für bildung und Forschung der 
bundesrepublik Deutschland über die Zusammenarbeit auf dem 
gebiet der lED-Technologie“ gemeinsame Projekte zur For-
schung und Entwicklung in den Themenbereichen Dosierung und 
Prüfmessung, Einfluss von licht auf lebewesen und ihre gesund-
heit, Evaluierung von lED-Demonstrationsprojekten, netzfreie 
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beleuchtung, Normierung von lED-Produkten, recycling von 
lED-Produkten sowie die Erfassung von lED-Produkten über 
ihre gesamte lebenszeit. Dies umfasst auch die Zusammenarbeit 
zwischen dem chinesischen Projekt „10 Städte, 10.000 lampen“ 
(Anwendungs- und Demonstrationsprojekt: Städte mit Halblei-
terbeleuchtung) und dem deutschen Wettbewerb „Kommunen in 
neuem licht“. 

f.   Die deutsch-chinesische Zusammenarbeit an der Tongji-Univer-
sität: innerhalb der deutsch-chinesischen Zusammenarbeit nimmt 
die Tongji-Universität eine besondere Stellung ein. Zur gemeinsa-
men Förderung talentierten Nachwuchses hat die Tongji-Univer-
sität gemeinsame Ausbildungseinrichtungen gegründet, nämlich 
das chinesisch-Deutsche Hochschulkolleg (cDHK), die chine-
sisch-Deutsche Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
(cDHAW) und das chinesisch-Deutsche institut für berufsbil-
dung (cDibb). Zahlreiche weitere institute der Tongji-Universi-
tät pflegen im Personalbereich enge beziehungen mit bekannten 
deutschen Universitäten. in bezug auf die Forschung hat die 
Tongji-Universität mit deutschen Hochschulen, außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen und Unternehmen zahlreiche gemein-
same Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen gegründet. Das 
institut für Festkörperphysik ist eine der Forschungseinrichtun-
gen, welche die deutsche und chinesische regierung schon sehr 
lange gemeinsam unterstützen. gemeinsam mit deutschen Unter-
nehmen wurden Plattformen für die Zusammenarbeit geschaffen, 
etwa das VW-Tongji-institut für Automobilforschung, das Zent-
rum für den Austausch in Wissenschaft und Forschung und das 
gemeinsame Automobiltechnische labor.

Diese beispiele zeigen nur einige Facetten der wissenschaftlich-tech-
nologischen Zusammenarbeit zwischen Deutschland und china. 
Sowohl in Ausbildung und Forschung als auch in der wirtschaftlichen 
Nutzung gibt es sehr enge und gute Kooperationen. Sie sind eine gute 
basis für die erfolgreiche gemeinsame wirtschaftlich-technologische 
Entwicklung.
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Weiterer Aufbau einer erfolgreichen Zukunft der deutsch-chinesi-
schen Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie 

Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen fortschreitenden wissen-
schaftlich-technologischen revolution und der globalen industriellen 
Veränderungen entspricht die deutsch-chinesische Zusammenarbeit 
in Wissenschaft und Technologie sowohl dem großen Trend der glo-
balen Entwicklung als auch den gemeinsamen interessen beider Seiten. 
chinas über 30 Jahre währende reform und Öffnung führte zu Erfol-
gen, die weltweit große Aufmerksamkeit erregten. Trotz dieser enor-
men Erfolge wird china mit großen Herausforderungen bezüglich 
ressourcen und Umwelt konfrontiert. Deshalb verfolgt china gegen-
wärtig eine innovationsgetriebene Entwicklungsstrategie, legt beson-
dere beachtung auf die Qualität des wirtschaftlichen Wachstums und 
dessen Effizienz und will somit eine „upgrade version“ der chinesi-
schen Wirtschaft erreichen. Dafür sind wissenschaftlich-technologi-
sche innovationen notwendig. Dies schließt sowohl die eigene inno-
vationskraft als auch den import von Zukunftstechnologien ein. 
Deutschland ist wissenschaftlich-technologisch hoch entwickelt und 
verfügt in zahlreichen bereichen, wie in der industriellen Fertigung, 
im Energiesektor und im Umweltschutz über führende Technologien 
und gute managementerfahrungen. Wir hoffen, dass china davon 
lernen kann. gleichzeitig treibt china seine industrialisierung, den 
Aufbau der iT-infrastruktur, den Ausbau der infrastruktur in den 
Städten und die modernisierung der landwirtschaft voran. Jährlich 
wandern in china über zehn millionen menschen vom land in die 
Stadt. Die daraus resultierenden wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und kulturell-zivilisatorischen Aufbauarbeiten werden eine enorme 
wirtschaftliche Nachfrage und neuartige märkte generieren. Auch 
Deutschland kann von diesen sich entwickelnden marktchancen in 
china profitieren. inzwischen hat die deutsch-chinesische Zusam-
menarbeit eine Vorreiterrolle übernommen und ist ein Vorbild für die 
europäisch-chinesische Zusammenarbeit. beide länder sind jeweils 
füreinander der größte Handelspartner innerhalb der Europäischen 
Union bzw. der asiatisch-pazifischen region. mit blick auf die 
Zukunft der bilateralen Zusammenarbeit haben wir daher folgende 
Hoffnungen: 



97

Die deutsch-chinesische Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie

1.  Die Hoffnung, dass beide Seiten den Wissenschaftleraustausch 
weiter verstärken. Die menschen sind der Kern jeder innovation 
und die grundlage jeder Zusammenarbeit. Ein intensiver Aus-
tausch von Wissenschaftlern ist die Voraussetzung für jede gute 
Zusammenarbeit. Seit 30 Jahren haben zehntausende chinesen in 
Deutschland gelernt und gearbeitet. 2012 lebten ca. 30.000 chine-
sische Austauschstudenten in Deutschland und gut 5.400 deutsche 
Studenten in china. Jeder von ihnen bildet eine brücke der 
deutsch-chinesischen Freundschaft. mit Freude sehe ich die von 
der max-Planck-gesellschaft und der chinesischen Akademie der 
Wissenschaften eingerichteten Programme zu Nachwuchsforscher- 
und Partnergruppen, die als Talentförderprogramme jungen men-
schen in ihrer Ausbildung helfen. gegenwärtig gibt es bereits über 
30 solcher deutsch-chinesischen Partnergruppen, in denen eine 
Anzahl erfolgversprechender junger menschen rasch heranreift. 
ich hoffe, dass beide Seiten diesen mechanismus des Wissenschaft-
leraustauschs kontinuierlich vertiefen, die Formen des Austauschs 
noch vielfältiger und die Austauschplattformen noch perfekter 
gestalten, um gemeinsam noch mehr leistungsfähige Talente her-
anzubilden.

2.  Die Hoffnung, dass beide Seiten die Zusammenarbeit in der 
grundlagenforschung weiter verstärken. grundlagenforschung 
ist die Quelle für innovationen; sie ist unverzichtbare Triebkraft 
für die langfristige Entwicklung. Deutschland und china sind bei-
de bezüglich der grundlagenforschung erfolgreiche länder mit 
jeweils breit angelegten Fächerangeboten und weitgefächerten 
gebieten der Zusammenarbeit. ich hoffe, dass beide Seiten der 
grundlagenforschung noch größere beachtung schenken, beson-
ders in den neu entstandenen crossover-Fächern. ich hoffe, dass 
sie gemeinsam neue organisationsmodelle für innovative For-
schung errichten, gemeinsam den Aufbau wichtiger Experimen-
talplattformen vorantreiben, sich gemeinsam an den großen inter-
nationalen Programmen und großprojekten beteiligen und ihre 
offene Zusammenarbeit weiter vertiefen.

3.  Die Hoffnung, dass beide Seiten ihre technologische Zusammen-
arbeit verstärken, besonders im Hinblick auf die Verbesserung des 
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lebensstandards der bevölkerung sowie in den bereichen Energie 
und Umweltschutz. Eine enge Kooperation zwischen Deutschland 
und china unter Nutzung der jeweiligen Stärken ist sowohl für 
china bei der Umstrukturierung seiner Wirtschaft und seinem 
industriellen Upgrading als auch für Deutschland bei der Verbes-
serung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit seiner Unterneh-
men und der Erweiterung seiner weltweiten märkte hilfreich und 
nützlich. china wünscht sich eine verstärkte Zusammenarbeit mit 
Deutschland auf den folgenden technischen gebieten: modernes 
Fertigungswesen, Verkehr, chemische industrie, neue materialien, 
biomedizin sowie luft- und raumfahrt. Dank des steigenden Ein-
kommens der chinesen wird der bedarf chinas bezüglich einer 
Verbesserung der allgemeinen lebensverhältnisse und des Umwelt-
schutzes deutlich wachsen. Daraus ergeben sich große 
möglichkeiten für die deutsch-chinesische Zusammenarbeit auf 
dem gebiet der nachhaltigen Entwicklung.

4.  Die Hoffnung, dass beide Seiten die Zusammenarbeit der Unter-
nehmen, speziell der kleineren und mittleren Unternehmen 
(KmU), weiter stärken. Unternehmen sind die entscheidenden 
Akteure in der Umsetzung technologischer innovationen, wobei 
speziell die KmU eine wichtige innovationskraft darstellen. chi-
na schenkt der Zusammenarbeit mit großen deutschen, multina-
tionalen Unternehmen großes Augenmerk, beachtet jedoch auch 
die Förderung der Zusammenarbeit mit kleineren und mittleren 
Unternehmen auf beiden Seiten. china unterstützt die Zusammen-
arbeit deutscher und chinesischer KmU, sodass sie ihre komple-
mentären Stärken in bezug auf mittelausstattung, Technik, Perso-
nal und markt zur geltung bringen und gemeinsames Wachstum 
stimulieren können. ich hoffe, dass beide länder noch weiterge-
hend die Zusammenarbeit ihrer Unternehmen durch politische 
maßnahmen, Plattformen und den markt fördern, sodass sich 
diese gleichberechtigt und zum gegenseitigen Vorteil gemeinsam 
entwickeln.

5.  Die Hoffnung, dass die wissenschaftlich-technologische Zusam-
menarbeit zwischen Deutschland und china eine wichtige Kraft 
bei der Stärkung der wissenschaftlich-technologischen Zusam-
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menarbeit zwischen Europa und china wird. Deutschland ist  
ein wichtiges mitglied der Europäischen Union und spielt im  
vereinten Europa eine entscheidende rolle. china hat mit der 
Europäischen Union ein Abkommen über wissenschaftlich-tech-
nologische Zusammenarbeit unterzeichnet und einen europäisch-
chinesischen Dialogmechanismus zur innovationszusammenarbeit 
in gang gesetzt. ich hoffe, dass die deutsch-chinesische Zusam-
menarbeit in Wissenschaft und Technologie eine noch größere 
Wirkkraft für die europäisch-chinesische Zusammenarbeit entfalten 
kann, damit in den bereichen innovationsstrategie, Personal, Tech-
nologie und Vermarktung von Forschungsergebnissen eine Win-
Win-Zusammenarbeit realisiert werden kann.

blickt man zurück, so haben Deutschland wie china ihre Zusammen-
arbeit mit großem Vertrauen kontinuierlich vorangetrieben und dabei 
enorme Erfolge erzielt. blickt man in die Zukunft, so ergeben sich für 
die modernisierung chinas und die weitere Entwicklung Deutsch-
lands immer wieder neue Herausforderungen. china wird weder sei-
ne strategische Positionierung der deutsch-chinesischen Zusammen-
arbeit, noch seine leitlinien und politischen maßnahmen bezüglich 
der Zusammenarbeit zum gegenseitigen Vorteil, noch sein Vertrauen 
und seine Entschlossenheit in bezug auf die langfristige deutsch-
chinesische Freundschaft ändern. lassen Sie uns gemeinsam Hand in 
Hand an der Verwirklichung der „update version“ der deutsch-chi-
nesischen Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie und an 
der weiteren Verbesserung der lebensbedingungen auf unserem Pla-
neten arbeiten.
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Als deutsche bundesministerin für bildung und Forschung zwischen 
2005 und 2013 förderte, stärkte und gestaltete Prof. Dr. Annette Scha-
van unermüdlich die deutsch-israelische Zusammenarbeit.

Annette Schavan, die eine große Freundin israels ist, widmete der 
Pflege der Freundschaft unserer beiden länder besondere Aufmerk-
samkeit. im rahmen zahlreicher Projekte, allen voran das Deutsch-
israelische Jahr der Wissenschaft und Technologie, festigte sie die 
einzigartige beziehung zwischen Deutschland und israel weiter und 
trug dazu bei, neue Perspektiven für deren Entwicklung zu schaffen. 
Auch initiierte und unterstützte sie eine Vielzahl von Programmen 
und institutionen, die den interdisziplinären und interkulturellen Dis-
kurs auf höchster Ebene zum Ziel haben. 

Sie war in israel und an der Hebräischen Universität von Jerusalem 
ein häufiger gast und half, eine wahre revolution der Wissenschafts- 
und bildungsfinanzierung in gang zu setzen, indem sie das Verständ-
nis solcher mittel als investitionen und nicht als Subventionen allge-
mein etablierte.

mit ihrer Anwesenheit beehrte Annette Schavan die Einweihungen 
zweier herausragender Programme, die sie an der Hebräischen Uni-
versität ins leben rief: Den „Stiftungsfonds martin-buber-gesell-
schaft der Forschungsstipendiaten in den geistes-, Kultur- und Sozi-
alwissenschaften“ sowie das „Zentrum für Deutschlandstudien“. Auf 
diese Weise gelang es ihr, eine stabile grundlage für eine lebendige 
gemeinschaft hochkarätiger junger Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler aus israel und Deutschland zu schaffen.

menahem ben-Sasson

Wissenschaftsförderung und internationale  
Vertrauensbildung
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Als Anerkennung ihres außergewöhnlichen Einsatzes für Exzellenz 
in bildung und Forschung und als Würdigung ihrer warmherzigen 
und unerschütterlichen Verbundenheit mit israel und der Hebräischen 
Universität von Jerusalem verlieh ihr letztere im Jahr 2011 ihren 
höchsten Ehrentitel, den Doctor philosophiae honoris causa.

Förderung der Forschungszusammenarbeit

Die deutsch-israelische Forschungszusammenarbeit erfuhr unter der 
leitung von Annette Schavan eine große bereicherung und Vertiefung 
und erstreckt sich heute über alle Disziplinen von Naturwissenschaft 
und Technologie bis zu den geistes- und Sozialwissenschaften.

innerhalb der deutsch-israelischen beziehungen kommt der akade-
mischen Zusammenarbeit eine Sonderrolle zu. Sie half, den Weg für 
diplomatische beziehungen zwischen den beiden ländern zu ebnen 
und stellt mit ihrer Vielfalt und Vitalität heute einen wichtigen Stütz-
pfeiler der bilateralen Kooperation dar. Umfassende Netzwerke ver-
binden beide länder miteinander. Die professionelle Zusammenarbeit 
beinhaltet auch das Forschungsrahmenprogramm der Europäischen 
Union, an dem israel seit 1996 teilnimmt. Forschung wird in israel 
großgeschrieben: 4,4 Prozent des bruttoinlandsproduktes investiert 
das land in Forschung und Entwicklung – eine der höchsten Quoten 
unter den mitgliedstaaten der oEcD.

Die Forschungszusammenarbeit zwischen der Hebräischen Univer-
sität von Jerusalem und deutschen Hochschulen war Annette Schavan 
eine Herzensangelegenheit und sie unternahm große Anstrengungen 
zu deren Förderung und Ausbau.

Wichtige Projekte in der Amtszeit Annette Schavans

Annete Schavan engagierte sich für eine von erstklassiger Wissenschaft 
getragene Weiterentwicklung der einzigartigen beziehungen zwischen 
israel und Deutschland, indem sie bahnbrechende Projekte initiierte, 
welche in späteren Jahren für beide länder große Erfolge erzielten. 
ich möchte hier drei Projekte ins Zentrum rücken, deren erstes der 
„Stiftungsfonds martin-buber-gesellschaft der Forschungsstipendi-
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aten in den geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften“ an der Heb-
räischen Universität von Jerusalem ist.

im November 2008 gab Annette Schavan die gründung des Stiftungs-
fonds bekannt; es ist ein multidisziplinäres Forschungsprogramm in 
den geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften, dessen idee von der 
ministerin selbst stammte. Es handelt sich um eine deutsche Stiftung, 
mit einer Forschungseinrichtung an der Hebräischen Universität von 
Jerusalem, die vom bundesministerium für bildung und Forschung 
(bmbF) finanziert wird. ihr Ziel ist es, ein kreatives und lebendiges 
akademisches Umfeld für hervorragende junge Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler in allen bereichen der geistes-, Kultur- und Sozi-
alwissenschaften zu schaffen.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus beiden ländern können 
sich innerhalb von fünf Jahren nach Abschluss ihrer Promotion mit 
einem detaillierten Forschungsvorhaben für die großzügigen Stipen-
dien bewerben. Diese werden zunächst für zwei Jahre vergeben und 
können unter Vorlage eines langzeitforschungsprojektes, das vom 
Akademischen Ausschuss geprüft wird, verlängert werden. Die Sti-
pendiaten und Stipendiatinnen – pro Jahrgang fünf aus israel und fünf 
aus Deutschland – arbeiten in büros auf dem Skopusberg-campus. 
Sie haben die möglichkeit, ihre Forschung unter optimalen bedin-
gungen zu betreiben und an regelmäßigen Aktivitäten wie zweiwö-
chigen Seminaren oder Kolloquien, diversen Workshops und Konfe-
renzen, Studienreisen, Vorträgen und sozialen Veranstaltungen 
teilzunehmen. Erfahrene Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
aus beiden ländern gehören der Stiftung als Senior Fellows und men-
toren an. Auch eine kleine Zahl ausgewählter Promovenden kann 
ebenfalls für ein Jahr Stipendien erhalten. im Frühling findet alljähr-
lich eine Konferenz zu einem geisteswissenschaftlichen Schwerpunkt-
thema statt. 

Die leitung der Stiftungsgesellschaft obliegt einem binationalen Kura-
torium, das regelmäßig in Deutschland und israel tagt, um Entschei-
dungen zu Strategie, Haushalt und der weiteren Entwicklung zu tref-
fen. Die akademische Arbeit wird von einem siebenköpfigen 
Akademischen Ausschuss begleitet, in dem ein breites Fachspektrum 
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vertreten ist. Der Ausschuss hat die Aufgabe, unter den bewerbern 
die Stipendiaten des nächsten Jahres auszuwählen.

Wie vergleichbare Einrichtungen ist die Stiftungsgesellschaft einer inter-
disziplinären Ausrichtung und höchsten akademischen Qualitätsstan-
dards verpflichtet. ihr Ziel ist es, innovative, wegweisende Forschung 
von großer kultureller relevanz zu fördern und ein Netzwerk aufzu-
bauen, in dem Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler voneinander 
lernen und sich gegenseitig inspirieren können. Forschende, die in ihrer 
Disziplin solide grundlagen erworben haben, werden ermutigt, sich 
an breiter gefasste, visionäre Projekte zu wagen, sich neue Wissensfel-
der und methoden zu erschließen und auf diese Weise Fächergrenzen 
zu überwinden und verknöcherte Vorstellungen zu hinterfragen.

Die wichtigsten leitwerte der Stiftung sind originalität, Erkenntnis-
tiefe, ein breiter Horizont, kulturübergreifende und intellektuelle 
Neugier, Kollegialität und natürlich eine fundierte bildung. Die Stif-
tungsgesellschaft pflegt enge beziehungen zu anderen akademischen 
Einrichtungen in beiden ländern und ist für bewerbungen von Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus allen bereichen der geis-
tes-, Kultur- und Sozialwissenschaften offen.

Das Zentrum für Deutschlandstudien ist ein weiteres wichtiges und 
aktuelles Projekt an der Hebräischen Universität von Jerusalem.

Das Jahr 2008 wurde zum Deutsch-israelischen Jahr der Wissenschaft 
und Technologie erklärt und fiel mit dem 60-jährigen Jubiläum der 
Staatsgründung israels und dem 50-jährigen bestehen der Wissen-
schaftskooperation zwischen beiden ländern zusammen. in Fortfüh-
rung der langen Tradition akademischer Zusammenarbeit zwischen 
der Hebräischen Universität und Deutschland weihte Annette Scha-
van das neue Zentrum für Deutschlandstudien an der Hebräischen 
Universität von Jerusalem ein und wies dabei auf die künftige Schlüs-
selrolle des Zentrums bei der Festigung der wissenschaftlichen und 
kulturellen bande zwischen israel und Deutschland hin.

Sinn und Zweck des Zentrums für Deutschlandstudien ist die Verbes-
serung der beiderseitigen Kenntnisse und der Kooperation zwischen 
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Deutschland und israel, die fortgesetzte Entfaltung der Deutschland-
forschung in israel und die Förderung junger Akademikerinnen und 
Akademiker im bereich der Deutschlandstudien. Das Zentrum bün-
delt Forschung und lehre zum Thema Deutschland an der Hebräi-
schen Universität und dient gleichzeitig als Forum für den interna-
tionalen akademischen Austausch zwischen Deutschland, Europa  
und israel.

im mittelpunkt der Aktivitäten des Zentrums steht die interdiszipli-
näre Forschung und lehre einschließlich eines akademisch differen-
zierten und anspruchsvollen gedankenaustausches zur deutschen und 
europäischen geschichte nach 1945. Vorträge, Forschungsprojekte 
und öffentliche Veranstaltungen beschäftigen sich mit Sozialwissen-
schaften und gegenwartsgeschichte (insbesondere Politologie, Wirt-
schaftswissenschaften, Soziologie, geschichte und recht) sowie dem 
Studium der deutschen Sprache, literatur und Kultur. Der erfolgrei-
che Abschluss des vier Semester dauernden masterstudiengangs führt 
zum Erwerb des Titels „master of Arts in german Studies“. Die 
Unterrichtssprachen sind Hebräisch, Englisch und Deutsch.

Das Zentrum für Deutschlandstudien ist im begriff, sich als akade-
misches Forum im Nahen osten zu etablieren. Seine Einrichtungen 
wie das Dokumentationszentrum und die interdisziplinäre bibliothek 
stehen auch Angehörigen anderer Universitäten offen. Das Zentrum 
bietet einer gruppe von etwa 20 master- und Promotionsstudierenden 
und Postdoktoranden und -doktorandinnen die nötige infrastruktur, 
um auf hohem Niveau zu deutschlandbezogenen Themen zu forschen. 
in den ersten Jahren seines bestehens richtete das Zentrum für 
Deutschlandstudien an der Hebräischen Universität einen masterstu-
diengang ein, schärfte sein Forschungsprofil und erwarb sich einen 
guten ruf in akademischen Kreisen in israel und weltweit. Das Zen-
trum ist nicht nur für hochmotivierte masterstudierende, sondern 
auch für Doktoranden und Doktorandinnen und junge Forschende, 
die bereits promoviert sind, attraktiv. 

Die minerva-Zentren sind ein weiterer beitrag Annette Schavans 
sowohl zu den deutsch-israelischen beziehungen als auch zur Wis-
senschaftsförderung. Während ihrer Amtszeit als bundesministerin 
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für bildung und Forschung demonstrierte sie, welch hohe bedeutung 
sie der deutsch-israelischen Kooperation beimaß, indem sie die bereit-
stellung von etwa 10 millionen Euro für die Schaffung neuer miner-
va-Zentren bekanntgab.

Deutschland ist israels wichtigster Kooperationspartner in Europa 
und hat viel für die integration israels in den Europäischen For-
schungsraum geleistet. Eine Säule der Zusammenarbeit ist die miner-
va Stiftung. Die gründung der „minerva Stiftung – gesellschaft für 
die Forschung“ vor mehr als 40 Jahren markierte den beginn der 
Wissenschaftskooperation zwischen Deutschland und israel. Das Ziel 
war eine intensive beschäftigung mit Forschungsthemen, die sowohl 
für deutsche als auch für israelische Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler von interesse sind.

Die beidseitige Forschung wird durch die Finanzierung gemeinsamer 
Projekte, Symposien und Workshops sowie durch gegenseitige Ein-
ladungen und forschungsbezogene besuche erleichtert. Seit 1973 wur-
den mehr als 700 Projekte von Forschungseinrichtungen beider län-
der im rahmen spezifischer Programme auf der basis einer 
interministeriellen Zusammenarbeit finanziert. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt existieren 27 minerva-Zentren in sie-
ben Forschungseinrichtungen in israel. Sie sind bestrebt, richtungs-
weisende Forschung hervorzubringen und die Kooperation zwischen 
deutschen und israelischen Forschern und Forscherinnen entscheidend 
zu fördern und weiterzubringen, insbesondere durch gemeinsame 
Forschungsprojekte, kurzfristige Forschungsaufenthalte, Symposien 
und Workshops.

mit dem Ziel, den Friedensprozess im Nahen osten voranzubringen, 
beteiligt sich das bundesministerium für bildung und Forschung auch 
in Form eigener Programme und über ein besonderes Programm der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft an multilateralen Kooperations-
projekten mit israel und seinen arabischen Nachbarn, vor allem in 
den bereichen meeresforschung, medizin, Pflanzenbiologie sowie 
Umwelt- und Wassertechnologie.
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Zahlreiche andere Projekte wurden während der Amtszeit Annette 
Schavans als bundesministerin für bildung und Forschung auf den 
Weg gebracht. Dazu gehören das „max Planck-Hebrew University 
center for Sensory Processing of the brain in Action“, wo Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler der Hebräischen Universität und 
der deutschen max-Planck-gesellschaft die Verarbeitung von Sinnes-
reizen im gehirn erforschen werden, sowie die Ausweitung und Stär-
kung der Verbindungen zwischen deutschen und israelischen For-
schungs- und bildungseinrichtungen.

Schlussbemerkung

Als wahre Freundin des landes israel und der Hebräischen Univer-
sität hat Annette Schavan zur weiteren Verbesserung der einzigartigen 
beziehung zwischen Deutschland und israel sowie zum Ausbau der 
Kontakte der Hebräischen Universität mit Deutschland und deutschen 
institutionen beigetragen. Zu ihren größten Verdiensten gehören die 
Förderung einer lebendigen gemeinschaft herausragender israelischer 
und deutscher Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die Anre-
gung von Diskursen auf höchstem Niveau und eine bedeutende Ver-
besserung der Finanzierung von Forschung und bildung.

Auf diese Weise erwies sie nicht nur der Wissenschaft und der akade-
mischen Kultur große Dienste, sondern festigte auch die außerge-
wöhnlichen menschlichen und diplomatischen bande zwischen unse-
ren ländern.
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Deutschland hat eine lange Tradition als hervorragender Standort für 
grundlagenforschung, aber auch für Forschung und Entwicklung in 
Unternehmen. Die Umsetzung der hieraus entstandenen ideen in inno-
vative Produkte ist in vielen bereichen herausragend, nicht zuletzt im 
industriellen bereich. Dies hat dazu beigetragen, dass Deutschland die 
Finanz- und Wirtschaftskrise relativ gut überstanden hat. Und auch 
in Zukunft wird der Standort Deutschland für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Arbeit von einer forschungsintensiven Wertschöpfung abhängen. 
Dabei wird zunehmend das enge Zusammenspiel zwischen herausra-
gender universitärer und außeruniversitärer grundlagenforschung und 
die Aufnahme von Ergebnissen in angewandte Forschung und Ent-
wicklung F&E-intensiver Unternehmen von bedeutung sein. Dies 
wird insbesondere in den fünf bedarfsfeldern der Hightech-Strategie 
Klima/Energie, gesundheit/Ernährung, nachhaltige mobilität, Kom-
munikation/iT sowie Sicherheit zu erwarten sein. Die Forschungs-
union – ein zentrales innovationspolitisches beratungsgremium der  
bundesregierung – hat den zukünftigen Forschungs- und Entwick-
lungsbedarf, der sowohl von enormen wissenschaftlich-technischen 
Fortschritten als auch von den kritischen gesellschaftlichen Heraus-
forderungen getrieben wird, in jedem dieser gebiete definiert.

beim Thema Klima/Energie geht es um ressourceneffiziente Energie-
versorgung und beim Thema gesundheit/Ernährung um die Heraus-
forderungen des demografischen Wandels. Eine nachhaltige mobilität 
ist ein wesentlicher bestandteil unseres Wohlstandes. bei Kommuni-
kation/iT steht das internet der Daten, Dienste und Dinge im Zentrum 
und dessen Nutzung für intelligente Produktionstechnologien, was 
wiederum nur gelingen kann, wenn modernste Sicherheitstechnolo-
gien und internationale Standards etabliert werden.

Andreas barner

Forschungsstandort Deutschland –  
Perspektiven für F&E-intensive Unternehmen 
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Wenn wir diesen Weg des technologischen, aber auch des damit ver-
bundenen sozialen Fortschritts konsequent weitergehen, werden wir 
die großen Herausforderungen unserer Zeit meistern können.

in einem immer komplexer werdenden Umfeld müssen wir uns jedoch 
ständig weiterentwickeln, wenn wir wissenschaftliche Durchbrüche 
erzielen und diese in zukunftsweisende Produkte und Dienstleistun-
gen umsetzen wollen. 

Hierzu gehört ein effizientes Wissenschaftssystem, das eine breite und 
nicht zielgerichtete grundlagenforschung erlaubt, und ein effektiver 
Transfer von Erkenntnissen aus der Wissenschaft in die Wirtschaft, 
der nur mit ausreichenden privaten mitteln möglich sein wird. Wich-
tig sind ebenso geeignete rahmenbedingungen für die Produktion 
und Vermarktung der Produkte, die oft auch neue geschäfts- und 
Dienstleistungsmodelle erfordern.

Diese gedanken sollen im Folgenden schlaglichtartig und mit spezi-
ellem blick auf den gesundheitssektor veranschaulicht werden. 

Trotz aller Erfolge der vergangenen Jahre und Jahrzehnte bei der Ver-
besserung der Arzneimitteltherapie ist der bedarf an innovativen 
Therapieoptionen weiterhin ungebrochen. Für zwei Drittel der unge-
fähr 30.000 bekannten Krankheiten gibt es noch keine zufriedenstel-
lende behandlung.

Diese Situation wird verstärkt durch den demografischen Wandel, der 
weltweit die Zahl der menschen über dem 60. lebensjahr von etwa 
600 millionen im Jahr 2000 auf ca. 2 milliarden im Jahr 2050 ansteigen 
lässt, was einen sehr relevanten Anteil an der Weltbevölkerung dar-
stellt.

Allein auf Deutschland bezogen wird im Jahr 2050 etwa die Hälfte 
aller menschen 60 Jahre und älter sein. Es stellt sich also die Frage, 
welchen beitrag medizinische Forschung zur Verbesserung der The-
rapieoptionen dazu leisten muss, dass im Jahr 2050 das rentenein-
trittsalter eben nicht mehr im Schnitt knapp über 60 Jahren liegt. 
Wichtig, insbesondere aus der Sicht der forschenden pharmazeutischen 
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industrie, für die forschenden biotechnologieunternehmen, aber auch 
für die Forschung in der akademischen Welt wird es sein, nicht nur 
dazu beizutragen, dass die lebenserwartung weiter zunimmt, sondern 
dass auch die Zeitspanne parallel dazu zunimmt, die die menschen 
krankheitsfrei und mit hoher lebensqualität verbringen können.

Wie werden sich die Krankheiten verändern? Die Krankheiten, die 
im Jahr 2030 besonders relevant sein werden, so die WHo, sind vor 
allem chronische Erkrankungen wie die koronare Herzkrankheit, 
zerebral vaskuläre Erkrankungen, aber auch HiV/Aids oder coPD 
(chronic obstructive Pulmonary Disease, chronisch obstruktive 
lungenerkrankung). Auch Krebserkrankungen werden deutlich 
zunehmen. Die blutzuckerkrankheit, vor allem Diabetes mellitus Typ 
ii, der sogenannte Altersdiabetes, wird bereits die fünfthäufigste 
Todesursache darstellen.

Die WHo geht im Jahr 2030 nicht nur von Diabetes als fünfthäufigs-
te Todesursache aus, sondern auch von 13 millionen Todesfällen durch 
Krebs weltweit und bis 2050 von 115 millionen Demenzerkrankungen, 
wie Alzheimer, die wiederum mit einer Verfünffachung der behand-
lungskosten auf 1 milliarde US-Dollar einhergehen. Dies allein macht 
klar, dass sowohl der medizinische bedarf deutlich steigen wird als 
auch, dass die Kosten erheblich sein werden, wenn es uns nicht gelin-
gen sollte, deutlich bessere Therapien als sie heute verfügbar sind, zu 
finden.

Dies gelingt auch! Durchbrüche werden von der Wissenschaft und 
Wirtschaft geliefert, wie es exemplarisch aktuelle neue optionen bei 
der behandlung von Krebs, z. b. lungenkrebs und melanom, aber 
auch von viralen Erkrankungen, wie AiDS oder Hepatitis c, von 
Augenerkrankungen, z. b. der altersbedingten makuladegeneration, 
oder der Prophylaxe des Schlaganfalles bei Patienten mit Vorhofflim-
mern zeigen.

Zu diesen neuen möglichkeiten haben auch biopharmazeutika beige-
tragen, insbesondere gentechnologisch hergestellte monoklonale Anti-
körper und Proteine, die heute gleichberechtigt neben den klassisch-
chemisch synthetisierten „kleinen“ molekülen stehen.
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beide Strategien haben ihre Vor- und Nachteile und ergänzen sich 
optimal. Während biopharmazeutika hoch spezifisch wirken und auf 
der Zelloberfläche angreifen, sind die kleinen moleküle oral aktiv, 
können auch im Zellinneren wirken und erfordern geringere Produk-
tionskosten. 

Das Feld der gentechnologisch hergestellten biopharmazeutika zeigt 
auch etwas anders sehr deutlich auf: Die bedeutung der rahmenbe-
dingungen für die industrie, insbesondere für die industrielle Produk-
tion. Nichts könnte das besser illustrieren als die 80er und 90er Jahre 
des letzten Jahrhunderts, als es um die Etablierung von biotechnolo-
gischen Herstellungsanlagen in Deutschland ging. Es gab gravierende 
Unterschiede zwischen den bundesländern.

boehringer ingelheim beantragte den bau einer gentechnologischen 
Produktionsstätte im baden-württembergischen biberach im Juni 1984 
und erhielt noch im gleichen Jahr die Sicherheitseinstufung sowie im 
Juni 1985 die baugenehmigung. Zügig wurde mit dem bau begonnen, 
und bereits 1987 konnte das erste biopharmazeutische Produkt, das 
Thrombolytikum Actilyse, zur behandlung des akuten Herzinfarktes 
eingeführt werden. 

Später wurde eine komplett neue Anlage in biberach gebaut, deren 
bauphase von der grundsteinlegung 2000 bis zum Produktionsbeginn 
2003 weniger als 36 monate dauerte. Heute beschäftigt dort boehrin-
ger ingelheim ca. 1600 hochqualifizierte mitarbeiter.

ganz anders stellte sich zur gleichen Zeit die Situation in Hessen dar, 
als die Firma Hoechst im September 1984 den ersten Antrag für den 
bau einer Produktionsanlage für gentechnologisch hergestelltes huma-
nes insulin einreichte. Es entwickelte sich über viele Jahre eine geschich-
te von Sicherheitsbedenken, die zu blockaden führten, von Einsprüchen 
und beschwerden, die zu einem insgesamt zehnjährigen genehmigungs-
verfahren führten. Die Produktion konnte schließlich erst im märz 
1998 aufgenommen werden – ca. 15 Jahre nach dem ersten bauantrag.

Hierdurch hatte Deutschland den Anschluss an die internationale 
Spitzenforschung auf diesem gebiet verloren. Zugelassen war gen-
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technologisch produziertes insulin zwar schon seit 1987 in Deutsch-
land – die US-Firma Eli lilly produzierte es im nahen Straßburg –, 
doch Höchst konnte sein erstes Produkt erst 10 Jahre später in den 
markt bringen. Heute gilt gentechnologisch produziertes humanes 
insulin als das insulin der ersten Wahl. Das insulin aus tierischen 
Quellen wird heute fast nicht mehr eingesetzt. 

Dieses beispiel zeigt, wie wichtig die randbedingungen für F&E-
intensive Unternehmen sind und wie bedeutsam es ist, dass die Poli-
tik die rahmenbedingungen so gestaltet, dass neue Ansätze auch 
umgesetzt werden können. Dazu bedarf es eines intensiven Dialogs 
zwischen der Politik und den Unternehmen, aber auch der Unterneh-
men mit den bürgerinnen und bürgern, um die Akzeptanz für Neu-
es in Deutschland zu fördern. 

Eine weiteres Thema von überragender bedeutung sind Kooperationen 
zwischen der Wissenschaft und der Wirtschaft. Eine gute grundlagen-
forschung ist notwendige Voraussetzung für gute Forschungskoope-
rationen und damit vital für die Wertschöpfung in Deutschland.

Angewandte Forschung ist gleichermaßen wichtig. Vor allem größere 
Unternehmen sind in der lage, durch gezielte Kooperationen diese 
selbst zu leisten. Die globalisierung bringt es mit sich, dass insbeson-
dere die führenden Unternehmen ihren Aktionsradius bei der Suche 
nach geeigneten Kooperationspartnern praktisch weltweit ausweiten 
können. Das lokale Umfeld hat jedoch eine besondere bedeutung für 
die wissenschaftliche Qualität und Kultur. Daher ist die industrie, 
großunternehmen wie auch KmU, auf exzellente Forschung und aus-
gewiesen gute Universitäten in Deutschland angewiesen.

Deutschland hat herausragende außeruniversitäre Wissenschaftsor-
ganisationen, z. b. die max-Planck-gesellschaft, die Fraunhofer-
gesellschaft und die Helmholtz-gemeinschaft. Der mittelzuwachs 
der letzten Jahre durch den Pakt für Forschung und innovation war 
substantiell und sollte, wenn irgend möglich, erhalten bleiben.

Deutschland hat ebenso zum Teil herausragende Universitäten. Die 
Exzellenzinitiative hat eine reihe von Universitäten gestärkt, wobei 
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der mittelzufluss nur ein Teil des Erfolges ist. ganz wichtig ist die 
bereitschaft der Universitäten gewesen, sich selbst in Frage zu stellen, 
neue Wege zu gehen und neue Ansätze zu verfolgen. Die Verstetigung 
der Exzellenzinitiative über 2016/2017 hinaus ist von besonderer 
bedeutung, insbesondere für die universitäre Forschung an diesen 
guten Universitäten. 

Kurz- und mittelfristig wird die Frage der Finanzierung der Univer-
sitäten durch die bundesländer ganz entscheidend werden – es ist heu-
te schon absehbar, dass die Schuldenbremse zu Einsparungen an Uni-
versitäten, trotz steigender Studentenzahlen, führt. Den Universitäten 
mehr mittel zur Verbesserung ihrer schon derzeit finanziell schwieri-
gen Situation zur Verfügung zu stellen, wird ohne bundesfinanzierung, 
die nur mit einer grundgesetzänderung möglich ist, kaum realisiert 
werden können. Doch ohne gute Universitäten würde die Situation 
für F&E-intensive Unternehmen schwierig werden – gute mitarbei-
terinnen und mitarbeiter für Forschung und Entwicklung kommen 
von guten Universitäten. mittel- bis langfristig wird in Deutschland, 
insbesondere in Anbetracht des demografischen Wandels, die Frage 
der bildung entscheidend werden: Jedes Jahr verlassen über 50.000 
Jugendliche das Schulsystem ohne Abschluss. Enorme Anstrengungen 
liegen vor uns bei der integration von Kindern von Eltern, die nicht 
in Deutschland aufgewachsen sind. Unsere Anstrengungen müssen 
insbesondere bei der sehr frühen Förderung ansetzen – Sprachen kann 
man nur bis zu einem Alter von etwa sechs bis sieben Jahren wie eine 
muttersprache lernen, daher ist die frühe Förderung unabdingbar.

ohne geeignetes und sehr gut ausgebildetes Personal können die ide-
en und Ergebnisse der grundlagenforschung nicht in praktisch 
anwendbare innovationen umgesetzt werden. Die kontinuierliche 
Einführung neuer Technologien stellt hohe Ansprüche an die Ausbil-
dung des Personals sowohl in der Wissenschaft als auch in der  
Wirtschaft. Vor allem muss mehr Wert auf disziplinübergreifende 
Kompetenz gelegt und bereiche wie genetik, informatik, mikrotech-
nologie und medizintechnik einbezogen werden. 

Die Digitalisierung wird sowohl die Forschung und Entwicklung als 
auch die Anwendung der entsprechenden medizinischen Produkte, 
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Therapieoptionen und Dienstleistungen mehr und mehr beeinflussen. 
Die ständig anwachsende Flut von wertvollen medizinischen Daten 
aus Forschung, Entwicklung und klinischer routine erlaubt es, durch 
intelligente integration zu neuen Erkenntnissen zu gelangen, die sich 
in innovative lösungen für die Prävention, die Therapie und das 
gesundheitsmanagement umsetzen lassen. in diesem Zusammenhang 
muss allerdings auch den Ansprüchen des Persönlichkeits- und Daten-
schutzes rechnung getragen werden.

Um den Herausforderungen auf dem gesundheitssektor gerecht zu 
werden, müssen alle Akteure aus Wissenschaft und Wirtschaft lernen, 
in neuen Forschungskooperationen und Netzwerken zusammenzu-
arbeiten und den Kunden frühzeitig in den Wertschöpfungsprozess 
einzubinden. Denn die sehr komplexen Fragestellungen im grenzbe-
reich von biologie, medizin, iKT, Verhaltens- und Sozialwissenschaf-
ten – sowie Ökonomie – können erfolgreich nur in interdisziplinären 
Verbünden beantwortet werden. 

Von bedeutung für F&E-intensive Unternehmen ist es, dass in 
Deutschland die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft, kleinen und 
größeren Unternehmen gut funktioniert. Dass hier mehr erreicht und 
die Vernetzung intensiver werden kann, zeigt das beispiel des Spit-
zenclusterwettbewerbes, der cluster interessanter Themen branchen-
übergreifend identifiziert und gefördert hat. 

Wesentlich für erfolgreiche Forschungskooperationen zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft ist die identifizierung von Forschungsthemen 
mit industrierelevanz, fairer interessensausgleich zwischen den Part-
nern, Klarheit über die gemeinsamen Ziele und professionelles Pro-
jektmanagement. initiativen, wie der Spitzenclusterwettbewerb, haben 
auch hier geholfen, neue Standards der Zusammenarbeit zu entwi-
ckeln. Jedoch zeigt die öffentliche Diskussion immer wieder auf, dass 
es eine der grundvoraussetzungen guter Zusammenarbeit ist, Trans-
parenz so zu erzeugen, dass der akademische Forschungspartner nicht 
in seinen Freiheitsgraden eingeengt ist. 

Deutschland hat in den vergangenen Jahren große beiträge geleistet, 
um wettbewerbsfähig zu sein: Die investitionen der öffentlichen Hand 
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in die Forschungsförderung sind substantiell angewachsen und viele 
bundesländer haben sich darum bemüht, die rahmenbedingungen zu 
verbessern. 

Eine substantiell wichtige rahmenbedingung, für die sich viele in 
Politik und Wirtschaft bereits ausgesprochen haben, ist die immer 
dringlicher werdende steuerliche Forschungsförderung. Sie ist not-
wendig, um Deutschland im internationalen Standortwettbewerb für 
F&E-intensive Unternehmen attraktiver zu machen. Da sich die steu-
erliche Forschungsförderung letztlich nach wenigen Jahren schon 
selbst finanziert, ist jetzt die richtige Zeit, sie einzuführen, um dann, 
wenn die Zeiten wieder schwieriger werden, bereits positive beiträge 
zu erzielen. 

Zusammenfassend sei gesagt, dass sich das Umfeld für F&E-intensi-
ve Unternehmen in Deutschland in den vergangenen Jahren verbes-
sert hat, dass der substantielle Zuwachs an Förderung universitärer 
und außeruniversitärer Einrichtungen mittelfristig die Wettbewerbs-
fähigkeit Deutschlands steigern wird und dass man zuversichtlich 
sein sollte, dass die Fragen ausreichender Finanzierung der Hoch-
schulen einerseits und die Frage der steuerlichen Forschungsförde-
rung andererseits, gelöst werden und Deutschland damit auch in 
Zukunft einer der attraktiven Standorte für F&E-intensive Unter-
nehmen bleiben wird. 
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Jahr der Geisteswissenschaften
 
Es war im oktober 2006; ich befand mich an meinem rückzugsort 
in Eiderstedt beim Holzhacken, als die meldung durch das radio kam. 
in dem moment, in dem über die gewinner der Exzellenzinitiative 
gesagt wurde, dass die Humboldt-Universität „nicht dabei“ sei, ver-
fehlte ich das Holz; der Schlag ging auf den glücklicherweise robusten 
Stiefel. Wie in Hitchcocks Vertigo, bei dem in der Spirale der Ein-
gangssequenz das gesamte leben des Protagonisten symbolisiert ist, 
gingen mir in diesem moment die letzten 15 Jahre blitzartig durch 
den Kopf. mir schienen die in den Jahren 1993 und 1994 nach berlin 
berufenen ebenso diskreditiert wie die aus der Zeit der DDr stam-
menden reformer, die mit nicht minderem Einsatz an der Wiederer-
neuerung dieser „mutter“ der modernen Universitäten gearbeitet 
hatten. Keine institution hatte es neben der bundeswehr und der 
DDr-Armee in vergleichbarer Weise vollbracht, sich in einem Ver-
hältnis von etwa 50:50 gemeinsam zu erneuern, und diese leistung 
schien herabgesetzt. meine reaktion habe ich später aus dem Abstand 
als übertrieben empfunden, zum Zeitpunkt der Verlautbarung aber 
war sie ein spontanes Produkt der Enttäuschung.

Nachdem ich wenige Wochen zuvor der ministerin Annette Schavan 
zugesagt hatte, auf der Abschlussveranstaltung des „Jahres der geis-
teswissenschaften“ den Vortrag seitens der Universitäten zu halten, 
sah ich mich gezwungen, meine bereitschaft wieder zurückzunehmen, 
weil ich mich nicht in der lage sah, die angemessene Tonlage zu tref-
fen. Die Antwort kam prompt und entschieden: mein rückzug sei 
nicht angenommen; ich hätte jedwede Freiheit, anzusprechen, was 
immer mir wichtig erschiene. Natürlich war mir bewusst, dass es bei 
derartigen gelegenheiten verpönt ist, als Verlierer die Entscheidung 
eines gremiums infrage zu stellen, und, mehr noch, über ein Thema 
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zu sprechen, das den Vortragenden betrifft. mir ist lebhaft vor Augen, 
wie ganze reihen des Publikums versteinerten, während andere offen-
kundig geradezu aggressiv zustimmten. Nach der Veranstaltung kam 
kein Vorwurf, sondern ein durchaus herzlicher Dank.
 
Bologna-Reform
 
in allen gesprächen,  so etwa im Kuratorium der Volkswagen-Stiftung, 
hat mich die Fähigkeit Annette Schavans beeindruckt, ohne Etikette 
sofort auf den springenden Punkt eines Problems zu kommen und 
nicht unmittelbar nach der realisierbarkeit, sondern zunächst nach 
der Ziel- und rahmenstellung der idee zu fragen.

Der einzige Dissens bezog sich auf die bologna-reform. ich berich-
tete von meiner Erfahrung, dass, wie mit einem fatalen Zauberstab, 
die Atmosphäre der Universität verändert worden sei. Ein Symbol sei 
das Phänomen, dass Vorträge von auswärtigen gästen, die zuvor stär-
ker besucht waren als Vorlesungen, nun vor so gut wie leeren rängen 
stattfänden. Das gefühl, abgefragt zu werden und nur für das Not-
wendige lernen zu müssen, habe das gefühl dafür beeinträchtigt, dass 
es gerade das Außerordentliche sei, das den weiten Horizont der Uni-
versität verbürge.

Die Antwort war nicht minder kritisch als meine Einschätzung: Nir-
gendwo sei in irgendeiner Verlautbarung über die Durchführung der 
bologna-reform gefordert, was sich an Engführung an den Univer-
sitäten entwickelt hätte. Erst hierdurch werde der Sinn der reform, 
dass sich Studenten in Europa relativ freizügig bewegen könnten, in 
das gegenteil verkehrt. Diese Kontroverse ist der einzige Zwist 
geblieben.
 
Bilderfahrzeuge
 
Vor zweieinhalb Jahren berichtete ich Annette Schavan von den 
Schwierigkeiten, die dem Warburg institute in london dadurch berei-
tet worden sind, dass die University of london dessen Autonomie 
administrativ aufzuheben versucht.
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Eine initiative von carlo ginzburg und Salvatore Settis aufnehmend, 
habe ich der ministerin zu erklären versucht, dass hier eine Frage von 
nationalem interesse betroffen sei, weil die Kulturwissenschaftliche 
bibliothek Warburgs, die in Hamburg einen einzigartigen Status in 
den geisteswissenschaften erworben hatte, im Jahr 1933 gezwungen 
wurde, nach london zu emigrieren. Es sei eine Tragik von besonde-
rem Ausmaß, wenn mit der administrativen überführung des Warburg 
institute in die londoner Universität jene geschichte, die london 
mit Hamburg verbinde, getilgt würde. Es sei zu fragen, ob nicht in 
dieser Situation überlegt werden könne, das Warburg institute in lon-
don mit deutschem geld zu unterstützen. Wir vereinbarten, das 
gespräch fortzusetzen, wenn sich die londoner befürchtungen bestä-
tigen würden.

Auch nachdem Peter mack sein Amt als neuer Direktor des Warburg 
institute angetreten hatte, trat trotz besten bemühens von seiner 
Seite keine Verbesserung ein. Als ich Annette Schavan darlegen konn-
te, dass er keineswegs ablehnend reagiert, sondern vielmehr die 
bereitschaft signalisiert habe, sich ernsthaft an den angesprochenen 
Planungen zu beteiligen, kamen wir überein, dass es sinnvoll sein 
könne, ein mitglied der max-Planck-gesellschaft einzubeziehen und 
ein gemeinsames Treffen mit dem neuen londoner Direktor zu ver-
einbaren.

Nach Erörterungen mit mack und gerhard Wolf, Direktor des Deut-
schen Kunsthistorischen instituts in Florenz (max-Planck-institut), 
der Annette Schavan von einer gemeinsamen Exkursion zu den Klös-
tern des Sinai kannte, kam es zur Vereinbarung, gemeinsam mit der 
ministerin bei einem mittagessen die Problematik zu ordnen. Wir 
hielten es für höflich, wenige minuten zu spät zu kommen, aber zu 
unserer überraschung saß die ministerin bereits am Tisch. Nach knapp 
zwei Stunden stand ein Plan, wie eine Forschergruppe aussehen könn-
te, die teils an den deutschen instituten und zum größeren Teil in 
london loziert sein sollte. Einigkeit bestand auch darin, das Deutsche 
Forum in Paris in gestalt von Andreas beyer ebenso mit einzubezie-
hen wie das Hamburger Warburg-Haus mit martin Warnke als dessen 
historischem Treuhänder. Nach dem gespräch bekannte mack, dass 
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eine solche runde in großbritannien ebenso wie vermutlich auch in 
Frankreich oder italien undenkbar sei. Auf eine so unmittelbare Weise 
diskutieren zu können, erscheine ihm wie eine Utopie der Zivilgesell-
schaft. ohne die so beschriebene offenheit von Annette Schavan wäre 
eine initiative, die für die beteiligten zu den bedeutendsten gehört, 
die aus der bundesrepublik in den letzten Jahren hervorgegangen sind, 
kaum in das Planungsstadium überführt worden. 

Der rest war ein Ausarbeiten des Entwurfes einer solchen Forscher-
gruppe unter dem Titel „bilderfahrzeuge“. Alle beteiligten haben, 
unterstützt von Vertretern des ministeriums, die auch ihrerseits in 
keinem moment den Eindruck vermittelten, routinearbeit zu ver-
richten, den Antrag auf Einrichtung einer solchen institution bis zur 
positiven Entscheidung in seltenem Einmut vorbereitet. Die beharr-
lichkeit, in der eine zunächst als Fata morgana erscheinende idee 
verwirklicht wurde, gehört zu den erstaunlichsten Erfahrungen, wel-
che die beteiligten in diesem bereich haben machen können. 
 
Aufschreibsysteme
 
in der Endphase der Antragsausarbeitung geschah es, dass Annette 
Schavan in das Herbarium der Plagiatsjäger fiel. Die Protagonisten 
dieses metiers besitzen in der regel kein bewusstsein und kein gefühl 
für die Historizität der bedingungen des Forschens. Hierin liegt nicht 
allein die Absenz von Empathie; vielmehr markiert der Vorgang einen 
methodischen irrtum, der das Zählen mit bedeutung verwechselt. 
Damit aber scheint die Frage der Ethik an computerprogramme, die 
rechnen und nicht etwa bewerten, abgegeben.

in einer Zeit, in der es weder Kopiermöglichkeiten noch gar com-
puter gab, musste jeder Text handschriftlich zusammengefasst und 
paraphrasiert werden, und vielen Autoren wird es geschehen sein, 
dass bisweilen Zitate und Paraphrasen bei der Wiedergabe und 
Zusammenfügung mit weiteren ideen verschliffen wurden. Dies stellt 
den technisch bedingten Unterschied der literaturaufnahme gegen-
über allen späteren möglichkeiten dar, fotomechanische Kopien her-
zustellen und diese ohne Verschleifung durch die schreibende Hand 
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in ihrem eigenen rahmen so lange zu belassen, bis sie zitiert oder 
paraphrasiert aufgenommen und nachgewiesen wurden. Er verlangt 
umso mehr, dass die Substanz des Formulierten geklärt wird, und 
nicht etwa die Zahl der übereinstimmenden buchstaben. Dies nicht 
realisiert zu haben, war das hermeneutische Desaster der Juroren. Es 
hätte eines Friedrich Kittler bedurft, um das Unglück zu verhindern, 
aber dieser Heilige der „Aufschreibsysteme“ war nicht mehr  
am leben.

Natürlich müssen die Felder voneinander getrennt werden, und es 
ist unzulässig, Verrechnungen von wissenschaftlicher und politischer 
Tätigkeit vorzunehmen. Dennoch sei an diesem Punkt die immer 
wieder zu beobachtende Fähigkeit von Annette Schavan erwähnt, 
sich von einem Anliegen erfassen und nicht etwa von Strategien allein 
steuern zu lassen. Es dürfte wenige minister geben, die neben ihren 
langfristig verfolgten Zielen so unmittelbar und spontan auf ideen 
einzugehen vermögen, wie es ihr gegeben ist, und dies allein lässt es 
im psychologischen Kern als abwegig erscheinen, was ihr an der 
oberfläche vorgeworfen wurde.
 
Pleurants
 
Von Zeit zu Zeit habe ich mit Annette Schavan Ausstellungen besucht, 
und so auch Anfang des Jahres 2013 die Schau „Verführung Freiheit“ 
im Deutschen Historischen museum zu berlin. Die Ausstellung war 
beeindruckend, aber in Teilen auch verstörend, und daher schlug ich 
vor, zur Seelenberuhigung noch das bode-museum zu besuchen, um 
die Sonderausstellung der Trauernden Juan de la Huertas vom grab-
mal des Herzogs Jean sans Peur in Dijon zu besichtigen.

mit Worten schwer zu beschreiben ist die Variationsbreite der Trauer, 
die sich in den teils mit schweren gewändern und mönchskutten 
gekleideten gestalten nicht nur in der Körpersprache und im gesicht, 
sondern in den mitagierenden Kleidungsstücken äußert. Vom Affekt, 
der von diesen gestalten der Zeit um 1450 ausgeht, wurde noch 
Auguste rodin zu seinen bürgern von calais angeregt. 
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in einem bestimmten moment unserer besichtigung hat Annette  
Schavan ihr Smartphone genutzt, um Aufnahmen von jeder einzelnen 
Figur zu machen. Eine dieser Fotografien zeigt die Trauer zwei die-
ser Pleurants in der Aufgewühltheit ihrer die gesichter verbergenden 
Draperien (Abb.). Auf meine etwas banale Frage, wofür sie diese 
gemacht habe, kam die Antwort: Für die dunklen Stunden. Es war 
ein lichter moment.

Annette Schavan,  
Zwei Pleurants  

Juan de la Huertas  
vom Grabmal des  

Herzogs Jean  
sans Peur in Dijon,  

ca. 1450, Fotografie, 
März 2013
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